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EDITORIAL/081: Harmagedon (SB)
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Harmagedon

Das immer schneller anwachsende und sich stets wiederholende
Konfrontationsszenario zwischen den am Syrienkonflikt aus
unterschiedlichen Gründen beteiligten Großmächten USA und Rußland
droht sich, orientiert an gegenseitiger Bezichtigungspropaganda um
angebliche oder tatsächliche Giftgasangriffe, zunehmend zu
verselbständigen und sich dem Anspruch und den Möglichkeiten ihres
taktisch-diplomatischen Gebrauchs vollends zu entwinden.

Bei der heftiger werdenden und bereits fortgeschrittenen Eskalation
anläßlich der von allen Beteiligten induzierten syrischen Kriegslage
scheint den Akteuren der Zugriff auf das notwendige Bremsvermögen am
Beispiel eines weltkriegsgefährdenden Zusammenstoßes der globalen
Großmächte fast verlorengegangen zu sein.

Eine sich selbst erfüllende Prophezeiung, welche die letzte große
Schlacht zwischen den Himmelskräften und den Kräften des Bösen
voraussagt und die im Nahen Osten, speziell in Palästina, ihren Anfang
nehmen wird, gestützt auf den in der Offenbarung des Johannes im Neuen
Testament verwendeten Begriff Harmagedon, würde auf perverse Art und
Weise plötzlich Realität werden.

Gerade den religiösen Phantasien und intensivsten Träumen
tiefgläubiger Christengemeinschaften in der ganzen Welt stellt sich
die Frage nach dem Wohl und Wehe der restlichen Menschheit in
Anbetracht ihres sehr speziellen christlichen Erlösungsglaubens eher
nicht, insbesondere wenn dann noch das Jüngste Gericht mit im Spiel
ist.

Ist denn in einer solchen Gemengelage die Menschheit dazu verdammt,
jenes bizarre Schicksal aus Gottes Hand, heiß serviert von den
Vereinigten Staaten von Amerika, die ausschließlich ihren eigenen
Interessen Rechnung tragen, am Ende des Tages einfach nur hinzunehmen?

Schattenblick-Redaktion


13. April 2018
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ATOM/158: Halbwertzeit - in memorial ... (Brokdorf-akut)


Aufruf zur Demonstration am AKW Brokdorf

Am Sonntag, den 22. April 2018 um 12 Uhr mittags

zum 32. Tschernobyl-Jahrestag

Keiner weiss, was der Reaktor ausbrütet


Derzeit fährt das AKW Brokdorf im Blindflug: niemand kann voraussagen,
welche unbekannten Reaktionen im Reaktor ablaufen. Die Ursache für die
bedrohlichen Korrosionen an den Brennstäben liegt weiterhin im Dunkeln. Aus
Angst vor einer Schadensersatzklage des Betreibers setzt die Landespolitik
uns einem nicht kalkulierbaren Risiko aus.

Denn wenn nach einem Leitungsbruch die Brennstäbe mit kaltem Wasser gekühlt
werden müssen, um eine Kernschmelze zu bekämpfen, können die Brennstäbe
brechen und die in ihnen steckenden Nuklide freigesetzt werden. Die Folgen
für Mensch und Natur wären die gleichen wie in Tschernobyl und Fukushima.

Bedenken Sie, was das für Sie und Ihre Familie bedeuten würde:

Evakuierung oder langfristige Umsiedlung, wohnen in Wohncontainern, Ihre
Kinder verlieren ihre Freunde und Schule und dürften nicht draußen spielen.
Sie wären sozial geächtet, weil Sie "strahlen". Landwirtschaft, Tourismus
und Wirtschaft kämen zum Erliegen.

Sie sagen, das kann nicht passieren? Was macht Sie so sicher?

Gewissheit bringt nur die Stilllegung des AKW Brokdorf.

Dessen Strom wird längst nicht mehr gebraucht, den weiter
anwachsenden Atommüllberg will niemand haben.

Aber der Betreiber soll noch Geld verdienen.

Auch in Deutschland kommt Profit vor Sicherheit.

Wenn ihnen ihre Zukunft etwas bedeutet:

Kommen sie zur Demonstration. wenn wir viele sind, haben wir eine grössere
Chance, die Bedrohung durch das AKW Brokdorf zu beenden.

www.akw-brokdorf-abschalten.de

Aufruf bitte online unterzeichnen

 * 


Programm der 6. Protest- und Kulturmeile am AKW Brokdorf


22. April 2018 ab 12 Uhr mittags bis ca. 14.30/15.00 Uhr

RednerInnen:

Dr. Karsten Hinrichsen, Brokdorf-akut

Lüder Möller, Umweltgewerkschaft Netzwerk Energiewende
(Deponiestandort)

Stefan Marxen, BI Kein Atommüll in Schönwohld (Deponiestandort)

Stephan Klose, BI Gesundheit und Klimaschutz Unterelbe

Jochen Stay, ausgestrahlt

Heinrich-Böll-Stiftung Kiel - Vorstellung und Diskussion mit Liquidatoren
aus Tschernobyl und Fukushima 

Grußworte von polnischen Atomkraftgegnern aus Kolberg

Musik:

Gerd Schinkel, Liedermacher Köln,

Musikgruppe Pepperoni Hamburg,

Olaf Plotz, Percussionist

Moderation: Rainer Guschel, BUND Steinburg

Verpflegung während der Veranstaltung:

Biohof Schümann

Vegane Suppe bei COMM e.V.

Außerdem:

Pastor Hans-Günter Werner, Mahnwache am Tschernobyl-Stein

Infostände von:

Attac, Bündnis 90/Die Grünen, Ausgestrahlt, DIE LINKE, Brokdorf-Akut
BI Lüchow-Dannenberg, BUND, COMM e.V., Umweltgewerkschaft

Radtour zur Demo: von Kellinghusen über Itzehoe und Kasenort

8.45 h Abfahrt Kellinghusen, Unterer Marktplatz vor dem Bürgerhaus, 10.15 h
Itzehoe Umweltzentrum am Bahnhof, Draisine 4, 11.00 h Kasenort

Klein-BUS-Shuttle ab Bahnhof Glückstadt:

Anmeldung: Marianne Kolter, DIE LINKE, Tel. 0174/9872039

Initiatoren: Initiative Brokdorf akut, BUND Kreisgruppen Steinburg und
Dithmarschen, attac Itzehoe

Unterstützer des Aufrufes: AG Schacht Konrad, Anti-AKW Initiative im Kreis
Pinneberg, Anti-AKW-Video-Gruppe "Altonaer Museum bleibt",
Anti-Atom-Gruppe Dithmarschen, attac Hamburg, Arbeitskreis Umwelt Gronau,
Basisgemeinde Wulfshagener Hütten, BI Frackingfreies Auenland,
BI Gesundheit und Klimaschutz Unterelbe, BI kein Atommüll in Schönwohld, BI
Kiel gegen Atomanlagen, BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg,
BI Atommüll Einlagerung Stopp Harrislee, BUND Landesverbände Hamburg und
Schleswig-Holstein, BUND-Kreisverband Pinneberg, Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), COMM e. V., Fukushima Mahnwache
Schönberg, Mahnwache für den Atomausstieg Buxtehude,
Mahnwachengruppe vor dem AKW Brokdorf am 6. eines jeden Monats, MAUS e. V.,
Schümannhof, IG Metall Unterelbe, IPPNW - Internationale
Ärzte gegen den Atomkrieg, Landesverband des Bundesverbandes Windenergie
(BWE-SH), NABU Ortsgruppen Glückstadt, Itzehoe, Schenefeld,
Kellinghusen und Wilster, ROBIN WOOD Hamburg, SAND, Umweltgewerkschaft,
X-tausendmal quer Regionalgruppe Hamburg

Außerdem: Die LINKE-Landesverband Schleswig-Holstein und Kreisverband
Steinburg, Südschleswigscher Wählerverband (SSW)

Zum Hintergrund siehe auch:

Schattenblick / INFOPOOL → UMWELT → INDUSTRIE

ATOM/1351: Was passiert im Reaktor des AKW Brokdorf? (Brokdorf-akut)

Weitere Informationen:

www.brokdorf-akut.de

 * 

Quelle:

Initiative Brokdorf-akut

Dorfstr. 15, 25576 Brokdorf

E-Mail: info@brokdorf-akut.de

Internet: www.brokdorf-akut.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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WALD/260: Hambacher Forst - wichtige Gäste ... (Michael Zobel)


Frühling im Hambacher Wald - wir kommen wieder...

von Michael Zobel, 17. April 2018



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 17. April 2018, zwei Tage nach unserem Jubiläumsspaziergang im
Hambacher Wald.

Perfektes Frühlingswetter, beste Stimmung, neue Route, 202 kleine und große
TeilnehmerInnen, anderthalb bis 87 Jahre, aus Morschenich und Buir, Aachen,
Bonn und Köln, aus Berlin, Ulm und Südafrika...

Und natürlich machen wir weiter, heute war ich mit der evangelischen Kirche
unterwegs, der Deutschlandfunk hat sich angemeldet, eine Hochschulliste der
Uni Siegen, diverse Schulklassen und Lehrerkollegien sind bei immer mehr
Führungen unterwegs. Zusammen mit den 48 monatlichen Sonntagsspaziergängen
sind wir jetzt bei sagenhaften 12563 TeilnehmerInnen angekommen, viel mehr,
als bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

Bodos Galerie ist im Netz [1], mehr Fotos folgen. Und die Berichterstattung
geht durch die ganze Welt, siehe zum Beispiel unter [2].

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen. Wir alle
zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und all die anderen fleißigen HelferInnen,
ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die anderen Aktionen rund um das
Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen Erfolgsgeschichte geworden

DANKE an den BUND, der durch seinen andauernden juristischen Kampf den
diesjährigen Rodungsstopp erst möglich gemacht hat, DANKE Dirk.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 13. Mai, 49. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald


Eine weitere Führung im wunderbaren Frühlingswald, wir werden erneut
zeigen, warum auch der kleine Rest des ehemals stolzen Waldes unbedingt
schützenswert ist.

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... oder
Manheim, das entscheidet sich kurzfristig...

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68570,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke [3].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Lasst uns diesen Rückenwind nutzen, lasst uns weitermachen, im Hambacher
Wald, rund um Garzweiler. Wir haben die einmalige Chance, dem IrRWEg ein
Ende zu machen.

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 13. Mai, 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Termine:

22. April, Großgerätetransport auf der A44neu, wir sind dabei [4]

26. April, RWE-Hauptversammlung Grugahalle Essen, wir sind dabei...

29. April, Fahrradsternfahrt zum Hambacher Wald aus Köln und wahrscheinlich
auch aus Aachen

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen




Verweise:

[1] http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_04_15_4-jahre-waldfuehrung-hambacher-forst.htm

[2] https://news.nationalgeographic.com/2018/04/hambach-forest-germany-logging-coal-conservation-science/

[3] https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

[4] http://www.rp-online.de/nrw/staedte/grevenbroich/absetzer-ueberquert-die-neue-autobahn-aid-1.7290582

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 17. April 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. April 2018 
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KOHLEALARM/424: Klimakampf und Kohlefront - Verzögerung und Widerspruch ... (Attac Köln)


Attac Köln - 17. April 2018

RheinEnergie spielt auf Zeit: 4. Mahnwache vor dem Kundenzentrum in
Deutz 



Am Freitag, den 20. April, findet eine Mahnwache vor dem Kundenzentrum der
RheinEnergie AG in Köln-Deutz, Deutzer Freiheit 65, von 16:00 bis 18:00 Uhr
statt.

Durch einen Ratsbeschluss vom 4. April 2017 wurde die RheinEnergie AG
verpflichtet, die Beendigung der Braunkohleverbrennung in Köln-Merkenich zu
planen.

Am 3. April 2018 veröffentlichte die RheinEnergie die erste
Sachstandmitteilung zum Braunkohleausstieg in ihrem Heizkraftwerk in Köln
Merkenich.

In dieser Mitteilung legte die RheinEnergie AG auch nach circa einem Jahr
kein Konzept zum Braunkohleausstieg vor, sondern stellte die Verbrennung
von klimaneutralen und/oder alternativen Brennstoffen als technisch nicht
durchführbar dar.

Außerdem stellte sie die unrichtige Behauptung auf, der Umstieg auf Erdgas
würde den Bau eines neuen Blocks im Heizkraftwerk Merkenich erfordern.

Schon ein vorübergehender Ersatz der Braunkohle durch Erdgas könnte bis zu
280.000t Kohlendioxid einsparen.

Ein breites Bündnis aus 17 verschiedenen Initiativen ruft zur Mahnwache auf
und fordert die zügige Umsetzung des Ratsbeschlusses vom April letzten
Jahres.

Peter Weissenfeld für attac-Köln




Weitere Informationen:

http://tschoe-rheinenergie.de/

Folgende Organisation und Gruppen unterstützen die Mahnwache:


	Attac Köln

	DIE LINKE Kreisverband Köln

	Initiative Tschö RheinEnergie

	Das Menschenrechtsprojekt im Allerweltshaus

	Pumova - Kinderarzt Christian Döring c/o Gesundheitsladen Köln

	Die Initiative Bergbaugeschädigter 50189

	Die Piraten im Kreiverband Köln

	Fraktion der LINKEN im Regionalrat Köln

	Verein Naturfreundehaus Kalk e.V.

	Naturfreund*innen der Bezirksgruppe Kalk

	Sozialistische Jugend Die Falken Kreisverband Köln

	Gewerkschafter*innen für Klimaschutz

	DFG/VK Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen, Gruppe Köln

	Dachverband Kritische Aktionäre

	Buirer für Buir

	Grüne Jugend Köln

	Naturführer Michael Zobel



 * 

Quelle:

Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus) - 50823 Köln-Ehrenfeld

Internet: www.attac-koeln.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 
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VORTRAG/8325: Potsdam - Linguist Daniel L. Everett, "Kultur, Sprache und Menschheitsgeschichte", 23. und 24.4.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Potsdam

Kultur, Sprache u. Menschheitsgeschichte - Der amerikanische
Linguist Daniel L. Everett zu Gast in Potsdam



Hatte der Frühmensch Homo erectus eine entwickelte Sprache? Welche
Rolle spielt Kultur für Sprache und Kognition? Diesen fundamentalen
Fragen wird der US-amerikanische Linguist und Anthropologe Prof.
Daniel L. Everett von der Bentley University in zwei Vorträgen in
Potsdam nachgehen. Am 23. April spricht Everett am Unicampus Golm zum
Thema "On the Role of Culture in Language and Cognition" und am 24.
April im Einstein Forum zur Frage "How Language Began. Homo erectus
and the Origin of Language". Beide Veranstaltungen werden in
englischer Sprache stattfinden und von Prof. Dr. Gisbert Fanselow von
der Universität Potsdam moderiert.

Daniel L. Everett ist einer der bekanntesten Sprachwissenschaftler
weltweit. Sein Interesse an Linguistik und Anthropologie wurde durch
einen Aufenthalt beim Volk der Pirahã begründet. Im Jahr 1977 besuchte
der Forscher die Indianer mit der Aufgabe, sie zu missionieren. Durch
den Kontakt mit der Lebenswelt der Pirahã entfernte sich Everett immer
weiter von seinem ursprünglichen Ziel und wurde dabei zum Atheisten.
Sein Interesse an der Sprache und Kultur des Volkes blieb jedoch
bestehen. Auch nach dem Studium der Linguistik und Anthropologie an
der Universität Campinas in Brasilien und als Professor für Linguistik
an US-amerikanischen Universitäten, besuchte er weiterhin das indigene
Volk und lebte mit ihnen. Diese Erfahrungen hat er in seinen Büchern
"Das glücklichste Volk. Sieben Jahre bei den Pirahã-Indianern am
Amazonas" (2010) und "Die größte Erfindung der Menschheit. Was mich
meine Jahre am Amazonas über das Wesen der Sprache gelehrt haben"
(2013) aufgeschrieben und ist damit einem breiteren Publikum bekannt
geworden. Sehr viel Aufmerksamkeit hat auch sein neuestes Buch "How
Language Began" (2017) in den Medien gefunden, in dem er für die neue
These argumentiert, dass bereits homo erectus eine entwickelte Sprache
hatte: Damit wäre Sprache seit mehr als einer Million Jahren Teil
unserer Geschichte.

Zeit und Ort:

23.04.2018, 16 Uhr: Uni Potsdam, Campus Golm

K.-Liebknecht-Str. 24-25, Haus 14, Raum 0.47

24.04.2018, 19 Uhr: Einstein Forum

Am Neuen Markt 7, 14467 Potsdam

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution156

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Potsdam, Jana Scholz, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8324: TU Berlin - "Universität für alle" erschienen, Sommersemester 2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: "Universität für alle" erschienen

Öffentliche Veranstaltungen der TU Berlin für das Sommersemester 2018



Interessierte sind auch im Sommersemester 2018 herzlich eingeladen, an
der TU Berlin öffentliche Vorlesungen, Kolloquien und Seminare zu
besuchen und so am wissenschaftlichen Diskurs teilzuhaben.
Wissensdurstige können in der Publikation "Universität für alle? aus
rund 30 vielfältigen Angeboten wählen: von Physik über Kunst bis hin
zu Geschichte. Es ist für jede und jeden etwas dabei. So beschäftigt
sich die Vorlesung "Jugendstil" nicht nur mit den deutschen Zentren in
Darmstadt, Hagen und Weimar, sondern stellt auch den katalanischen
Künstler Antoni Gaudi und die lettische Stadt Riga vor. "Alexa,
schalte bitte die Waschmaschine an" - im Forschungskolloquium Quality
and Usability kommt u.a. die Sprachsteuerung als neues Feature im
Bereich der Waschmaschinenentwicklung zu Wort. Mit Megafahrstühlen,
z.B. neue Schiffshebewerke in Niederfinow, beschäftigt sich u.a. das
Kolloquium "Konstruktiver Ingenieurbau". Speziell für
Studieninteressierte sowie Studienanfängerinnen oder -anfänger ist der
"Wegweiser Studium".

Die Vorlesungen sind öffentlich und können, sofern nicht anders
angegeben, auch ohne Anmeldung besucht werden. Um den Wissbegierigen
die Auswahl zu erleichtern, wird jeweils die Zielgruppe angeführt, an
die sich die Vorlesung oder das Seminar in erster Linie richtet. Für
die Teilnahme am "Studium generale", das auch in der neuen Publikation
aufgeführt wird, ist ein Gasthörerschein nötig. Erhältlich ist dieser
im Campus Center der Abteilung I - Studierendenservice der TU Berlin,
Tel.: 030 314-29999. Informationen dazu sind online zusammengefasst
unter: 

www.tu-berlin.de/?76326

Aktuell und sofort abrufbar ist das Programm im Internet unter:

www.tu-berlin.de/?uni_fuer_alle

Die Broschüre kann auch über die Stabsstelle Presse,
Öffentlichkeitsarbeit und Alumni der TU Berlin ab sofort und kostenlos
bestellt werden: Tel.: 030 314-22919, E-Mail:
pressestelle@tu-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/276: Völkerrechtswidrige US-Drohnenangriffe von deutschem Boden aus


Amnesty International - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Völkerrechtswidrige US-Drohnenangriffe von deutschem Boden aus:

Bundesregierung muss Handlungsspielraum ausschöpfen

Neuer Amnesty-Bericht dokumentiert deutliche Anzeichen dafür, dass die
Bundesregierung wissentlich Völkerrechtsverstöße der US-Regierung
unterstützt / Deutsche Geheimdienstinformationen tragen möglicherweise zu
Drohnenangriffen bei



BERLIN, 19.04.2018 - Amnesty International kritisiert in dem neuen Bericht
"Deadly Assistance: The role of European states in US Drone Strikes" die
Unterstützung, die Deutschland, England, die Niederlande und Italien den
USA bei umstrittenen Drohneneinsätzen leisten. Diese Unterstützung gewinnt
vor dem Hintergrund von US-Präsident Trumps Ankündigung, das
Drohnen-Programm weiter auszubauen, zunehmend an Brisanz.

Amnesty hat Medienberichte und öffentlich zugängliche Stellungnahmen der
Bundesregierung ausgewertet. Deren Analyse legt nahe, dass die
Bundesregierung seit Jahren zu wenig unternimmt, um sicherzustellen, dass
sie keine völkerrechtswidrige Beihilfe leistet zu US-Drohnenangriffen, die
das Humanitäre Völkerrecht verletzen. "Aus Sicht von Amnesty International
schöpft die Bundesregierung ihren Handlungsspielraum gegen
völkerrechtswidrige Drohnenangriffe der USA nicht aus: Sie muss dringend
Safeguards entwickeln, mit denen sichergestellt wird, dass die
Bundesregierung keine wissentliche Beihilfe zu Völkerrechtsbrüchen
leistet", sagt Maria Scharlau, Völkerrechtsexpertin bei Amnesty
International in Deutschland.

Die Bundesregierung duldet, dass das US-Militär den Stützpunkt Ramstein auf
deutschem Boden nutzt, um mithilfe des Kommunikationssystems GILGAMESH die
Signale der Drohnenpiloten in die Einsatzstaaten weiterzuleiten. Eine
direkte Steuerung der Drohneneinsätze in Pakistan, Afghanistan und Jemen
von US-Boden aus wäre aufgrund der Distanz und der Erdkrümmung nicht
möglich. Die USA sind für die Durchführung also angewiesen auf die Nutzung
von Ramstein - was die Bundesregierung auch weiß. "Jahrelang hat die
Bundesregierung sich darauf berufen, nicht genau zu wissen, welche Rolle
Ramstein in der Ausführung der Drohnenangriffe spielt, und damit eine
eigene Mitverantwortung abgelehnt. Spätestens im August 2016 informierte
die US-Botschaft das Auswärtige Amt aber über die entscheidende Rolle von
Ramstein. Mit diesem Wissen muss die Bundesregierung endlich dafür sorgen,
dass keine völkerrechtswidrigen US-Drohnenangriffe von deutschem Boden aus
unterstützt werden", sagt Scharlau.

Darüber hinaus geben deutsche Behörden geheimdienstliche Informationen wie
zum Beispiel Handynummern und E-Mail-Adressen an die USA weiter, bei denen
nicht ausgeschlossen werden kann, dass sie die Lokalisierung von Personen
und damit gezielte tödliche Drohnenangriffe erst ermöglichen.

Vertreter der Bundesregierung betonen, dass ein reger Austausch mit den
jeweiligen Gesprächspartnern der US-Regierung über die Drohnenangriffe und
die Einhaltung des Völkerrechts stattfinde. Die aktuelle US-Regierung hat
aber die wenigen Restriktionen und Richtlinien zurückgenommen, die unter
Präsident Obama auf öffentlichen Druck hin geschaffen worden waren. "Die
Bundesregierung macht es sich zu leicht", so Scharlau. "Seit Jahren
dokumentieren Amnesty International, Human Rights Watch, das European
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) und 
UN-Sonderberichterstatter, dass die USA durch ihre Drohnenangriffe regelmäßig
gegen Völkerrecht verstoßen." Die amerikanische Regierung setzt Drohnen zum
Beispiel außerhalb von bewaffneten Konflikten ein, nimmt die Tötung auch
von einer großen Zahl von Zivilisten in Kauf und leistet keine Aufklärung
oder Entschädigung nach derartigen Angriffen. "Das Drohnenprogramm ist
massiv ausgebaut worden, wir gehen daher von einer deutlichen Zunahme der
Völkerrechtsverstöße aus. Sich trotzdem auf die Zusage der USA zu
verlassen, sie hielten das Völkerrecht ein, ist realitätsfremd", so
Scharlau.

Amnesty International fordert die Bundesregierung dazu auf, offenzulegen,
welche Maßnahmen sie ergreift, um der Gefahr einer völkerrechtswidrigen
Beihilfe zu begegnen. Der politische Protest gegen völkerrechtswidrige
Drohneneinsätze der USA muss auch öffentlich stattfinden, um die Entstehung
gefährlichen Völkergewohnheitsrechts zu verhindern.



Den Amnesty-Bericht "USA: Deadly Assistance: The role of European states in
US Drone Strikes" finden Sie unter:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-04/Amnesty-Bericht-USA-Deadly-Assistance-Bericht-April2018.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/308: Nordsyrien - Schicksal der Christen von Afrin ungewiss


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Bischöfe von Aleppo vor fünf Jahren verschleppt (23.4.2013) 

Auch Schicksal der Christen in Afrin nach Einmarsch der türkischen Armee
ungewiss



Göttingen, den 19. April 2018 - Fünf Jahre nach der Verschleppung der
beiden Bischöfe von Aleppo durch radikale Islamisten erinnert die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) auch an die rund 1.000 Christen aus
dem nordsyrischen Afrin. Ihr Schicksal ist nach dem Einmarsch der
türkischen Armee und verbündeter islamistischer Milizen ungewiss. "Wir
müssen befürchten, dass diese Christen das Schlimmste erleiden müssen, wenn
sie von Radikalislamisten erkannt werden", warnte der GfbV-Nahostreferent
Kamal Sido am Donnerstag in Göttingen. Unter den Angehörigen der kleinen
christlichen Gemeinde von Afrin sind viele konvertierte Muslime. Sie fanden
die Gräueltaten islamistischer Terrormilizen so abstoßend, dass sie zum
christlichen Glauben übergetreten sind. Für Islamisten müssen "Abtrünnige",
die vom Islam abgefallen sind, "beseitigt" werden.

"Die türkischen Soldaten werden und wollen die Zivilbevölkerung nicht vor
Islamisten schützen. Augenzeugen berichten uns, dass islamistische Milizen
ungehindert marodierend durch die Straßen ziehen, in regelrechten Raubzügen
Häuser ausplündern, Zivilisten schikanieren, sie in Angst und Schrecken
versetzen", berichtete Sido. "In Afrin gilt praktisch schon die Scharia,
das islamische Recht. Dort werden selbst 13-jährige muslimische Mädchen,
die zwar ein Kopftuch tragen, aber kein langes Gewand angezogen haben,
bereits böse ermahnt. Für Christen bleibt da nur die gefahrvolle Flucht,
wenn sie ihren Glauben nicht verleugnen wollen."

Insgesamt sei die Lage der Christen in Syrien, aber auch in der
benachbarten Türkei äußerst besorgniserregend, bedauerte der
Menschenrechtler. 103 Jahre nach Beginn des Völkermordes an den Armeniern
und den assyrisch-aramäischen Christen im Osmanischen Reich (24.4.1915)
müssten sie nun wieder um ihr Überleben bangen. Mit dem einzigen Armenier,
der im nordsyrischen Afrin wohnte, hatte Sido 2015 noch gesprochen. Seit
dem Fall der Stadt gibt es keine Verbindung mehr zu ihm.

Von den beiden am 23. April 2013 in Nordsyrien verschleppten geistlichen
Würdenträgern, dem Erzbischof der syrisch-orthodoxen Kirche, Mor Gregorius
Yohanna Ibrahim, und dem Erzbischof der griechisch-orthodoxen Kirche,
Boulos Yazigi, gibt es bis heute kein Lebenszeichen. Bisher hat sich
niemand zu der Tat bekannt. Da jedoch schon damals islamistische
Gruppierungen im Nordwesten Syriens nahe der türkischen Grenze ihr Unwesen
trieben, Christen als Geiseln nahmen und Lösegeld erpressten, liegt der
Verdacht nahe, dass die beiden Bischöfe Opfer dieser Terrormilizen wurden.
Dafür spricht auch die Skrupellosig-keit, mit der die Täter vorgingen. Der
Fahrer der beiden entführten Würdenträger, ein Diakon, wurde bei dem
Überfall kaltblütig erschossen. Auf Vorschlag der GfbV wurden die beiden
Bischöfe 2014 in Abwesenheit für ihren Einsatz als Vermittler, Botschafter
und Kämpfer für die Menschenrechte in dem anhaltenden Bürgerkrieg in Syrien
mit dem Weimarer Menschenrechtspreis ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. April 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/897: Nein zum Krieg - Kundgebung am Brandenburger Tor in Berlin (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 19. April 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Nein zum Krieg

Kundgebung am Brandenburger Tor in Berlin



Unter dem Motto "Nein zum Krieg! Deeskalation ist das Gebot der Stunde"
demonstrierten gestern mehr als 1.000 Menschen am Brandenburger Tor. Zu der
Kundgebung hatte die Fraktion "Die Linke" aufgerufen. Neben den
Fraktionsvorsitzenden Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch sprachen Dr.
Alex Rosen, IPPNW-Vorsitzender, Ute Finkh-Krämer, Plattform Zivile
Konfliktbearbeitung, Lühr Henken, Friedenskoordination Berlin und Michael
Müller, Naturfreunde Deutschland.

Der IPPNW-Vorsitzende Alex Rosen warnte angesichts der Spannungen zwischen
den USA und Russland davor, dass die Gefahr eines Atomkrieges noch nie so
hoch gewesen sei wie heute. Die Weltuntergangsuhr stehe aktuell auf 2
Minuten vor Mitternacht - so nahe an der Katastrophe wie seit 1960 nicht
mehr. Und das liege nicht allein an der Person im Weißen Haus und auch
nicht nur an der Situation in der Ukraine und Osteuropa, wo sich Russland
und die NATO fast wie im Kalten Krieg gegenüber stehen. Das liege auch an
den Interventionen der Großmächte im Syrienkrieg. In Syrien würden aktuell
mit den USA, Russland, Israel, Frankreich und Großbritannien fünf
Atommächte unabhängig voneinander Bomben abwerfen. Solange das so
weitergehe, sei es nur eine Frage der Zeit, bis einer dieser Luftschläge
das falsche Ziel treffe und die Welt an den Rand eines Atomkrieges bringen
könnte.

Keine der Kriegsparteien interessiere sich mehr für die legitimen
Interessen der Menschen in Syrien, kritisierte Dr. Alex Rosen. Nach sieben
Jahren Krieg sei deutlich geworden, dass es nie "das syrische Volk" gab,
das Assad stürzen wollte, genauso wenig, wie es "das syrische Volk" gab,
das ihn an der Macht halten wollte. Es gebe Menschen, die unter Assad ein
gutes Leben hatten und es gab jene, die in seinen Folterkellern litten. In
der heterogenen Bevölkerung Syriens habe es immer schon ganz
unterschiedliche Interessen gegeben - legitime Interessen. Allen gemein sei
das Recht auf ein Leben in Frieden, in Freiheit und in Würde. Doch genau
dieses Recht werde aktuell von allen Kriegsparteien in Syrien mit Füßen
getreten. Das Leiden, das Sterben, das Töten in Syrien müsse aufhören.

"Besonders betroffen macht uns als ÄrztInnen die Tatsache, dass von allen
Kriegsparteien immer wieder Krankenhäuser und humanitäre Organisationen
angegriffen werden. Mehr als 400 Angriffe auf Krankenhäuser, mehr als 800
tote ÄrztInnen und Pflegekräfte. Das verstößt nicht nur gegen das
Völkerrecht, das sind Kriegsverbrechen", so Alex Rosen.

Auch Deutschland trage eine Mitschuld am Krieg in Syrien - zum Beispiel
durch Waffenlieferungen an Kriegsparteien wie die Türkei und Saudi Arabien.
Die Bundesrepublik werde damit ebenfalls zur Kriegspartei. "Dagegen müssen
wir uns entschieden wenden", so Alex Rosen abschließend.

Er warb für den Staffellauf gegen Rüstungsexporte "Frieden geht", der vom
21. Mai bis 2. Juni 2018 einmal quer durch Deutschland führt, von Oberndorf
a.Neckar bis Berlin. An der Wegstrecke passieren die LäuferInnen
Rüstungsproduzenten und - exporteure, politische Entscheidungszentralen und
Behörden. Am 2. Juni 2018 endet der Staffellauf nach 13 Tagen, über 1.100
Kilometern und mehr als 80 Etappen in Berlin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. April 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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VORTRAG/798: Münster - "Thomas Mann und die Stadt Lübeck" am 25. April 2018


Thomas Mann und die Stadt Lübeck: Vortrag in der Stadtbücherei 



Münster (SMS) Thomas Mann hatte ein ambivalentes und komplexes
Verhältnis zu seiner Vaterstadt Lübeck. Mit dem Roman "Buddenbrooks"
setzte der Autor der Stadt ein Denkmal. Das Bild Lübecks, das Thomas
Mann zeichnet, ist das Bild einer Stadt, in der Vergangenheit und
Tradition kaum mehr mit der Gegenwart und dem Fortschritt zu versöhnen
sind. In Reden und Aufsätzen setzte er sich mit "Lübeck als geistiger
Lebensform" auseinander. Was das bedeutet, beleuchtet die Germanistin
und Literaturwissenschaftlerin Sabine Förster in ihrem Vortrag am
Mittwoch, 25. April, um 15.30 Uhr in der Kulturetage der Stadtbücherei
am Alten Steinweg. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSICHTEN/8251: Und morgen, den 20. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.04.2018 bis zum 21.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8251 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Angekühlter Sonnenschein,

Vogelzwitschern in den Bäumen,

laden Jean zum Quaken ein

und zum grün gekeimten Träumen.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/358: "Friedensschlüsse sind seit jeher nur mit echtem Vertrauen gelungen" (idw)


Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster - 18.04.2018

"Friedensschlüsse sind seit jeher nur mit echtem Vertrauen gelungen"

Historiker Gerd Althoff zur Wirksamkeit vertrauensbildender Maßnahmen in
Friedensprozessen - Praktiken und Strategien ähneln einander überraschend
stark über Epochen hinweg - Internationale Friedens-Tagung des
Exzellenzclusters "Religion und Politik" im Mai in Münster - Teil des
Programms der Ausstellung "Frieden. Von der Antike bis heute" an fünf
Orten in Münster



Geschenke, Friedensmahle und Versöhnungsrituale: In der Geschichte sind
Friedensschlüsse laut Historikern vor allem dann gelungen, wenn sich
gezielt Vertrauen zwischen Gegnern herstellen ließ. "Vertrauensbildende
Maßnahmen sind kein Patentrezept, erhöhen aber nach epochenübergreifenden
Untersuchungen die Wahrscheinlichkeit für Frieden", sagt 
Mittelalter-Historiker Prof. Dr. Gerd Althoff vom Exzellenzclusters "Religion und
Politik" der WWU. Zu allen Zeiten hätten die Menschen sich nach Frieden
gesehnt und Strategien entwickelt. "So groß die Sehnsucht war: Dauerhafte
Fortschritte - Frieden über Jahrhunderte - hat die Menschheit kaum
erzielt. Doch über Epochen hinweg lassen sich einander überraschend
ähnliche Prinzipien und Praktiken erkennen, die mehr Erfolg als andere
brachten, menschliches Aggressionspotenzial einzudämmen."

Der Historiker kündigt die internationale Tagung "FRIEDEN. Theorien,
Bilder und Strategien von der Antike bis heute" des Exzellenzclusters ab
22. Mai mit Forschenden aus Geschichte, Archäologie, Kunstgeschichte,
Germanistik und Philosophie an. Sie ist Teil des Programms der Ausstellung
"Frieden. Von der Antike bis heute" ab 28. April an fünf Orten in Münster.
Aufgrund der langjährigen Untersuchungen am Exzellenzcluster zum Thema
Frieden entstanden Idee und Grundkonzept des Ausstellungsprojekts.
Zentrale Themen der Tagung stellt der Exzellenzcluster in den nächsten
Wochen in Web und Medien multimedial vor. Prof. Althoff veranstaltet die
Tagung gemeinsam mit der Kunsthistorikerin Prof. Dr. Eva-Bettina Krems,
der Philologin Prof. Dr. Christel Meier-Staubach und dem Historiker Prof.
Dr. Hans-Ulrich Thamer vom Exzellenzcluster.

"Von den beiden Friedens-Typen, die sich in der Geschichte unterscheiden
lassen, war der Verständigungs- oder Versöhnungsfrieden weit beständiger
als der Diktat- oder Siegfrieden", so Althoff. "Letzterer demütigte die
Verlierer und glorifizierte die Sieger. Solch ein Frieden war selten von
langer Dauer, etwa nach dem Deutsch-Französischen Krieg 1871 oder nach dem
Ersten Weltkrieg vor 100 Jahren." Beim ersten Typ Frieden hingegen legte
man Wert auf Vergebung, begnügte sich mit Genugtuungsleistungen und suchte
Kompromisse. Im Mittelalter wurden Vertrauensmaßnahmen stark ritualisiert:
Wie beim Frieden von Venedig 1177 entstanden Unterwerfungs- und
Versöhnungsrituale, Geschenke wurden ausgetauscht und einander Besuche
abgestattet.

Scherze beim Friedensmahl

"Besonders wichtig war das Friedensmahl, damit echtes Vertrauen entstand:
Dem ehemaligen Feind tischte man die besten Speisen und Getränke im
Überfluss auf und brachte durch eine freundschaftliche Unterhaltung und
ausgelassenes Scherzen die friedliche Gesinnung zum Ausdruck", erläutert
der Historiker. So wog der Vorwurf gegen König Heinrich IV. schwer, er
habe beim Friedensmahl 1077 mit Papst Gregor VII. in Canossa nicht geredet
und gegessen, sondern die Tischplatte mit dem Fingernagel zerkratzt.
"Ohnehin war der abrupte Wechsel vom Konflikt zum freundschaftlichen
Kontakt immer ein Wagnis." Gespräche und Scherze beim Friedensmahl
schlugen zuweilen in Streit und Gewalt um, wurden sie doch als Beleidigung
aufgefasst.

Gelegentlich war auch Heimtücke im Spiel: Theoderich der Große erschlug
seinen Gegner Odoakar im Jahr 493 während eines Friedensmahls. "Trotz
solcher Risiken bleibt die direkte Kommunikation der Konfliktparteien eine
wichtige Strategie der Vertrauensstiftung", sagt der Historiker. Wer durch
persönlichen Kontakt auf menschlicher Ebene eine Vertrauensbasis schuf,
konnte strittige Fragen kompromissorientierter behandeln. "Arbeit am
Frieden kann man nicht vortäuschen, sie ist mit Leidenschaft zu betreiben
und bleibt mühselig."

Bekannte Beispiele dafür hält auch die Zeitgeschichte bereit, so Althoff:
"Anfang der 1970er Jahre kamen sich der deutsche Bundeskanzler Willy
Brandt und der sowjetische Staatschef Leonid Breschnew bei Treffen in Bonn
oder auf der Krim privat näher und trugen zur Tauwetterperiode des Kalten
Krieges bei." In der Gorbatschow-Ära wurden vertrauensbildende Kontakte
intensiviert, die das Ende des Kalten Krieges und die Wiedervereinigung
brachten. "Fischen an der Wolga, Saumagen in Oggersheim und andere Akte
der Vertrauensbildung sind bis heute im kulturellen Gedächtnis zumindest
der Deutschen fest verankert", sagt der Historiker. Dabei sei Frieden auch
langfristig zu pflegen, wie im engen Verhältnis zwischen Deutschland und
Frankreich seit dem Zweiten Weltkrieg. "Jüngste Konflikte zwischen Ost und
West hingegen zeigen, dass man die Vertrauensbildung nach Ende des Kalten
Krieges vernachlässigt hat." (asc/vvm)

Tagung "FRIEDEN. Theorien, Bilder und Strategien von der Antike bis
heute" 

International ausgewiesene Forscherinnen und Forscher widmen sich auf der
Tagung des Exzellenzclusters vom 22. bis 25. Mai 2018 in Münster, zu der
alle Interessierten eingeladen sind, in 21 Vorträgen der Frage, warum
Menschen zu allen Zeiten den Frieden wünschten, seine Bewahrung auf Dauer
aber nie gelang. Anhand vieler historischer Beispiele der europäischen
Geschichte befassen sie sich mit Strategien, Verhaltensmustern und
Verfahren, mit denen sich Menschen von der Antike bis heute um Herstellung
und Wahrung des Friedens bemühten. Sie richten das Augenmerk darauf, wie
viele der Bilder, Rituale und Strategien zeitüberdauernd Geltungskraft
behielten. Zugleich zeigen sie zeittypische Veränderungen und ihre
Ursachen auf.

Die Tagung ist Teil der Ausstellung "Frieden. Von der Antike bis heute",
die die Themen in einer Vielzahl von Exponaten an fünf Orten in der Stadt
des Westfälischen Friedens vom 28. April bis 2. September 2018
präsentiert. Beim Eröffnungsvortrag am 22. Mai um 19 Uhr spricht
Historiker Prof. Dr. Gerd Althoff über "Vertrauensbildung. Zur Geschichte
einer elementaren Strategie der Friedensherstellung". Der öffentliche
Abendvortrag des Marburger Frühneuzeit-Historikers Prof. Dr. Christoph
Kampmann beschäftigt sich am 24. Mai um 20.15 Uhr mit dem Thema
"Friedensnorm und Sicherheitspolitik: Grundprobleme frühneuzeitlicher
Friedensstiftung am Beispiel des Westfälischen Friedens". Alle Vorträge
finden im Auditorium des LWL-Museums für Kunst und Kultur, Domplatz 10, in
Münster statt.



Weitere Informationen:

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2018/apr/PM_Wie_sind_Friedensschluesse_in_der_Geschichte_gelungen.html

http://idw-online.de/de/attachment65318

Tagungsprogramm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster,

Viola van Melis, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9432: Stuttgart - #meinMuseum. 175 Jahre Staatsgalerie, 1.5.-26.8.2018


 #meinMuseum. 175 Jahre Staatsgalerie

1.5. - 26.8.2018



Vor genau 175 Jahren - am 1. Mai 1843 - wurde die heutige Alte
Staatsgalerie als »Museum der bildenden Künste« eröffnet. Das Jubiläum
ist Anlass für das Museum, die wechselvolle Geschichte des Hauses und
seiner Sammlung am Beispiel wichtiger Wegmarken zu erzählen. Mit rund
90 Gemälden, Graphiken, Fotografien und Archivalien stellt die
Ausstellung dar, wie sich die Staatsgalerie als Haus der Moderne
positionierte, für das sie heute international bekannt ist.

Die Ausstellung gliedert sich in fünf Zeitkapseln, die von den
Gründungsjahren über den Aufbruch in die Moderne am Anfang des 20.
Jahrhunderts in die Zeit des Nationalsozialismus und die Eröffnung der
Neuen Staatsgalerie 1984 bis hin zu dem aktuellen Aufruf »#meinMuseum:
Wir fragen Sie!« reichen. Die Besucherinnen und Besucher können über
Facebook, Twitter und Instagram in einen Dialog über das Museum, seine
Bestände und die Ausstellung treten. Beiträge werden über eine Social
Media Wall im Museum projiziert. Wer möchte, kann seine Favoriten in
der Sammlung digital 'liken' und über das Lieblingsstück der Woche
abstimmen.

A.T. Schaefer. BilderEchos

Eine völlig neue Sicht auf die Staatsgalerie öffnet der Stuttgarter
Fotograf A.T. Schaefer: Im Rahmen der Jubiläumsausstellung entdeckt er
das Museum als Bühne. In seinen »BilderEchos« spielt er mit der
Interaktion von Architektur, Bild und Betrachter und inszeniert mit
einem Augenzwinkern Begegnungen zwischen diesen drei 'Akteuren'. Einen
Namen gemacht hat sich A.T. Schaefer mit Aufnahmen von Opern- und
Theaterinszenierungen.

Zum Auftakt: Großes Jubiläumsfest am 1. Mai von 12-18 Uhr mit vielen
Attraktionen

Ein abwechslungsreiches Programm mit Führungen, Performances,
Livemusik und Familienprogramm erwartet die Besucherinnen und Besucher
am 1. Mai, begleitet von vielen kulinarischen Angeboten. Der Eintritt
ist frei.

Wir danken dem Land Baden-Württemberg für seine großzügige Unterstützung.

Öffnungszeiten: 10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Gruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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AUSSTELLUNG/9431: Berlin - Mathematics and Art. Where Constraints Meet, Oupeinpo Group, 24.04.-31.07.18


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Nach den Regeln der Kunst!

Mathematische Fachbibliothek stellt Werke der internationalen
Künstlergruppe Oupeinpo aus



Was passiert, wenn man mathematische Konzepte wie die
Graphenisomorphie auf Kunstwerke wie den Blauen Akt von Henri Matisse
anwendet? Die Mitglieder von Oupeinpo, das steht für Ouvroir de
Peinture Potentielle (= Werkstatt für potentielle Malerei), finden es
heraus. Sie weisen uns damit auf die Regeln hin, die überall - auch in
der Kunst - existieren. Sie spielen mit ihnen. Sie brechen die Kunst
auf und setzen sie neu zusammen. "Nur wer spielt, kennt den Widerstand
der Regel - und den Widerstand gegen die Regel", sagte der Lyriker
Oskar Pastior, der sich stark von den Vertretern der "Werkstatt für
potentielle Literatur" Oulipo begeistern ließ. Was Oulipo für die
Literatur ist, ist Oupeinpo für die Malerei.

Die Künstlerinnen und Künstler, die sich seit 1980 in dieser Form
zusammenschließen, nennen sich selbst Oupeinpiens. Sie treffen sich
regelmäßig in verschiedenen Städten Frankreichs, um über die Regeln
der Kunst zu sprechen, zu debattieren, Möglichkeiten der Adaption
herauszufinden und sie zu verändern. Während Oulipo bereits mehrmals
auf Einladung des Literaturhauses Berlin zu Gast war, kommt Oupeinpo
nun zum ersten Mal nach Deutschland. Die Mathematische Fachbibliothek
der TU Berlin zeigt eine Auswahl von Werken.

Im Rahmen der International Week 2018 der TU Berlin wird die
Ausstellung "Mathematics and Art - Where Constraints Meet, With the
Oupeinpo Group" am 24. April feierlich eröffnet. Die
Veranstalter*innen laden herzlich dazu ein:

Zeit: Dienstag, 24. April 2018, 18 bis 20 Uhr

Ort: TU Berlin, Straße des 17. Juni 136, 10623 Berlin,
Mathematische
Fachbibliothek, Raum MA 163

Im Vorfeld findet ein Künstlergespräch mit den Oupeinpiens im Institut
français Berlin statt.

Zeit: Dienstag, 24. April 2018, 15 bis 17 Uhr

Ort: Institut français Berlin, "Maison de France", Kurfürstendamm
211, 10719 Berlin

In Kooperation mit dem Institut français Berlin ist es gelungen, nicht
nur die Kunst, sondern auch einige Künstler*innen aus Frankreich und
England nach Berlin zu holen: Helen Frank, Philippe Mouchès und Eric
Rutten geben sich die Ehre. Die Mitglieder ACHYAP und Brian Reffin
Smith leben und arbeiten in Berlin.

Der Eintritt zu beiden Veranstaltungen ist frei, es ist keine
Anmeldung nötig.

Die Ausstellung ist vom 25. April bis 31. Juli 2018 in der
Mathematischen Fachbibliothek zu sehen. Öffnungszeiten: Mo-Fr 9-21, Sa
10-18.

Wer sich in die Welt der potentiellen Kunst wagen will und Lust hat,
die mathematischen Regeln von Oupeinpo zu entdecken, sollte sich die
Ausstellung nicht entgehen lassen!

Website der Künstlergruppe:

https://www.oupeinpo.com/

Blog: http://oupeinpoblog.blogspot.de/

TU International Week 2018: 

http://www.tu-berlin.de/menue/internationales/international_week/

Institut français Berlin:

https://berlin.institutfrancais.de/

Mathematische Fachbibliothek:

http://www.math.tu-berlin.de/mfb

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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CORREOS/223: Ecuador - «linkes» Rollback


Correos de las Américas - Nr. 190, 25. Februar 2018

Ecuador: «linkes» Rollback

von Dieter Drüssel



Vor bald einem Jahr gewann die linke Partei Alianza País die
Präsidentschaftswahlen relativ knapp. Seither hat die Linke die
Regierung verloren, die damaligen WahlverliererInnen geben den Takt
an. Präsident Lenín Moreno, während vieler Jahre Vizepräsident von
Rafael Correa, gab schon wenige Monate nach dem Wahlsieg einen
gefährlichen Willen zur Annäherung an die Rechte bekannt. Letzten
Sommer kritisierten Correa und Jorge Glas, der wiedergewählte
Vizepräsident, dass Moreno als neuen Chef des staatlichen
Stromkonzerns einen Mann des Clans um den erzreaktionären - und
korrupten Ex-Präsidenten Abdulá Bucaram an die Schaltstelle des
ertragreichsten Staatsunternehmens gehievt habe. Bucarams Sohn Dalo,
der neue Star des Clans, hatte Moreno Dokumente betreffs der
angeblichen Korruption von Vizepräsident Glas, Ziel von rechten
Hasstiraden, übergeben.

Moreno enthob Glas, der sich unmittelbar zuvor öffentlich gegen den
Rechtskurs der Regierung gewandt hatte, letzten August aller
Funktionen; kurz darauf liess ihn die Staatsanwaltschaft in
Sicherheitshaft setzen. Gegen Ende letztes Jahr wurde er aufgrund
einer Aussage eines Managers des brasilianischen Baukonzerns Odebrecht
wegen Korruption zu sechs Jahren Haft verurteilt. Glas spricht von
einem Racheakt des übrigens straffrei gebliebenen Odebrecht-Kaders.
Denn mit Correa zusammen war er 2008 die treibende Kraft hinter dem
Rauswurf Odebrechts wegen Korruption aus Ecuador gewesen. Odebrecht
war erst nach der öffentlichen Zahlung einer Millionenbusse 2010
wieder in Ecuador präsent (s. Correos 187).

Seit Amtsantritt hatte sich Moreno schon mehrmals mit alarmistischen
Aussagen über die leere Staatskasse hervorgetan, die faktisch selbst
vom IWF, den Moreno wieder ins Land holt, abgetan worden sind. So
ernannte er ein «Notabeln-Gremium» zur Untersuchung von Correas
Verschuldungspolitik. Ein Gruselkabinett, geleitet von Morenos neuem
Rechnungsprüfer Pablo Celi, aus dem klassischen neoliberalen
Hardcore-Segment. Da wären die ehemalige Generalstaatsanwältin, die
unter den rechten Regimes Finanzbetrüge gedeckt hat; die Präsidenten
der Handelskammer der Hauptstadt und des Ecuadorianischen
Unternehmerkomitees; zwei ehemalige oberste staatliche
Finanzkontrolleure, von denen der eine etwa einen Milliardenbetrug im
Rentenwesen gedeckt hat; der Mann, der 1983 den entscheidenden
Regierungsbericht für die Übernahme der Schulden der privaten
Grossunternehmen durch die Notenbank verfasst hat, usw.ii
Ironischerweise war es Correa, der es unter Applaus der
Antischuldenbewegung geschafft hatte, ein Drittel der übernommenen
Staatsschulden auch von den «Gläubigern» als illegitim und damit
gestrichen deklarieren zu lassen.

Doch Moreno gibt sich weiter als links. Das erlaubt auch einem Teil
von Partei und Fraktion von Alianza País das Überläufertum. Der
Wahlrat unter der Leitung eines von Moreno eingesetzten Direktors
erklärte die gegen Morenos Kurs opponierende Mehrheit der Partei für
ausgeschlossen. Auftakt zum entscheidenden Streich: das Referendum vom
4. Februar. Moreno hatte nämlich angeblich aufgrund breiter
Konsultationen sieben Fragen formulieren lassen, über die das Volk
abstimmen sollte. Während einige der Punkte ziemlich unbestritten
waren - etwa Besitzbeschlagnahmung und lebenslanges Amtsverbot für
Korrupte oder Nicht-Verjährbarkeit für sexuelle Angriffe auf Kinder -
kam es zum Eclat bei drei Fragen. Dies waren das klar gegen Correa
gerichtete Verbot von Wiederwählbarkeit; die Abschaffung einer unter
Correa eingeführten Steuer für Immobilien-Grossspekulanten, da diese
das Wachstum bremse; und schliesslich bei der Frage zum CPCCS, dem
«BürgerInnenrat für Beteiligung und Gesellschaftliche Kontrolle» (des
Staatsapparates). Der Rat ernennt etwa das Verfassungsgericht, die
Führung der Generalstaatsanwaltschaft, der Ombudsstelle, der sechs
staatlichen Regulierungsinstanzen (Banken, Telekom etc.). Bisher wurde
er mittels eines Konsultationsverfahrens zusammengesetzt, mit
markanter Vertretung von Unterklassen, neu soll er gewählt werden -
ausser die Mitglieder des nächsten Rats, die Moreno ernennt....

Es war fast surreal: Sämtliche berüchtigten Potentaten der Rechten
(die Ex-Präsidenten, grossen Finanzbetrüger etc.) machten sich mit
Begeisterung stark für das Referendum, im Boot der «verfeinerten»
Linken Morenos und der Entourage um das Linksschickeria-Idol Alberto
Acosta (s. Correos 187). Der morenistische Wahlrat schrieb 40
«Ja»-Organisationen und ganze drei für ein «Nein» ein - wichtig für
Senderaum und andere gesetzliche Kampagnenunterstützung - verweigerte
dies aber der alten Alianza País um Correa, der zentralen Kraft
in der «Nein»-Kampagne. Sämtliche grossen Medien, auch jene der
Regierung, die von Moreno ernannten Rechten geleitet werden,
boykottierten die «Nein»-Kampagne. Correa zog von Basistreffen zu
Basistreffen quer durchs Land und konnte ansonsten einzig in
Lokalsendern zu Wort kommen. Rechte Schlägertrupps griffen wiederholt
die «Nein»-Mobilisierungen an, in der Stadt Quininde kurz vor dem
Referendum dokumentiert bewaffnet und unter Polizeischutz agierend,
unter dem Kommando eines von Moreno eingesetzten Bürgermeisters (s.
«Ecuador: Lawfare als Referendumsregulativ?» auf dem ZAS-Blog).

Das konstituionell zwingend vorgesehene Plazet des Verfassungsgerichts
zu den Referendumsfragen mochte Moreno nicht einhalten, als klar war,
dass das Tribunal die Frage 3 zum BürgerInnenrat kaum schlucken würde.
Am 4. Februar kam das «Ja» auf 64% der Stimmen, das «Nein» auf 36 %
(bei hoher Wahlbeteiligung). Moreno hat nur bedingt gewonnen. Denn die
36 % für das «Nein» liegen nur knapp unter dem Ergebnis von Moreno im
ersten Wahlgang im Februar letztes Jahr. Der Grossteil der
historischen Alianza País wandte sich offensichtlich von Moreno
ab. Morenos aus dem alten AP-Lager stammende «Ja»-Stimmen sind im
Vergleich zu jenen der Rechten minim. Moreno hat nach dem Bruch der
AP-Fraktion keine eigene Mehrheit im Parlament. Er scheint jetzt
weitgehend eine Geisel der Rechten, allerdings mit Exekutivgewalt für
neue Ränke.

Glückwünsche zum Referendums-«Ja» kamen aus den USA, Kolumbien,
Mexiko, Argentinien und Brasilien und von OAS-Generalsekretär Almagro.
Moreno gebärt sich weiter links, sekundiert von widerlichen
«dialektischen» Darlegungen von Kleinstparteien wie der KP und der SP,
die manche Scholastiker des Mittelalters begeistern würden. Derweil
hält das Schiff Kurs: Zwei Tage nach dem Referendum gab
Handelsminister Pablo Campana bekannt, seine Regierung peile den
Beitritt zur Freihandels-Pazifikallianz an.

Ist Moreno «nur» ein Verräter? Wie konnte dieser Mann so lange im
linken Lager agieren? Was ist mit den ÜberläuferInnen aus Fraktion und
Regierungsapparat? Welche Fehler wurden da gemacht? Wird sich das von
Correa repräsentierte Lager - klar stärkste Einzelkraft im Land -
ausweiten oder werden die Leute zermürbt? Werden auch Correa und
MitstreiterInnen per US-geleiteter Justiz in den Knast kommen, ganz
nach der imperialen nouvelle vague im Kontinent?

 * 
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GLEICHHEIT/6621: Italien weiter ohne Regierung


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italien weiter ohne Regierung

Von Marianne Arens

19. April 2018



Sechs Wochen nach der Parlamentswahl vom 4. März ist noch immer keine neue
italienische Regierung in Sicht. Am 13. April brach Staatspräsident Sergio
Mattarella auch die zweite Konsultationsrunde ergebnislos ab.

Eine Koalition zwischen der stärksten Einzelpartei, der Protestbewegung
Fünf Sterne (MoVimento 5 Stelle, M5S), und der rechtsextremen Lega ist
bisher daran gescheitert, dass die Chefs dieser Parteien, Matteo Salvini
(Lega) und Luigi di Maio (M5S), beide Anspruch auf das Amt des Premiers
erheben. M5S und Lega hatten sich im März angenähert, als sie die Wahl der
Vorsitzenden [1] beider Parlamentskammern unter sich absprachen.

Die Fünf-Sterne-Bewegung ist zu einer Koalition mit der Lega nur unter der
Voraussetzung bereit, dass Silvio Berlusconis Forza Italia nicht Teil
dieser Regierung ist. "Mit der Lega existieren politische Synergien",
erklärte di Maio, "aber Silvio Berlusconi muss zur Seite treten." Eine
Regierung, an der auch Forza Italia beteiligt ist, "halten wir für absolut
ausgeschlossen".

Die Fünf-Sterne-Bewegung hatte vor allem durch die Anprangerung der
weitverbreiteten Korruption Unterstützung gewonnen, als deren Verkörperung
Berlusconi gilt. Sie fürchtet, dass ein Zusammengehen mit dem 
Medien-Milliardär sie massenhaft Stimmen kosten könnte. M5S-Mitglied Alessandro di
Battista bezeichnete Berlusconi auf Facebook sogar als das "absolut
Schlechte in unserm Land".

Rein rechnerisch haben Lega und M5S die Unterstützung von Forza Italia
nicht nötig, um gemeinsam zu regieren. Aber für Salvini ist die Bedingung,
mit Berlusconi zu brechen, dennoch inakzeptabel. Wäre die Lega mit den Fünf
Sternen allein, wäre sie der kleinere Koalitionspartner, und infolgedessen
müsste Salvini den Posten des Regierungschefs Luigi di Maio überlassen.

Die Lega hat in den Wahlen [2] mit 17 Prozent nur etwas mehr als halb so
viele Stimmen wie die M5S bekommen. Zusammen mit ihren Bündnispartnern,
Berlusconis Forza Italia und den faschistischen Fratelli d'Italia, ist sie
dagegen im Parlament mit fast vierzig Prozent die stärkste Gruppe.

Auch dem Staatspräsidenten erscheint eine Regierung unter Beteiligung von
Forza Italia offenbar als weniger riskant. Sergio Mattarella versucht nun,
den 82-jährigen Berlusconi, der aufgrund einer Verurteilung wegen
Steuerhinterziehung selbst kein Amt übernehmen darf, mit ins Boot zu holen.
Am 17. April bestellte er die neue Senatspräsidentin Elisabetta Casellati
(Forza Italia) und den neuen Kammerpräsidenten Roberto Fico (M5S) in den
Quirinalspalast und bezog sie in die Regierungsbildung ein. Elisabetta
Casellati, eine jahrzehntelange Vertraute Berlusconis, beauftragte er, mit
den Fünf Sternen zu verhandeln und sie zu einer Akzeptanz Berlusconis zu
bewegen.

Berlusconi selbst hat bisher eine Zusammenarbeit mit den Fünf Sternen
abgelehnt, die in seinen Worten "nicht einmal das ABC der Demokratie"
beherrschen. Er tritt für eine "Große Koalition wie in Deutschland" ein,
die das gesamte Rechtsbündnis und die Demokraten (PD) umfassen würde.

Die PD hat bisher alle Koalitionsangebote zurückgewiesen. Sie war die
Verliererin der Wahl vom 4. März und hat ihre Sitze im 630-köpfigen
Parlament von 377 auf 163 Sitze mehr als halbiert. In der
Abgeordnetenkammer hat sie nur noch 111 und im Senat nur noch 52 Sitze.

Obwohl Matteo Renzi, der frühere Regierungschef und PD-Sekretär, durchaus
bereit wäre, mit Berlusconi zusammenzuarbeiten, hat der aktuelle
Übergangschef der Partei, Maurizio Martina, bisher darauf beharrt, die
Demokraten in die Opposition zu führen. Er hat auch ein Gesprächsangebot
von Luigi di Maio ausgeschlagen.

Allerdings hatte auch die deutsche SPD nach ihrer Wahlniederlage im
September 2017 geschworen, in die Opposition zu gehen - um am Ende doch
wieder in Merkels Große Koalition einzutreten. Ähnlich könnte die PD in
einer Koalitionsregierung mit dem Rechtsbündnis oder in einer
Allparteienregierung der "nationalen Einheit" wieder eine Rolle spielen.

Eine solche Lösung will aber vor allem Matteo Salvini vermeiden. Er setzt
auf die bevorstehenden Regionalwahlen in Molise (22. April) und
Friaul-Julisch Venetien (29. April), wo er auf einen weiteren Aufschwung
der Lega hofft. Am Sonntag sagte er auf einer Wahlkampfveranstaltung in
Molise: "Das muss allen klar sein: Wenn wir in Friaul und in Molise
gewinnen, dann stellen wir in vierzehn Tagen die Regierung." Andernfalls
werde die Lega für Neuwahlen eintreten.

Neuwahlen hat Staatspräsident Sergio Mattarella bisher kategorisch
ausgeschlossen. Als letzte Lösung könnte er möglicherweise eine so genannte
Technokraten-Regierung einsetzen, ähnlich der Mario-Monti Regierung, die
2011 unter Druck der EU zustande kam, um Berlusconi abzulösen. Auch eine
solche Notlösung wäre zumindest auf die Tolerierung einer parlamentarischen
Mehrheit angewiesen.

Die Krise der Regierungsbildung macht deutlich, wie tief der Graben
zwischen der Bevölkerung und der offiziellen Politik sich öffnet. Der
Niedergang der PD war der Tatsache geschuldet, dass sie versuchte, die
Krise auf Kosten der Arbeiterklasse zu lösen. Sie prekarisierte die
Arbeitsverhältnisse durch den "Jobs Act" und andere Maßnahmen und griff die
Renten und andere soziale Errungenschaften stark an. Die Armut hat sich
verdoppelt. Immer mehr Jugendliche verlassen das Land, um im Ausland eine
berufliche Perspektive zu finden.

Jede künftige Regierung wird unter dem Druck der EU und des globalen
Kapitals und zur Rettung der maroden italienischen Banken diesen Kurs
fortsetzen. Eine Lega- oder Fünf-Sterne-Regierung wird darüber hinaus die
Maßnahmen gegen Flüchtlinge und Migranten massiv verschärfen. Salvini hat
schon angekündigt, 600.000 sogenannte "illegale Immigranten" aus dem Land
zu werfen.

Hinzu kommt der Druck, sich am Kriegskurs der EU zu beteiligen und die
eigenen Wirtschaftsinteressen durch Aufrüstung und Krieg zu verteidigen.
Das hat die Reaktion aller Parteien auf den Bombenangriff auf Syrien einmal
mehr gezeigt. Während die Mehrheit der Bevölkerung, die schon den Irakkrieg
und den Libyenkrieg vehement ablehnte, die Kriegsentwicklung in Syrien mit
Abscheu betrachtet, haben führende Politiker den Angriff vom 14. April
begrüßt.

Paolo Gentiloni (PD), der noch-amtierende Regierungschef, betonte am 17.
April im Parlament, Italien sei nicht neutral. Es habe zwar an dem
Bombenangriff nicht teilgenommen, aber es habe ihn "in den letzten Tagen
unterstützt und wird das weiter tun", um Assads angeblichen Chemiewaffen
entgegenzutreten. PD-Chef Maurizio Martina wiederholte kritiklos die
unbewiesene Behauptung über einen syrischen Chemiewaffeneinsatz in Duma und
sprach der Gentiloni-Regierung, der EU und der Uno seine uneingeschränkte
Unterstützung aus.

Ganz ähnlich äußerte sich Luigi di Maio. Der Chef der Fünf-Sterne-Partei,
die sich bisher durch EU-Skepsis hervorgetan hatte, betonte ausdrücklich
seine Ergebenheit für die EU, die Vereinten Nationen und den
Sicherheitsrat. "Wir stehen fest an der Seite unsrer Alliierten", sagte di
Maio. "In dieser schwierigen Phase glaube ich, dass die EU die Kraft haben
muss, geschlossen und einig aufzutreten." Berlusconi trat als entschiedener
Verfechter einer beschleunigten Aufrüstung auf und forderte: "Wir
brauchen eine starke Armee."

Salvini und Giorgia Meloni, Chefin der postfaschistischen Fratelli
d'Italia, sprachen sich gegen den Angriff aus. Nicht weil sie gegen den
Militarismus sind, sondern weil sie die imperialistischen Interessen
Italiens nicht genügend berücksichtigt sehen. Während Salvini den
"weitblickenden Putin" lobte, erklärte Meloni, ihre Partei sei gegen den
Angriff, "nicht weil wir Freunde Putins oder Assads sind, sondern weil wir
eine Bewegung von Patrioten sind. Die Nationen, die in Syrien
intervenieren, haben geopolitische Interessen: Sind das auch die unsern?"


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/28/ital-m28.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/07/pers-m07-1.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1750: Digitale Selbstverteidigung - Sicherer browsen


graswurzelrevolution Nr. 428, April 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Digitale Selbstverteidigung


Sicherer browsen

von Bastian Ballmann



Spätestens seit Edward Snowden wissen wir, dass digitale
Verschlüsselung unerlässlich ist, um sich vor Überwachung zu schützen.
Im Dezember 2017 erschien in der GWR 424 als Grundlagen- und
Einführungstext der erste Teil von Bastian Ballmanns GWR-Artikelserie
zum Thema "Digitale Selbstverteidigung". Daran knüpft sein folgender
Artikel an. (GWR-Red.)



Der Web-Browser ist das am meisten benutzte Anwendungsprogramm eines
Computers.

Für viele ist das World-Wide-Web gleichbedeutend mit dem Internet,
obwohl es nur einen Teil darstellt. Der Browser wird aber nicht nur
für viele Anwendungszwecke verwendet, sondern ist neben dem
E-Mail-Programm auch das häufigste Einfallstor für Viren, Würmer und
andere Schadprogramme.

Er wird außerdem von kommerziellen Anbietern oder datenhungrigen
Diensten wie Google und Facebook dazu benutzt, um möglichst viele
Informationen über die Benutzer*innen zu sammeln. Gründe genug sich
einmal genauer anzuschauen, was ein Web-Browser eigentlich ist und wie
man ihn sicherer und anonymer verwenden kann.


Was ist eigentlich ein Web-Browser?

Der folgende Abschnitt soll dem tieferen Einblick dienen, ist aber zum
Verständnis des restlichen Artikels nicht zwingend notwendig. Weniger
technisch interessierte Leser*innen können diesen Teil also getrost
überspringen.

Ursprünglich war ein Web-Browser ein Programm zur Darstellung von
Webseiten, die im HTML-Format verfasst sind. Ähnlich wie bei einer
Textverarbeitung definiert HTML Tabellen, Schriftarten und -größen,
Überschriften, Bilder, Links etc. Dieser sogenannte Quellcode kann
über die Tastenkombination Ctrl + u bzw. Strg + u angezeigt werden.

Heutzutage bestehen Webseiten aus weit mehr Komponenten als bloßem
HTML, denn Webseiten sind mittlerweile selbst Anwendungen, die auf
Benutzereingaben reagieren. Welche Techniken hierfür auf der Seite des
Anbieters verwendet werden, geht weit über den Inhalt dieses Artikels
hinaus. Auf Client-Seite - sprich Deinem Computer - wird vor allem
Javascript und AJAX verwendet, um bestimmte Elemente ein- oder
auszublenden, asynchron (manchmal ohne Dein Handeln) Informationen zu
übermitteln oder bewegte Inhalte zu realisieren. Zusätzlich kann der
Umfang eines Browsers durch Plugins erweitert werden. Die wichtigsten
sind: Adobe Flash zum Abspielen von Videos, ein PDF-Plugin und Java.

Die neueste Version 5 von HTML bringt selbst die Funktionalität zum
Abspielen von Multimedia-Inhalten wie Videos und Musik mit, weswegen
Flash immer weniger eingesetzt wird. Das ist eine positive
Entwicklung, da vor allem Adobes Plugins für Flash und PDF immer
wieder durch schwerwiegende Sicherheitslücken aufgefallen sind.


Vergleich der verschiedenen Web-Browser

Die drei am weitesten verbreiteten Web-Browser sind: Microsoft
Internet Explorer bzw. der Nachfolger Edge, Mozilla Firefox und Google
Chrome. Schon die Wahl des Browsers kann entscheidend zur Sicherheit
des Surf-Vergnügens beitragen.

Bei Microsofts Edge handelt es sich um proprietäre Software,
dementsprechend ist der Anwender bei eventuellen Sicherheitslücken auf
den Hersteller angewiesen, um diese zu schließen. Sowohl bei Mozillas
Firefox als auch bei Google Chrome handelt es sich um freie Software,
die im Quellcode vorliegt, bei dem also potenziell jeder Programmierer
Sicherheitslücken beheben kann.

Mittlerweile verwenden alle der genannten Browser
Sandboxing-Funktionalität, d.h. sie versuchen den Quellcode einer
Webseite in einen eigenen Bereich einzusperren.

Der Web-Browser Chrome war für diese Technologie der Vorreiter.

Jedes Jahr findet ein internationaler Contest mit dem Namen Pwn2Own
statt, der die Sicherheit der Browser mit Hilfe von praktischen
Hacking Angriffen vergleichbar macht (siehe
https://securityzap.com/pwn2own-2017-chrome-remains-winner-browser-
security/).

Im Jahr 2017 hat der Browser Edge am schlechtesten abgeschnitten,
Chrome hingegen war zum wiederholten Male der klare Gewinner, weswegen
der Autor dieses Artikels Chrome als Browser präferiert.

Manche mögen Chrome mehr der Datensammelei verdächtigen als Firefox,
doch das ist nach den Erfahrungen des Autors nicht der Fall.


Maßnahmen zum Schutz der Privatsphäre

So ziemlich jeder moderne Browser spioniert seine Benutzer auf
unterschiedliche Art aus. Netterweise ist man jedoch in der Lage dies
abzustellen, vorausgesetzt man weiß wie.

Zuallererst sollte man die Option "Suche bereits beim Eintippen
starten" ausschalten. Die findet man bei Firefox unter Einstellungen,
Erweitert, Allgemein. Bei Chrome versteckt sie sich ebenfalls in den
erweiterten Einstellungen unter dem Punkt "Vervollständigung von
Suchanfragen und URLs bei der Eingabe in die Adressleiste verwenden".
Ansonsten wird jeder Tastendruck in der URL-Zeile an Google gesendet.

Desweiteren gilt es "Navigationsfehler mithilfe eines Webdienstes
beheben" (bei Chrome im selben Menü) aus demselben Grund zu
deaktivieren.

Wer nicht möchte, dass sich der Browser alle Webseiten merkt, die man
aufgerufen hat, sollte zusätzlich noch die History- bzw.
Verlaufsfunktion abstellen.

Ansonsten sollte man noch die Einstellung vornehmen, dass Cookies -
kleine Textinformationen, die eine Webseite auf dem lokalen Computer
speichert, um den Besucher wieder zu erkennen - automatisch löscht,
wenn der Browser geschlossen wird. Bei Firefox versteckt sich diese
Option unter "Datenschutz" im Untermenü Chronik, sofern man "nach
benutzerdefinierten Einstellungen anlegen" ausgewählt hat. Bei Chrome
findet man diese Möglichkeit in den erweiterten Einstellungen im Menü
"Sicherheit und Datenschutz" und dort im Untermenü
"Inhaltseinstellungen".

Zusatzfunktionen von Social Media Webseiten - allen voran Facebook -
aber auch Google Dienste und ähnliche Anbieter werden gern von
Webseiten-Betreibern eingebunden, um Dinge wie den Like-Button oder
eine Webstatistik anzubieten. Dies hat zur Folge, dass die
betreffenden Dienste dennoch ganz genau mitbekommen, auf welchen
Seiten Du Dich bewegst und sogar, was Du darauf machst. Zum Glück gibt
es sowohl für Firefox
(https://addons.mozilla.org/de/firefox/addon/ghostery/) als auch für
Chrome
(https://chrome.google.com/webstore/detail/ghostery/mlomiejdfkolichcflejclcbmpeaniij?hl=de)
das Ghostery Plugin, das automatisch derartigen Code im Browser
blockiert.

Die Wahl der Suchmaschine kann ebenfalls viel zum Schutz der
Privatsphäre beitragen.

Der Autor empfiehlt Google nur dann zu verwenden, wenn mit
alternativen Suchmaschinen nicht das gewünschte Ergebnis erzielt wird.
Als erstes bietet sich hier ixquick.com an, aber auch mit DuckDuckGo
oder Swisscows lässt sich sehr gut suchen.

Alle bieten auch ein Addon an, damit Suchanfragen, die in die
URL-Leiste eingegeben werden, nicht mehr bei Google landen. Bei Chrome
geht man hierfür auf die Webseite der gewünschten Suchmaschine, klickt
mit der rechten Maustaste auf die URL-Leiste, wählt "Edit Search
Engines" und navigiert auf die drei Punkte neben der Suchmaschine.
Jetzt kann man über "Make default" sie als Standardsuchmaschine
speichern. Für Firefox geht man in die Einstellungen in das Untermenü
"Search", wählt "Find more search engines" aus, sucht den Eintrag für
die Suchmaschine der Wahl und klickt auf "Add to Firefox".

Moderne Browser bieten einen Inkognito-Modus an, der dafür sorgt, dass
alle heruntergeladenen Dateien wie der HTML- und weiterer Code, Bilder
etc., sowie der Verlauf und Cookies automatisch gelöscht werden. So
kann man dem Browser generell erlauben eine Historie zu führen, bei
kritischen Webseiten dies aber gezielt unterbinden.

Es sei noch angemerkt, dass ein digitaler Forensiker die Daten bei
physischem Zugriff auf den Datenträger dennoch wiederherstellen kann,
da sie nicht mehrfach mit Zufallsdaten überschrieben, also forensisch
sicher gelöscht worden sind. Hier hilft es seine Festplatte zu
verschlüsseln, was generell eine gute Idee ist (vor allem für mobile
Geräte wie Laptops).


Maßnahmen zum Schutz vor Angriffen

Wie schon anfangs erwähnt ist der Web-Browser heutzutage eines der
Haupteinfallstore für Schadsoftware. Es existieren sogenannte
Exploit-Kits, die ein Angreifer sogar mieten kann, und die das
Betriebssystem und Version, sowie alle Plugins auslesen und darauf
basierend versuchen, über den Browser in den Computer einzubrechen.

Generell gilt: Was nicht installiert ist, kann nicht angegriffen
werden. Insofern sollten nicht benötigte Plugins deinstalliert bzw.
gar nicht erst installiert werden. Sollte Adobe Flash dennoch benötigt
werden, gibt es für den Browser ein kleines Addon, das diese
Technologie nur für vom Benutzer ausgewählte Webseiten erlaubt. Für
Firefox empfiehlt der Autor "Flashblock", bei Chrome "Flashcontrol".

Viele Schadsoftware wird über Werbebanner verteilt, weswegen es
absolut ratsam ist, ein Programm einzusetzen, das Werbung blockiert -
nicht nur, weil sie generell nervig ist. Das bewährteste Addon hierfür
ist sowohl bei Firefox als auch in Chrome "Adblock Plus".

Über die Programmier-Sprache Javascript kann ein Webseiten-Betreiber
oder ein Angreifer über eine unsicher programmierte Webseite Befehle
in Deinem Browser ausführen, mit denen z.B. der Verlauf ausgelesen
oder Daten aus Cookies ausgelesen werden können, bis hin zu Angriffen
auf den Heim-Router oder das Klauen von Daten über die Ausnutzung der
Spectre Sicherheitslücke (aka "Intel Bug", der allerdings auch andere
Prozessoren betrifft). Aus diesem Grund sollte Javascript nur von
Seiten aus erlaubt sein, denen Du vertraust.

Hierfür gibt es unter Firefox das NoScript bzw. unter Chrome das
ScriptBlock Plugin. Es bedarf anfangs etwas Mühe, die erlaubten Seiten
einzustellen. Der Sicherheitsgewinn ist es jedoch alle Male wert.

Zu guter Letzt gibt es für Firefox noch die uBlock Erweiterung, die
die Funktionalität von Adblock und Ghostery kombiniert.


Anonymität

Zum Schutz der Privatsphäre oder zur Umgehung von Überwachungs- und
Zensurmaßnahmen ist es manchmal ratsam oder gar nötig, Webseiten von
einer fremden IP aufzurufen, denn Webserver speichern fast immer die
IP-Adresse des Aufrufers und manche bieten ihre Dienste nur für
Besucher aus einem bestimmten Land an. Und das Geheimdienste gerne
alle Daten auf den Verbindungscomputern (Routern) des Internets
mitlesen, sollte dank Snowden (siehe GWR 424) mittlerweile allgemein
bekannt sein.

Die einfachste Möglichkeit besteht darin, einen sogenannten
Proxy-Server einzutragen, der stellvertretend für einen selbst die
Anfrage auf die entsprechende Webseite weiterleitet. Mögliche Adressen
von Proxy-Servern finden sich im Internet z.B. unter der Seite
free-proxy-list.net.

Bei Firefox trägt man die IP-Adresse und den Port des Proxies in den
generellen Einstellungen unter Network-Proxy ein. Bei Chrome findet
man diese Option unter Erweitert, System, Proxy-Einstellungen.

Falls Du Dich hinter einer Firewall befindest, die den entsprechenden
Port für den Proxy sperrt, gibt es auch die Möglichkeit einen
Webdienst als Proxy zu verwenden. Hier bietet sich hide.me an.

Alternativ kannst Du auch Archivierungsdienste wie web.archive.org
oder den Google Cache zum besuchen von Webseiten verwenden.

So bekommt der Webserver Deinen Besuch erst gar nicht mit, Du siehst
allerdings wahrscheinlich auch nicht die allerneueste Version. Zum
verwenden von Googles Cache verwendet man am besten eine Suchanfrage
wie "site:ccc.de", klickt hinter der gefundenen Seite auf den Pfeil
nach unten und wählt "Im Cache" aus.

Kommerzielle Anbieter wie Symantec, McAfee usw. versuchen hierfür
einen VPN-Dienst unter schillernden Namen wie Wifi Privacy oder Safe
Connect anzubieten. VPN steht für Virtual Private Network und sorgt in
der Regel dafür, dass der gesamte Netzwerkverkehr verschlüsselt zu
besagtem Anbieter geschickt wird. Ob man das wirklich möchte, wagt der
Autor dieses Artikels mal zu bezweifeln. Notwendig ist es auf jeden
Fall nicht, sofern man zum Surfen HTTPS verwendet.

Die Crème de la Crème zum anonymen Surfen bietet das Tor-Netzwerk.

Es besteht aus freiwilligen Teilnehmer*innen auf der ganzen Welt und
sorgt dafür, dass der Netzwerkverkehr verschlüsselt ist und über
mindestens drei verschiedene Server transportiert wird, so dass selbst
der zuletzt weiterleitende Server nicht mehr weiß, wo die Anfrage
ursprünglich her kam.

Unter Linux kann man sich Tor zusammen mit Privoxy installieren und
als Proxy im Browser einstellen. Anleitungen finden sich im Internet
zu allen gängigen Distributionen.

Noch einfacher ist es Tor Browser von
https://www.torproject.org/projects/torbrowser.html.en herunterzuladen
und zu installieren. Das Paket enthält einen Firefox-Browser mit
vorkonfiguriertem Tor-Proxy und ist für Windows, macOS und Linux zu
haben.

Tor wird auch von der Organisation Reporter ohne Grenzen empfohlen.


Fazit

Es mag anfangs recht aufwendig sein, die entsprechenden Einstellungen
im Browser vorzunehmen und die empfohlenen Erweiterungen zu
installieren und einzurichten, aber es lohnt sich.

Bei all den vielen Möglichkeiten sicherer und anonymer zu browsen,
sollte man aber trotzdem nicht vergessen HTTPS zu verwenden, denn
selbst wenn eine Verschlüsselung bis zum VPN-Dienstanbieter oder dem
letzten Knoten im Tor-Netzwerk verwendet wird, ist der Netzwerkverkehr
von dort aus zum Webserver für jedermann mit lesbar.

Wenn ein Warnhinweis erscheint, dass das Zertifikat einer Webseite
ungültig ist, sollte man mindestens stutzig werden und im Zweifelsfall
den Browser schließen.


Bastian Ballmann ist Autor des Buches "Network Hacks -
Intensivkur: Angriff und Verteidigung mit Python"
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LIEDER/1790: Cuxhaven - Ulla Meinecke und Band am 25. April 2018


Ulla Meinecke und Band - Tour 2018

"Wir waren mit Dir bei Rigoletto, Boss"



Am Mittwoch, den 25. April 2018, um 20 Uhr bilden Ulla Meinecke, Ingo
York & Reinmar Henschke als exzellente Musiker und
Multi-Instrumentalisten das kongeniale Trio im Stadttheater Cuxhaven.

Ulla Meinecke ist noch immer die, die nicht ohne Grund seit mehr als
drei Jahrzehnten zu den ganz Großen der deutschen Musiklandschaft
zählt. Seit über 30 Jahren ist die Wahlberlinerin eine feste Größe in
der deutschen Musik- und Kulturlandschaft. Gute Texte, neu arrangierte
und melodienstarke Songs bestimmen das neue Bühnenprogramm. Darüber
hinaus überzeugt die Ulla Meinecke Band mit einer gänzlich neuen
Dramaturgie und wie immer mit einem brillanten Bühnenentertainment.
Ulla Meineckes samtige Stimme, ihre poetische Sprache, nicht zuletzt
ihre nachdenklich-ironische Sicht auf die alltäglichen Dinge begründen
ihren Ruf als Sängerin, Dichterin und Autorin.

Leidenschaftlich, charmant, schlagfertig. Immer hautnah am Publikum.
Aufregend anders erzählt sie ihre skurrilen Geschichten, lyrisch
kraftvoll zeichnet sie stimmige Bilder, die ihre Lieder zu lebendigen
Filmen machen.

Ulla Meinecke hat die "Zauberformel" für ihr Programm gefunden: Eine
Melange aus absurder Komik, anrührender Poesie und abgründiger
Liebeslyrik.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an
der Abendkasse (04721-35656).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LIEDER/1789: Borken - Krähengesänge - Lieder vom Anderen am 27.4.2018


Krähengesänge - Lieder vom Anderen 

Konzert mit KlärWerk 51 innerhalb der Reihe "Schönheit"



Kreis Borken / Vreden. Krähen singen doch gar nicht, sie können es
nicht einmal. Der Liederzyklus "Krähengesänge" von Benedikt Pollmann
nach Texten von Heinrich Greving gibt Menschen, denen man sonst nicht
gerne zuhört, eine Stimme. Die Songs und Balladen handeln vom Fremden
und Unbekannten, von Grenzgängern und Randfiguren: Menschen mit
Behinderungen und Beeinträchtigungen, mit psychischen Erkrankungen,
Menschen in Gefängnissen.

Das Konzert der Gruppe KlärWerk 51 findet statt am Freitag, 27. April,
20 Uhr, im kult in Vreden. Neben dem Komponisten und dem Texter
spielen und singen Petra Roters (Gesang, Akkordeon), Helmut Lambers
(Gitarre), Lukas Greving (Gesang, Bass), Raphael Greving (Gesang,
Geige) und Sebastian Lambers (Drums).

Die "Krähengesänge" stehen innerhalb der Reihe "Schönheit liegt im
Auge des Betrachters", veranstaltet vom kult und dem aktuellen forum
VHS. Karten im Vorverkauf am kult und an der VHS-Geschäftsstelle
Ahaus: 8 Euro (ermäßigt 5 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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SEISMIK/136: Das seltsame Verhalten von Tieren vor Erdbeben (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ -
18.04.2018

Das seltsame Verhalten von Tieren vor Erdbeben



Können Tiere vor Erdbeben warnen? Über diese Frage wird seit Jahrzehnten
gestritten. Ein Team um den GFZ-Seismologen Heiko Woith legt nun die erste
umfassende statistische Analyse vor. Darin gingen mehr als 700
Beobachtungen auffälligen Verhaltens ein, die bei 160 Erdbeben gemacht
wurden und mehr als 130 Arten betreffen.

Können Tiere vor Erdbeben warnen? Über diese Frage wird seit Jahrzehnten
gestritten. Auf der einen Seite gibt es zahlreiche Berichte von Hühnern,
Schafen oder Hunden, die sich vor einem Beben merkwürdig verhielten. Auf
der anderen Seite gibt es viele Erdbeben, vor denen solche Auffälligkeiten
von Lebewesen gerade nicht beobachtet wurden. Und überhaupt: Der genaue
Zeitpunkt eines solchen Ereignisses ist von sehr vielen verschiedenen
Faktoren abhängig und lässt sich nach gegenwärtigem Stand der Wissenschaft
wohl niemals exakt vorhersagen. Wie sollten also gewöhnliche Haus- und
Wildtiere dazu in der Lage sein?

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern am Deutschen
GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam ließ diese Frage keine Ruhe. "Die
Berichte über auffälliges Verhalten sind zahlreich, doch es könnte auch
andere Ursachen haben", sagt Heiko Woith. "Wir haben deshalb 180
entsprechende Studien genauer angeschaut und untersucht, ob es einen
statistischen Zusammenhang zwischen der seismischen Aktivität und dem
Verhalten von Tieren gibt." Diese erste umfangreiche statistische Analyse
erscheint jetzt im Fachjournal "Bulletin of the Seismological Society of
America".

In die Analyse gingen mehr als 700 Beobachtungen auffälligen Verhaltens
ein, die bei 160 Erdbeben gemacht wurden und mehr als 130 Arten betreffen
- von Schafen über Ziegen bis hin zu Schlangen und Fischen. Die Berichte
stammen aus zwei Dutzend Ländern, wobei die meisten aus Neuseeland, Japan,
Italien und Taiwan kommen.

Das Team um Woith hat unter anderem den Effekt von Vorbeben untersucht:
merkliche Erschütterungen, die bei etwa jedem zehnten Erdbeben Tage oder
gar Wochen vorher auftreten. Sie zogen Daten eines Erdbebenkatalogs 
(ISC-GEM) heran, der weltweit alle Beben mit einer Magnitude von M 5.6 und mehr
in den Jahren von 2000 bis 2012 verzeichnet. "Wir haben angenommen, dass
entsprechende Erschütterungen in einer Entfernung von 100 Kilometern für
Tieren spürbar sind", sagt Woith. "Dann haben wir für alle Erdbeben ab
Magnitude 6 untersucht, ob es in diesem Umkreis und binnen 60 Tagen
Vorbeben gab." Das Ergebnis: Bei 16 Prozent der Hauptbeben gab es diese
Vorbeben binnen 60 Tagen. Nur einen Tag vorher wurden solche Vorboten in 7
Prozent der Fälle registriert, eine Stunde vorher in 3 Prozent der Fälle.
"Diese Verteilung in Raum und Zeit ist ähnlich der Verteilung von
Auffälligkeiten im Verhalten von Tieren", sagt Woith. "Wir gehen davon
aus, dass zumindest ein Teil der Fälle, wo Tiere als Erdbeben-Warner
gehandelt werden, als Reaktion auf Vorbeben zu verstehen sind."

Weitere Aussagen seien jedoch sehr schwierig. Ein Grund ist, dass die
Daten sehr heterogen sind. Die beschriebenen Beobachtungen sind oftmals
anekdotisch und für eine solide wissenschaftliche Untersuchung ungeeignet.
Hinzu kommt, dass auch andere Zusammenhänge zwischen Erdbeben und dem
Verhalten von Tieren diskutiert werden, etwa Reaktionen auf Ausgasungen.
"Man darf nicht vergessen, dass es etliche Erdbeben gibt, die sich weder
durch Vorbeben noch durch andere Anzeichen ankündigen, sondern wörtlich
spontan auftreten", ergänzt der GFZ-Forscher. Dennoch sei es eine
interessante Forschungsfrage, ob Tiere als Erdbebenwarner genutzt werden
könnten. Die Erfolgsaussichten seien nach bisherigem Stand der
Wissenschaft jedoch nicht zu groß, meint Woith: "Eine treffsichere
Vorhersage zu Ort, Magnitude und Zeitpunkt eines Bebens erscheint nach
allem, was wir wissen, nicht möglich zu sein. Und auch die zuverlässige
Frühwarnung anhand von Vorbeben oder Gasaustritten aus dem Untergrund ist
mit sehr vielen Unsicherheiten behaftet und bislang auch mit den
modernsten Sensoren nicht gelungen."



Studie: "Can Animals Predict Earthquakes??, Heiko Woith, Gesa M. Petersen,
Sebastian Hainzl, Torsten Dahm, Bulletin of the Seismological Society of
America (2018)

DOI: https://doi.org/10.1785/0120170313

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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WETTER/239: Erstmals verlässliche Drei-Monats-Prognosen für Winter in Europa möglich (idw)


Universität Hamburg - 18.04.2018

Erstmals verlässliche Drei-Monats-Prognosen für Winter in Europa
möglich



Mit einer ganz neuen Methode kann die Qualität der saisonalen
Vorhersagen für den Winter in vielen Teilen Europas deutlich erhöht werden.
Bisher konnten vor allem für die Tropen brauchbare Vorhersagen gemacht
werden. Ein Team um Dr. Mikhail Dobrynin und Prof. Dr. Johanna Baehr vom
Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN) der Universität
Hamburg veröffentlichte die Ergebnisse jetzt im Fachblatt Geophysical
Research Letters. 

Drei-Monats-Prognosen - auch Jahreszeiten-Vorhersagen oder saisonale
Vorhersagen genannt - geben einen Durchschnittswert für das Wetter in den
nächsten drei Monaten an. Mit verbesserter Zuverlässigkeit könnten sie
wichtige Daten für Landwirtschaft und Industrie liefern.

Doch der Winter über Europa galt bisher als kaum vorhersagbar, die so
genannte Nordatlantische Oszillation (kurz NAO) als zu chaotisch. Doch
gerade dieses typische Zusammenspiel von Island-Tief und Azoren-Hoch hat
auf den Winter in vielen Teilen Europas einen besonders starken Einfluss.
Dies machte sich das Team um Dobrynin zunutze. Die NAO funktioniert wie
ein Schalter, der jeweils den Weg der Luftströmungen über dem Atlantik
beeinflusst. Kann man vorhersagen, wie der Schalter steht, erhalten wir
Hinweise auf das zukünftige mittlere Wetter in Europa.

Mit einem neuen Verfahren kann Dobrynin die Schalterphasen der NAO
erstmals viel sicherer vorhersagen: Wie die Auswertung der Winter von 2001
bis 2017 zeigte, haben sich die Prognosen in mehr als 50 Prozent der Fälle
verbessert. Dies ist damit weltweit das erste Mal, dass eine Prognose für
Europa eine ähnlich hohe Qualität wie für die Tropen erreicht.

"Zwar gibt es schon länger internationale und deutsche Projekte zu
saisonalen Vorhersagen, doch bisher waren die Ergebnisse kaum besser, als
wenn wir geraten hätten", so Dobrynin. "Jetzt erreichen wir zum ersten Mal
eine sehr gute Trefferquote."

Der Ozeanograf bezieht dafür so genannte Telekonnektionen mit ein. Dies
sind bestimmte Regionen rund um den Globus verstreut, die eine deutliche
Verbindung zum mittleren Wetter einer anderen Region der Erde haben. So
beeinflusst zum Beispiel die Schneedicke in Sibirien im Oktober den
kommenden Winter in Europa, ebenso wie der Nordatlantische Ozean oder
höhere Luftschichten über der Arktis. Telekonnektionen sind schwer zu
identifizieren und verändern sich noch dazu im Laufe der Zeit. Einbezogen
in Drei-Monats-Vorhersagen können sie diese aber offenbar viel genauer
machen - und sind damit potenziell als neues Werkzeug für bessere
Prognosen weltweit geeignet.

In einem europäischen Projekt wird Dobrynin jetzt die neue Methode in vier
unterschiedliche Prognose-Systeme einbauen. Damit kann das neue Werkzeug
demnächst in Echtzeit getestet und verglichen werden. Eines der Systeme
ist das German Climate Forecast System, das ebenso wie die neue Methode
von der Universität Hamburg, dem Max-Planck-Institut für Meteorologie, der
Eidgenössisch Technischen Hochschule Zürich und dem Deutschen Wetterdienst
gemeinsam entwickelt wurde.



Fachartikel: Dobrynin M., Domeisen D. I. V., Müller W. A., Bell L.,
Brune S., Bunzel F., Düsterhus A., Fröhlich K., Pohlmann H., Baehr J.
(2018): Improved teleconnection-based dynamical seasonal predictions of
boreal winter. Geophysical Research Letters, 43. 

https://doi.org/10.1002/2018GL077209

Weitere Infos:

German Climate Forecast System (GCFS): Jahreszeitenvorhersagen des
Deutschen Wetterdienstes:

https://www.dwd.de/DE/leistungen/jahreszeitenvorhersage/projektbeschreibung.html?nn=612472&lsbId=612150

Vorhersagen:

https://www.dwd.de/DE/leistungen/jahreszeitenvorhersage/jzvhs_home_node.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109
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AUSSEN/1705: Kuba hat das Recht auf seinen eigenen Entwicklungsweg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. April 2018

Kuba hat das Recht auf seinen eigenen Entwicklungsweg



"Mit der heutigen Wahl eines neuen Staats- und Regierungschefs in Kuba
neigt sich die Ära Castro ihrem Ende zu. Das sozialistische Kuba musste
sich in dieser Zeit nicht nur gegen unzählige Angriffe und Terrorakte
verteidigen, die maßgeblich von den USA ausgingen. Die sozialistische
Regierung hat es zudem unter schwierigsten Bedingungen geschafft,
Sozialsysteme aufzubauen, die in Lateinamerika ihresgleichen suchen.
Deswegen ist Kuba heute bei vielen Menschen in den Ländern des Südens zu
Recht ein Vorbild", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag. Hänsel weiter:

"Obwohl die völkerrechtswidrige Blockade der USA gegen Kuba jährlich
Verluste von gut vier Milliarden US-Dollar verursacht, haben
UN-Organisationen wie die FAO die Erfolge der kubanischen Führung auf dem
Gebiet der sozialen Menschenrechte wiederholt anerkannt. Kuba wird von
vielen Menschen in Lateinamerika auch wegen dieser Erfolge als Vorbild
gesehen, zumal diese Resultate in einem krassen Kontrast zu
Unterentwicklung, Analphabetismus und Armut in den neoliberal regierten
Staaten der Region steht. Dieser Vergleich und die oft ignorierten Zahlen
der UNO zeigen vielfach, dass der kubanische Sozialismus den Menschen mehr
gebracht hat als die postkoloniale kapitalistische Ordnung in weiten Teilen
des Kontinents. Die US-Blockade findet im Übrigen illegalerweise auch in
Deutschland Anwendung, wo Banken Überweisungen blockieren oder
Finanzdienstleister den Vertrieb kubanischer Waren verhindern, ohne dass
die Bundesregierung den Betroffenen hilft. Hier muss die Bundesregierung
endlich handeln.

Die Kubanerinnen und Kubaner haben auch unter einer neuen Staatsführung
jedes Recht darauf, ihren eigenen Entwicklungsweg zu beschreiten. DIE LINKE
setzt sich für gute Beziehungen mit Kuba ein, die die wirtschaftliche,
kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit fördern. Jegliche
destabilisierende Politik von außen, die teilweise auch von der
Bundesregierung geleistet wird, ist dagegen kontraproduktiv und muss
umgehend beendet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de
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AUSSEN/1704: Keine Truppenstationierung der Golfstaaten in Syrien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. April 2018

Keine Truppenstationierung der Golfstaaten in Syrien



"Der Vorstoß der USA, Truppen aus Saudi-Arabien, Katar und den Vereinigten
Arabischen Emiraten im Nordosten Syriens zu stationieren, um den IS weiter
zu schwächen, ist kein Beitrag zum Frieden in Syrien. Hier wird der Bock
zum Gärtner gemacht. Die Bundesregierung muss sich klar gegen diesen
Versuch aussprechen, wenn ihre jüngste Friedensinitiative nicht nur ein
Lippenbekenntnis sein soll", sagt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Golfstaaten haben sich in den vergangenen Jahren in der Region vor
allem durch die Unterstützung verschiedener islamistischer Terrorgruppen
bis hin zum IS hervorgetan. Es ist daher ohnehin schon ein Skandal, dass
die Bundesregierung im sogenannten Syria Recovery Trust Fund unter anderem
mit Saudi-Arabien zusammen oppositionelle islamistische Kräfte in Syrien
unterstützt. Käme es nun zu einer verstärkten militärischen Präsenz durch
die Golfstaaten, so wäre das ein weiterer klarer Völkerrechtsbruch nach den
jüngsten illegalen Angriffen auf Damaskus. Sie würden die kurdisch
kontrollierten Regionen im Norden Syriens bedrohen, den IS eher stärken und
zudem die Konflikte zwischen sunnitischen und schiitischen Staaten auf
syrischem Boden verschärfen.

Jetzt müssen politische Vorschläge auf den Tisch und nicht neue
militärische. DIE LINKE setzt sich weiterhin entschieden für eine
politische Lösung in Syrien ein. Die Zusammenführung aller laufenden
Gesprächsinitiativen unter dem Dach der UNO ist dafür dringend notwendig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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BUNDESTAG/7093: Heute im Bundestag Nr. 242 - 18.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 242

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 15.22 Uhr

1. Seehofer-Bericht über Regierungsvorhaben

2. Mehr Engagement für verfolgte Christen

3. Schutz und Anerkennung der Rohingya

4. Mehr Rechte für Staatenlose

5. FDP fordert Bauausschuss

6. Weidetierprämie für Schafe und Ziegen



1. Seehofer-Bericht über Regierungsvorhaben

Inneres, Bau und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat am Mittwoch mit dem Bundesminister
des Inneren, für Bau und Heimat, Horst Seehofer (CSU), über die
innenpolitischen Regierungsvorhaben der laufenden Legislaturperiode
beraten. Der Ressortchef kündigte dabei an, dem Parlament noch vor der
Sommerpause einen Gesetzentwurf zur Einstufung weiterer Staaten als
asylrechtlich sichere Herkunftsländer zuleiten zu wollen. Mit Blick auf die
gleichfalls anstehende Gesetzesregelung zum Familiennachzug bei subsidiär
Geschützten machte er deutlich, dass die Vorlage den Vereinbarungen des
Koalitionsvertrages entsprechen werde.

Zu den geplanten Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen
für Schutzsuchende (Anker-Einrichtungen) stellte der Minister in Aussicht,
dass zum Herbst dieses Jahres einige Pilot-Zentren errichtet werden
sollten. Daneben warb er um Unterstützung bei der vorgesehenen
Stellenaufstockung bei den Sicherheitsbehörden. Zugleich bekräftigte er,
ein Musterpolizeigesetz entwickeln zu wollen. Zufrieden zeigte sich
Seehofer mit dem aktuellen Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst des
Bundes und der Kommunen. Ferner verwies er unter anderem mit Blick auf den
Politikbereich "Heimat" darauf, dass es dabei um gesellschaftlichen
Zusammenhalt und um gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland gehe.

Die CDU/CSU-Fraktion erkundigte sich danach, inwiefern neben den Vorlagen
zu den sicheren Herkunftsstaaten und zum Familiennachzug weitere
Gesetzgebungsvorhaben vor der Sommerpause zu erwarten seien. Zugleich
wollte sie wissen, wann mit Ergebnissen bei der Weiterentwicklung des
europäischen Asylrechts zu rechnen sei.

Die SPD-Fraktion fragte, wann ein angekündigtes Eckpunktepapier zu den
geplanten Anker-Einrichtungen vorgelegt werde. Sie verwies zugleich auf
weiteren Personalbedarf beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf). Ferner mahnte sie, den Katastrophenschutz nicht zu vernachlässigen.

Die AfD-Fraktion wollte wissen, inwieweit bei den Anker-Zentren eine
Residenzpflicht vorgesehen sei. Auch warf sie die Frage auf, welche
Maßnahmen die Bundesregierung plane, um effektiver gegen Gewalt gegen
Polizisten und Rettungskräfte vorzugehen.

Die FDP-Fraktion erkundigte sich danach, wie sich die Bundesländer zu dem
geplanten "Pakt für den Rechtsstaat" stellen. Ferner fragte sie, wie es vom
Bund bewertet werde, wenn ein Bundesland eine eigene Grenzpolizei
einrichten wolle.

Die Fraktion Die Linke fragte, wie sich der Ressortchef inhaltlich zur
Bekämpfung von Fluchtursachen positioniere. Auch erkundigte sie sich, wie
Seehofer mit dem Thema Datenschutz und der Datenschutzgrundverordnung
umgehen wolle.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verwies auf Probleme im Bereich der 
IT-Sicherheit. Sie bemängelte zudem, dass in der Vergangenheit
Gesetzesvorhaben beim Thema Asyl mit "unnötiger Schnelligkeit" behandelt
worden seien, und fragte, ob künftig mit mehr Beratungszeit zu rechnen sei.

 * 

2. Mehr Engagement für verfolgte Christen

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion der AfD dringt auf mehr Engagement der
Bundesregierung gegen die Verfolgung von Christen weltweit. Christen seien
heute die am meisten verfolgte und diskriminierte Religionsgemeinschaft auf
dem Globus, heißt es in einem Antrag (19/1698), der am morgigen Donnerstag
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Sie würden insbesondere
in kommunistischen und islamischen Ländern diskriminiert, ausgegrenzt und
verfolgt. "Noch nie in der Menschheitsgeschichte war die Situation für
Christen so katastrophal wie heute", schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, jährlich einen Bericht
zur weltweiten Lage der Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu
erstellen, der insbesondere auf die Lage der christlichen Minderheiten
eingehen soll. Außerdem sollten in Bezug auf Staaten, in denen Christen
diskriminiert und verfolgt würden, Entwicklungsmittel gekürzt,
Finanztransaktionen eingeschränkt, politische Eliten sanktioniert und
Flüchtlingskontingente für verfolgte Christen eingeführt werden. Weitere
Forderungen zielen unter anderem auf Programme gegen "Christenfeindlichkeit
und Antisemitismus bei Asylbewerbern" sowie auf die Kopplung von Handels-,
Assoziierungs- und Partnerschaftsabkommen an die Bedingung der
Gewährleistung der Religionsfreiheit.

 * 

3. Schutz und Anerkennung der Rohingya

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen setzen sich für ein Ende der Gewaltexzesse gegen die Rohingya und
deren vollständige Anerkennung als gleichberechtigte Volksgruppe in Myanmar
ein. Seit Ende August 2017 sind nach Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks
UNHCR über 688.000 Menschen aus Myanmar nach Bangladesch geflohen, heißt es
in einem gemeinsamen Antrag (19/1708), der am Freitag auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht. "Auslöser war die massive Gewaltanwendung
durch das myanmarische Militär und lokale Bevölkerungsgruppen insbesondere
in Reaktion auf einen koordinierten Angriff auf 30 Polizei- und Armeeposten
im Norden der myanmarischen Küstenprovinz Rakhine, zu dem sich die 'Arakan
Rohingya Salvation Army (ARSA)' bekannte." Nach Angaben von
Nichtregierungsorganisationen seien Tausende Menschen bei gewalttätigen
Übergriffen in Myanmar zu Tode gekommen. Die Hilfsorganisation "Ärzte ohne
Grenzen" spreche von mindestens 6.700 Toten, von Massakern, systematischen
Vergewaltigungen und von in Brand gesetzten Dörfern.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem wird auf,
gegenüber der myanmarischen Regierung darauf hinzuwirken, dass
Menschenrechtsverletzungen, insbesondere die durch Staatsorgane oder mit
deren Duldung begangen wurden, sofort gestoppt werden,
Menschenrechtsverletzungen juristisch aufgearbeitet, die Opfer entschädigt
und die Täter verurteilt werden. Humanitären Hilfsorganisationen müsse
uneingeschränkter Zugang nach Rakhine gewährt werden und die Rohingya
müssten die vollen bürgerlichen und politischen Rechte und damit auch die
Staatsangehörigkeit Myanmars erhalten. Im Rahmen der Vereinten Nationen sei
die Bundesregierung aufgefordert, sich weiterhin für die Aufklärung von
Hinweisen auf und Dokumentation von Menschen- und Bürgerrechtsverletzungen
bis hin zu Elementen des Völkermords einzusetzen, sowie dafür, den
humanitären Bedarf im Jahr 2018 von 951 Millionen US-Dollar zu decken.

 * 

4. Mehr Rechte für Staatenlose

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert mehr Engagement sich für
die Abschaffung von Staatenlosigkeit. Weltweit gibt es laut
Flüchtlingshilfswerk UNHCR zehn Millionen Menschen die keine oder keine
anerkannte Staatsangehörigkeit besitzen, heißt es in einem Antrag
(19/1688), der am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
75 Prozent der weltweit bekannten staatenlosen Bevölkerungsgruppen gehörten
zugleich Minderheiten an. "Die größte Gruppe von Staatenlosen weltweit und
eine der meistverfolgten Minderheiten lebt in Myanmar. 800.000 Rohingya
wurde 1982 per Gesetz die Nationalität entzogen", schreiben die
Abgeordneten. Dies sei eine Ursache für die Gewaltausbrüche seit August
2017 gegen die Rohingya in Myanmar. Auch in Bangladesch, wohin die meisten
Rohingya geflüchtet seien, dürften die Menschen weder arbeiten noch sich
frei bewegen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auf,
Gesetzentwürfe vorzulegen, um "allen in Deutschland lebenden staatenlosen
Menschen einen Status und Schutz zu gewähren und ihre Einbürgerung zu
erleichtern" und um allen Kindern von Flüchtlingen zu ermöglichen,
"Geburtsurkunden zu erhalten und sich auf der Landesebene dafür
einzusetzen, entsprechende Verfahren klar zu regeln". Außerdem solle sich
die Bundesregierung gegenüber allen Staaten unter anderem dafür einsetzen,
dass diese die Einbürgerung oder Bestätigung der Staatsangehörigkeit für
staatenlose Minderheiten, die sich im Hoheitsgebiet aufhalten, erleichtern,
dass Kindern, die sonst staatenlos werden würden, die Staatsangehörigkeit
des Landes gegeben wird, in dem sie geboren wurden und dass alle Geburten
registriert werden, um Staatenlosigkeit zu vermeiden. Außerdem sollen
Gesetze und Praktiken abgeschafft werden, mit denen Personen die
Staatsangehörigkeit aufgrund von Diskriminierung wegen der Ethnie, Religion
oder Sprache verweigert oder entzogen werden kann.

 * 

5. FDP fordert Bauausschuss

Inneres, Bau und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Angesichts der angespannten Lage auf dem Wohnungs- und
Immobilienmarkt fordert die FDP-Fraktion einen entsprechenden thematischen
Ausschuss. In einem solchen Ausschuss zu "Wohnungsbau und
Immobilienwirtschaft" müssten alle Staatssekretäre der Ressorts vertreten
sein, die sich mit wohnungsbaupolitisch relevanten Themen befassen,
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/1692). Der Antrag steht am
Donnerstag im Bundestag zur Diskussion. Zudem möchten die Abgeordneten,
dass Gesetze und Verordnungen künftig hinsichtlich ihrer Folgekosten für
die Wohnungswirtschaft geprüft werden; dies soll genauso bürokratischen
Aufwand senken wie Vereinfachungen im Energiebereich.

Darüber hinaus geht es in dem Antrag unter der Überschrift "Wohnungsbau
entbürokratisieren - Kostenexplosion eindämmen" um ein Angleichen von
Normen und Standards, teils zwischen EU-Ebene und Bund, teils zwischen den
föderalen Ebenen Deutschlands. Ziel von Überprüfungen etwa bei Brandschutz,
Energeeinschätzung und Technischer Gebäudeausrüstung müsse sein, die
vorhandene Normenflut einzudämmen und auf ein für die Praxis handhabbares
Maß zu reduzieren, heißt es zur Begründung. Derzeit sei die Politik einer
der wesentlichen Kostentreiber beim Wohnungsbau, ohne dass die Qualität des
Gebauten steige.

 * 

6. Weidetierprämie für Schafe und Ziegen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen setzen
sich für die Einführung einer Weidetierprämie für Schafe und Ziegen ein.
Die Abgeordneten legen dazu einen gemeinsamen Antrag (19/1691) vor, der die
Arbeit der Schäfer für den Grünlanderhalt, die Landschaftspflege, die
biologische Vielfalt und den Klimaschutz finanziell anerkennen soll. Dafür
müsse vom Grundprinzip der von der Produktion entkoppelten Förderung auf
nationaler Ebene abgewichen werden. Voraussetzung dafür sei, dass die
Bundesregierung eine "gekoppelte Stützung" zum 1. Januar 2019 beschließt,
die bis zum 1. August 2018 der Europäischen Kommission mitgeteilt werden
muss. Produktionsverfahren mit besonderer Bedeutung für die Gesellschaft
können demnach innerhalb der ersten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP) unterstützt werden, indem ausnahmsweise an die Produktion gekoppelte
Direktzahlungen eingeführt werden. Weil die Weidehaltung als besonders
naturverträgliche und tiergerechte Art der Nutztierhaltung die Schäfer
unter wirtschaftlichen Druck stelle, soll nun von der Möglichkeit der
gekoppelten Direktzahlungen für diese besondere Form der schonenden
Flächenbewirtschaftung Gebrauch gemacht werden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 241

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 14.18 Uhr

1. Spahn will rasche Reformen einleiten

2. Linke scheitert mit Kehrtwende

3. Facebook-Skandal: Mehr Aufsicht verlangt

4. Müller fordert Aufstockung des Etats

5. Linke will Armut umfassend bekämpfen



1. Spahn will rasche Reformen einleiten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hat seine
Absicht bekräftigt, einige Reformen mit Vorrang anzugehen. Noch vor der
Sommerpause wolle er Gesetzespakete zur Finanzierung, zur Pflegeversorgung
und zur ambulanten ärztlichen Versorgung auf den Weg bringen, sagte Spahn
am Mittwoch bei seinem ersten Besuch als Minister im Gesundheitsausschuss
des Bundestages. Die Reformvorhaben sollen möglichst zu Jahresbeginn 2019
wirksam werden.

Geplant ist vor allem eine Beitragsentlastung für die gesetzlich
Versicherten. So soll die hälftige Beitragszahlung (Parität) künftig auch
für die Zusatzbeiträge gelten, die bislang allein von den Versicherten
getragen werden. Zudem sind Entlastungen bei den
Mindestkrankenversicherungsbeiträgen für kleine Selbstständige vorgesehen.
Auch mit dem Thema Beitragsschulden will Spahn sich befassen.

In der Pflege ist ein Sofortprogramm mit 8.000 neuen Stellen geplant. Spahn
wies darauf hin, dass die eigentliche Herausforderung darin bestehe,
angesichts des Mangels an Bewerbern die zur Verfügung stehenden Stellen
auch besetzen zu können. Derzeit sind in der Pflege rund 17.000 Stellen
nicht besetzt. Der Pflegeberuf soll deswegen attraktiver werden. Eine
Ausbildungsverordnung zur Neugestaltung der Pflegeberufe wurde bereits auf
den Weg gebracht. Daneben sollen Berufsaussteiger zurückgewonnen werden.

In der ambulanten Versorgung geht es um eine Verbesserung der
Terminvergabe. Vor allem in der Psychotherapie warten Patienten derzeit
lange auf einen Termin beim Facharzt.

Der Gesundheitsausschuss befasste sich daneben auch mit Vorlagen der
Opposition zur kontrollierten Freigabe von Cannabis. Die Grünen-Fraktion
hat dazu einen Gesetzentwurf (19/819) eingebracht. Hinzu kommen Anträge der
FDP-Fraktion (19/515) und der Linksfraktion (19/832). Der Ausschuss
beschloss zu dem Thema eine öffentliche Expertenanhörung am 27. Juni.

Die Eigenanteile in Pflegeheimen sind auf Initiative der Linksfraktion
(19/960) Thema einer weiteren Anhörung am 4. Juni.

 * 

2. Linke scheitert mit Kehrtwende

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag einen Antrag (19/105neu) der Fraktion Die Linke
abgelehnt, in dem diese eine Kehrtwende in der Arbeitsmarktpolitik fordert.
Gegen den Antrag votierten CDU/CSU, SPD, AfD und FDP. Bündnis 90/Die Grünen
enthielten sich.

In dem Antrag fordert die Linke unter anderem, mithilfe eines staatlichen
Investitions- und Zukunftsprogramms sozialversicherungspflichtige und
hochwertige Beschäftigung vorwiegend im Bereich der sozialen
Dienstleistungen zu schaffen. Für einen öffentlich geförderten
Beschäftigungssektor mit 200.000 Arbeitsplätzen sollen sowohl Steuermittel
als auch Mittel als dem Passiv-Aktiv-Transfer bereitgestellt werden.
Außerdem fordert die Fraktion einen Rechtsanspruch auf Qualifizierung und
Weiterbildung in der Arbeitsförderung und eine Reform der Vermittlung und
Betreuung von Langzeitarbeitslosen.

Die Linke begründete ihre Initiative damit, dass vom Fördern in der
Arbeitsmarktpolitik derzeit nicht viel zu spüren sei. Zu viele Instrumente
zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit hätten in den vergangenen Jahren
nichts gebracht. Die Grünen erkannten zwar viele positive Aspekte in dem
Antrag, kritisierten jedoch, dass zu viele wichtige Themen wie die
Digitalisierung fehlten. Sie warnten wie die FDP-Fraktion davor, einen
zusätzlichen Arbeitsmarkt zu schaffen. Die Unionsfraktion betonte, man habe
in den vergangenen Jahren erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik betrieben, es
gebe daher keine Notwendigkeit für eine Kehrtwende. Die AfD-Fraktion
kritisierte den Antrag, weil er zu mehr Bürokratie führe und das
Sozialstaatsprinzip umkehre. Die SPD-Fraktion betonte, viele Themen des
Antrags seien durch den Koalitionsvertrag der Großen Koalition inzwischen
überholt.

 * 

3. Facebook-Skandal: Mehr Aufsicht verlangt

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz befasste
sich auf seiner 6. Sitzung am Mittwoch ausführlich mit dem
Facebook-Datenskandal. Unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner
(AfD) hörte das Gremium Berichte der Bundesbeauftragten für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit, Andrea Voßhoff, und der Parlamentarischen
Staatssekretärin im Bundesjustizministerium, Rita Hagl-Kehl (SPD). In der
anschließenden ausführlichen Diskussion fragten die Abgeordneten nach
Einzelheiten des Skandals und den möglichen Konsequenzen für das soziale
Netzwerk aus der Weitergabe von Nutzerdaten durch das britische Unternehmen
Cambridge Analytica. Mit Spannung erwartet wird eine gemeinsame Sitzung des
Rechtsausschusses und des Ausschusses Digitale Agenda am Freitag
(20.4.2018, 8.30 Uhr), auf der die Abgeordneten den 
Facebook-Vizepräsidenten Joel Kaplan befragen werden. Dabei geht es laut
Tagesordnung um den Missbrauch von Benutzerdaten der Facebook-Kunden und
weiterer Internet-Nutzer.

Staatssekretärin Hagl-Kehl bezeichnete die von Facebook in der Zwischenzeit
getroffenen Maßnahmen als einen guten Anfang, die aber noch nicht
ausreichen würden. So gebe es zu der angekündigten Transparenz keine
detaillierten Angaben. Über die von Facebook-Chef Mark Zuckerberg auf der
US-Senatsanhörung gemachten Aussagen hinaus habe die Bundesregierung keine
weiteren Erkenntnisse. In Deutschland waren die Daten von 65 Nutzern und
potentiell die von knapp 310.000 Freunden dieser Nutzer betroffen. Rein
kosmetische Änderungen reichten bei Facebook nicht aus, um das verloren
gegangene Vertrauen wiederherzustellen sagte Hagl-Kehl.

Die Datenschutz-Bundesbeauftragte Voßhoff bewertete die Vorkommnisse und
betonte die Notwendigkeit der Vermeidung unbefugter Datenverwendungen. Ihre
Behörde habe keine eigenen Erkenntnisse zum Facebook-Datenskandal mangels
Zuständigkeit, die in Deutschland bei dem Hamburger Datenschutzbeauftragten
liege. Den Vorfall bezeichnete sie als "Spitze eines Eisbergs", denn es
gebe mehre Apps, die Daten "abernten" und die so gewonnenen Profile für
verschiedene Zwecke benutzen würden. Daraus leite sich eine "alarmierende
Fragestellung" ab, sagte Voßhoff. Die Menschen würden zunehmend gläserner,
was die Möglichkeit eröffne, deren Meinungsbildung zu beeinflussen. Dies
betreffe Persönlichkeitsrechte und belege eindrucksvoll die Notwendigkeit
des Datenschutzes. Es sei daher unverzichtbar, die zuständige Aufsicht zu
stärken. Aktuellen gesetzgeberischen Handlungsbedarf sieht die oberste
Datenschützerin nicht. Die am 25. Mai in Kraft tretende
Datenschutzgrundverordnung stelle ein "durchaus ausreichendes
Instrumentarium" zur Verfügung. Auch in Bezug auf Facebook sei dies
"durchaus tragfähig". Ihrer Meinung nach gehört eine Grundsatzdebatte über
die Folgen der Digitalisierung auf die parlamentarische Tagesordnung.

Des weiteren beschloss der Ausschuss die grundsätzliche Durchführung einer
öffentlichen Anhörung zum Gesetzentwurf der Linken-Fraktion (19/218) zur
Teilaufhebung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. Vor der Festlegung eines
Termins sollen die Berichte der Betreiber abgewartet werden. Die Kritik an
dem zum 1. Oktober vergangenen Jahres in Kraft getretenen Gesetz, das
Internet-Plattformen wie Facebook und Twitter zur zügigen Löschung
rechtswidriger Inhalte verpflichtet, biete "genug Anlass, sich intensiv
damit zu befassen", sagte der Linken-Obmann Niema Movassad.

 * 

4. Müller fordert Aufstockung des Etats

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) erwartet bei
den anstehenden Haushaltsverhandlungen eine deutliche Aufstockung seines
Ressortetats. Der Anteil der öffentlichen Mittel für die
Entwicklungsfinanzierung (ODA-Quote) müsse absehbar auf die international
vereinbarte Zielmarke von 0,7 Prozent am Bruttonationaleinkommen steigen,
sagte der Minister im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung; im Jahr 2017 lag die ODA-Quote bei 0,66 Prozent. "Die
Entwicklungspolitik ist aus dem Randgebiet ins Zentrum gerückt", betonte
Müller. Angesichts der dramatischen Veränderungen in der Welt müsse
Deutschland seiner "herausgehobenen Verantwortung" gerecht werden.

Als Schwerpunkte seiner Arbeit in der laufenden Legislaturperiode nannte
der Minister die Bekämpfung des Hungers, die Intensivierung der Beziehungen
zu Afrika im Rahmen des von seinem Ministerium initiierten "Marshallplans
mit Afrika" sowie eine faire Gestaltung der globalen Handelsbeziehungen.
Mit der neuen Sonderinitiative "Perspektive Heimat" will er außerdem die
Rückführung von Flüchtlingen aus Deutschland in ihre Heimatländer
unterstützen. Ein Entwicklungsinvestitionsgesetz solle darüber hinaus
bessere Rahmenbedingungen für private Investitionen in Entwicklungsländern
schaffen.

Vertreter von Union und FDP schlossen sich Müllers Forderung nach einer
stärkeren Europäisierung des Marschallplans mit Afrika an. Insbesondere
müsse der Europäische Entwicklungsfonds mehr genutzt werden, hieß es aus
der CDU. Die FDP verwies auf die zahlreichen Afrika-Initiativen der
verschiedenen Bundesministerien und mahnte mehr Kohärenz auf nationaler und
europäischer Ebene an.

Die SPD-Fraktion warnte davor, angesichts der Konzentration auf Afrika
andere Krisenherde in Südostasien sowie Mittel- und Südamerika zu
vernachlässigen. Positiv bewertete sie den im Koalitionsvertrag zwischen
CDU/CSU und SPD vereinbarten Hebel, demzufolge die Ausgaben für Entwicklung
in gleichem Maße wie die Verteidigungsausgaben steigen sollen.

Ein Vertreter der AfD-Fraktion wies auf die mutmaßliche Verdoppelung der
afrikanischen Bevölkerung bis zum Jahr 2050 hin und fragte, wie hoch
angesichts dessen die Chancen seien, die Versorgung zu sichern und stabile
Staatswesen aufzubauen. Ein Fraktionskollege legte das Augenmerk auf die
Lage im Irak, wo seinen Angaben zufolge 60 Prozent der Flüchtlingskinder
keinen Zugang zu Bildung hätten.

Die Linksfraktion forderte mehr deutsches Engagement für den Aufbau von
Sozial- und Gesundheitssystemen in Entwicklungsländern sowie für ein
verbindliches UN-Abkommen, mit dem die Aktivitäten von Unternehmen im
Hinblick auf die Achtung von Menschenrechten reguliert werden sollen 
("UN-Treaty-Prozess"). Ein Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen äußerte
mit Blick auf das geplante Entwicklungsinvestitionsgesetz die Sorge, dass
hiervon vor allem die großen Investoren und weniger die kleinen und
mittelständischen Unternehmen profitieren würden.

 * 

5. Linke will Armut umfassend bekämpfen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat einen Antrag (19/1687) zur
Bekämpfung der Armut in Deutschland vorgelegt. Er wird am morgigen
Donnerstag in erster Lesung vom Bundestag beraten. Die Linke fordert darin
zum einen, den gesetzlichen Mindestlohn auf 12 Euro pro Stunde zu erhöhen.
Über eine sanktionsfreie Mindestsicherung soll zudem sichergestellt werden,
dass niemand von weniger als derzeit 1.050 Euro im Monat leben muss.
Prekäre Beschäftigungsformen sollen zurückgedrängt werden, indem Mini- und
Midijobs voll in die Sozialversicherungspflicht einbezogen werden,
sachgrundlose Befristungen abgeschafft und Leiharbeitsverhältnisse strikt
begrenzt und langfristig verboten werden sollen. Als Sofortmaßnahme soll
das Kindergeld auf 328 Euro pro Kind erhöht und sichergestellt werden, dass
auch Kinder im SGB-II-Bezug diese Erhöhung erreicht. Schließlich soll das
Rentenniveau wieder auf 53 Prozent angehoben werden, verlangt Die Linke.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 240

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 13.37 Uhr

1. Grundsteuer-Neuregelung mit Hochdruck

2. Klärung energiepolitischer Fragen

3. Stuttgart 21: Bahnchef will weiterbauen

4. Umgang mit Wölfen umstritten

5. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

6. AfD schlägt erneut Marcus Bühl vor



1. Grundsteuer-Neuregelung mit Hochdruck

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) An einer Neuregelung der Grundsteuer innerhalb der vom
Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist wird "mit Hochdruck" gearbeitet.
Dies erklärten Vertreter der Bundesregierung am Mittwoch in der von der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung des
Finanzausschusses. Das Gericht hatte für die Neuregelung eine Frist bis
Ende 2019 gesetzt. Administrierbar sein soll die neue Grundsteuer bis 2025.
Das Gericht habe breiten Spielraum für eine Neuregelung eingeräumt, stellte
die Regierung fest und sicherte zu, die Grundsteuer werde auch in Zukunft
den Kommunen als wichtige Einnahmequelle erhalten bleiben.

Grundsätzlich kritisch zur Grundsteuer äußerte sich die AfD-Fraktion. Ihr
Sprecher erwartet von der Neuregelung eine Substanzbesteuerung und ein
"Bürokratie-Monster". Dabei handele es sich um ein vergleichsweise
marginales Aufkommen, dass wegen der Umlage auf die Mieter noch Einfluss
auf die Mietpreise habe, wie zum Beispiel in Berlin zu sehen sei.

Andere Fraktionen und die Bundesregierung widersprachen der AfD-Fraktion.
Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hieß es, die Grundsteuer sei eine
wichtige kommunale Einnahmequelle. Auch die SPD-Fraktion bezeichnete die
Grundsteuer als für die Kommunen unverzichtbar. Die Bundesregierung
erklärte, mit einem Aufkommen von jährlich 14 Milliarden Euro sei die
Grundsteuer für die Kommunen eine bedeutende Einnahmequelle. Die Fraktion
Die Linke wollte von der Regierung wissen, ob eine reine Bodenwertsteuer
nach dem Urteil nicht mehr möglich sei. Von der Regierung hieß es, sie
halte an einer Grundsteuer, die Boden und Gebäude einbeziehe, fest.

Die FDP-Fraktion wollte wissen, wie sichergestellt werden könne, dass es
für niemanden eine Grundsteuererhöhung geben werde, wie der Finanzminister
zugesagt habe. Außerdem wurden Zweifel geäußert, ob die
Informationstechnologie (IT) der Finanzbehörden auf eine Neuregelung
vorbereitet sei. Hier bestehe ein "größeres Gefahrenpotenzial". Die
SPD-Fraktion erwiderte, eine solche Äußerung des Bundesfinanzministers gebe
es nicht. Auch von der Bundesregierung wurde darauf verwiesen, dass die
Neuregelung der Grundsteuer "aufkommensneutral" erfolgen solle.

Wie die Bundesregierung betonte auch die CDU/CSU-Fraktion den Spielraum,
den das Gericht dem Gesetzgeber bei der Neuregelung gelassen habe. Mit
Blick auf das von den meisten Bundesländern favorisierte "Kostenwertmodell"
sagte ein Sprecher der Fraktion, die vom Gericht gesetzte Frist für die
Administrierbarkeit bis 2025 könne nicht eingehalten werden, wenn die
Umsetzung dieses Modells tatsächlich zehn Jahre dauern sollte. Die
Bundesregierung antwortete, bisher gebe es keine Festlegung auf ein
bestimmtes Modell. Bei der Neuregelung sei wichtig, dass sie
administrierbar sei. Andernfalls drohe eine "grundsteuerfreie Zeit". Die
Bundesregierung erwartet, dass die Grundeigentümer im Zusammenhang mit der
Neuregelung eine Steuererklärung werden abgeben müssen.

 * 

2. Klärung energiepolitischer Fragen

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung strebt in mehreren konfliktträchtigen
energiepolitischen Fragen noch vor der Sommerpause eine Einigung an. Zum
einen halte sie an dem Ziel fest, bis Ende Juni 2018 Regeln für den Umgang
mit eventuellen Schäden entworfen zu haben, welche Kraftwerksbetreibern
durch ein vorzeitiges Ende ihrer Werke entstehen. Dies bekräftigte ein
Sprecher des Bundeswirtschaftsministeriums am Mittwoch im
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestags. Anlass dafür hatte das
Bundesverfassungsgericht mit einem Urteil vom 6. Dezember 2016 gegeben;
darin hatten die Richter Energiekonzernen das Recht auf eine Entschädigung
für den vorzeitigen Atomausstieg zugebilligt. Dem Urteil zufolge muss der
Gesetzgeber bis Ende Juni 2018 festlegen, wie dies geschehen soll. Das
Thema sei auch während der jüngsten Kabinettsberatungen in Meseberg auf dem
Tisch gewesen, sagte der Regierungsvertreter.

Wie aus dem Ministerium verlautet, werden dazu mehrere Optionen diskutiert,
die von einer Verlängerung der Laufzeiten einzelner Kraftwerke bis hin zu
einem finanziellen Ausgleich reichen. Bei Letzterem gehe es dabei um eine
angemessene Entschädigung, nicht um einen vollen Wertersatz. Während
Vertreter der Koalitionsfraktionen im Ausschuss auf ein Einhalten der
Juni-Frist drangen, nutzte die AfD-Fraktion das Thema, um auf ihre Position
bei der Energiewende hinzuweisen; letztere sei überstürzt und
ideologiegetrieben. Ein Vertreter der FDP-Fraktion kritisierte im Einklang
mit Vertretern anderer Fraktionen die Zögerlichkeit der vorausgegangenen
Regierung - ein Vorwurf, zu dem der Vertreter der jetzigen Regierung nicht
Stellung nehmen wollte. Die Linksfraktion zeigte sich irritiert, dass eine
Laufzeitverlängerung offenbar doch wieder zur Diskussion stehe, während
eine Vertreterin von Bündnis 90/Die Grünen forderte, sich auf einen
finanziellen Ausgleich für die betroffenen Konzerne festzulegen.

Zum anderen geht es um die Frage einer EEG-Umlage für Strom zum
Eigenverbrauch aus Anlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Seit 1. Januar
2018 zahlen alle Betreiber von KWK-Neuanlagen die volle EEG-Umlage -
dadurch ist die Stromrechnung nicht nur für viele Unternehmen, sondern auch
für private Hauseigentümer teils empfindlich gestiegen. Vorausgegangen
waren wechselnde Vorgaben. Nun sei die Bundesregierung auf der Zielgeraden
für eine verlässliche Neuregelung, sagte der Ministeriumsvertreter. Neben
den inhaltlich geplanten Änderungen sei auch eine Minimierung des
bürokratischen Aufwands im Gespräch: Anlagen könnten in bestimmte
Typen-Kategorien eingeordnet werden, anstatt sie einzeln zu prüfen. Die
EEG-Neuregelung soll nach dem Wunsch des Ministeriums rückwirkend zum 1.
Januar 2018 gelten.

Schließlich äußerte sich der Minsteriumsvertreter auf einen Impuls aus der
Linksfration hin auch zu geplanten Änderungen für
Bürgerenergiegesellschaften. Die Sonderregeln für diese Gesellschaftsform
bei Ausschreibungen sind so ausgestaltet, dass sie einen Missbrauch
begünstigen. Nun sei man bestrebt, ebenfalls bis Ende Juni 2018 eine
Neuregelung zu fassen. "Wir sehen Handlungsbedarf", sagte der Vertreter.

 * 

3. Stuttgart 21: Bahnchef will weiterbauen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage des Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn
AG (DB AG), Richard Lutz, ist trotz der Erhöhung der Kosten für das
Bahn-Projekt "Stuttgart 21" die Vorteilhaftigkeit der Projektfortführung
aufgrund der hohen Abbruchkosten auch weiterhin gegeben. Die Kosten für den
Abbruch des Projektes bezifferte Lutz am Mittwoch vor dem Verkehrsausschuss
mit sieben Milliarden Euro. Im Jahr 2013 hätten diese Kosten noch bei zwei
Milliarden Euro gelegen. Der Anstieg sei damit zu begründen, dass innerhalb
dieser Zeit zusätzliche Baukosten entstanden und weitere Verträge mit
Bauauftragnehmern abgeschlossen worden seien. Die Frage, ob es auch heute
noch sinnvoll sei, weiterzubauen, sei noch viel stärker als im Jahr 2013
mit Ja zu beantworten, betonte der Bahnchef. Dies sei unabhängig von der
Frage, ob es für die DB AG vertraglich eine Möglichkeit gebe, aus dem
Vertrag auszusteigen.

Lutz räumte zugleich ein, wäre bei Projektstart im Jahr 2009 bekannt
gewesen, wie sich die Kosten bis heute entwickelt haben, wäre man zu der
Feststellung gelangt, "dass die Wirtschaftlichkeit des Projektes nicht
gegeben ist". Bei einem laufenden Projekt müsse jedoch betrachtet werden,
welche Kosten in Zukunft für eine Fortführung oder ein Abbruchszenario
anfallen würden.

Ronald Pofalla, Vorstand für Infrastruktur bei der DB AG, sagte vor den
Abgeordneten, die derzeitige Kostenprognose für das Projekt liege bei 7,7
Milliarden Euro. Zuzüglich eines Risikopuffers liege der
Finanzierungsrahmen bei 8,2 Milliarden Euro. 2013 habe der
Finanzierungsrahmen bei 6,53 Milliarden Euro gelegen und damit auch schon
zwei Milliarden Euro über den anfangs festgelegten Maximalkosten. Noch im
zweiten Quartal des Jahres 2017 sei von einer Kostenprognose in Höhe von
6,5 Milliarden Euro ausgegangen worden. Kostentreiber, so Pofalla, seien
Risiken aus Vergaben, Bauverzögerungen und geologische Probleme.

Das genutzte Verfahren zum Tunnelbau im quellfähigen Gestein Anhydrid
nannte Pofalla "teuer, aber sicher". Mit dem vom Tunnelbauexperten
Professor Walter Wittke entwickelten und betreuten Verfahren seien auf
anderen Baustellen gute Erfahrungen gemacht worden, sagte der 
Bahn-Vorstand. Mit der Inbetriebnahme des neuen Bahnhofes rechnet er nach
eigener Aussage im Jahr 2025. Die Neubaustrecke Wendlingen - Ulm werde
deutlich eher fertiggestellt sein.

Auf die Frage aus dem Kreis der Abgeordneten, welche Kostenrisiken noch in
dem Projekt schlummern würden, sagte der DB AG-Vorstandsvorsitzende, er
wolle nicht über eventuelle zusätzlich Kostensteigerungen spekulieren. Es
gehe jetzt vielmehr darum, das Projekt konsequent "so wirtschaftlich wie
möglich und so schnell wie möglich" umzusetzen, betonte Lutz. Pofalla
sagte, die vorgelegten Prognosen beruhten "auf dem heutigen Kenntnisstand".

 * 

4. Umgang mit Wölfen umstritten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/suk) Soll der Wolf in Deutschland wieder gejagt werden und
würde dies die Situation von Weidetierhaltern verbessern? In diesen Fragen
sind sich Experten und Politiker extrem uneins. Dies wurde deutlich in
einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit. So besteht bereits Unklarheit über die Zahl der in
Deutschland lebenden Wölfe.

Grundlage der Sachverständigenanhörung waren verschiedene Anträge von AfD
(19/594), FDP (19/584), Die Linke (19/581) und Grünen (19/589), die zwar
alle für einen Herdenschutz plädieren, in der Frage des Jagdrechts aber
unterschiedliche Positionen vertreten.

Nicole von Wurmb-Schwark von ForGen - Forensische Genetik und Rechtsmedizin
in Hamburg am Institut für Hämatopathologie Hamburg sagte, es gebe in
Deutschland eine "stabile Population" von Wölfen. Die Sorge um ihren Erhalt
sei derzeit "eher gering". Die steigende Population führe zu einer
zunehmenden Verpaarung mit Hunden; hier müsse die Datenlage verbessert
werden, um Weidetierhalter entschädigen zu können.

Eberhard Hartelt vom Deutschen Bauernverband sagte, das Thema Wolf werde
polarisierend und emotional diskutiert. Man müsse dabei die Ängste der
Tierhalter und der Menschen im ländlichen Raum "ernst nehmen". Es brauche
"mehr Offenheit und Ehrlichkeit", wenn es um Probleme mit dem Wolf gehe. In
Deutschland würden Anfang des Jahres 2018 mehr als 1.000 Wölfe leben, dies
sei ein "günstiger Erhaltungszustand". Es dürfe nicht länger einen
"uneingeschränkten Freilandversuch zu Gunsten des Wolfes geben" - vielmehr
sei ein "Management der Wölfe" nötig.

Helmut Damman-Tamke wies für den Deutschen Jagdverband darauf hin, dass die
Zahl der Wölfe in Deutschland "exponentiell" wachse; die Politik habe diese
"Dynamik" aber "nicht erkannt". Angesichts des guten Zustands der Art nicht
gegen "eine Überführung des Wolfes in das Jagdrecht". Dies würde keine
automatische Bejagung bedeuten, es gebe auch die Möglichkeit einer
ganzjährigen Schonzeit.

Ilka Reinhardt vom LUPUS Institut für Wolfsmonitoring und -forschung in
Deutschland plädierte dafür, von Ländern wie Polen, Italien und Spanien zu
lernen, in "denen der Wolf nie weg war". Dort funktioniere der
Herdenschutz; bei diesem Thema gebe es in Deutschland "Nachholbedarf". Das
Schießen der Tiere nütze nichts; sie dürften gar nicht erst lernen, "dass
Schafe lecker sind". Mit einer Bejagung sei den Schafhaltern nicht
geholfen; diese würde die Konflikte nicht minimieren. Schon jetzt sei eine
Entnahme einzelner Tiere möglich.

Prof. Wolfgang Köck vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung führte aus,
der Wolf sei sowohl durch das Berner Übereinkommen als auch eine
europarechtliche Richtlinie geschützt. So solle ein günstiger
Erhaltungszustand erreicht werden. Sei dieser Zustand erreicht, komme
"theoretisch auch eine Bejagung wieder in Betracht". So sei die Lage
derzeit aber nicht: Für einen günstigen Erhaltungszustand sei eine
"Minimumpopulation" von 1.000 erwachsenen Tieren nötig. Derzeit gebe es in
Deutschland aber nur 150 erwachsene Wölfe. Daher stelle sich die Frage nach
der Jagd "gegenwärtig nicht".

Wernher Gerhards betonte für den Verein Sicherheit und Artenschutz, man
werde über die Zahl der Wölfe in Deutschland "amtlich falsch informiert" -
die Angaben reichten von 150 bis rund 700 Tiere. Man müsse aber von circa
1050 Exemplaren ausgehen. Das Wolfsmanagement gehöre "sofort" in das
Bundesjagdgesetz. Zudem brauche es, um die Schäden einschätzen zu können,
die die Tiere anrichteten, eine Aktualisierung des Wolfsmonitorings. Es
müsse regelmäßige "Wolfstreibjagden" geben, bei der die Tiere "nicht
totgeschossen", sondern "erschreckt werden" sollten.

Hilmar Freiherr von Münchhausen von der Deutschen Wildtier Stiftung nannte
den Wolf eine "Bereicherung der Artenvielfalt" und plädierte für
Sachlichkeit. Weidetierhalter benötigten "Solidarität"; denkbar seien
"spezielle Förderprogramme". An ihrer "desolaten Situation" sei aber nicht
der Wolf schuld, sondern die schlechten Rahmenbedingungen.

Für die Arbeitsgemeinschaft Herdenschutzhunde wies Frank Hahnel darauf hin,
dass Herden momentan mit Elektrozäunen und Herdenschutzhunden geschützt
würden. Die Kosten dafür träfen die Schäfer, die ohnehin eine Berufsgruppe
mit geringem Einkommen seien, hart. Sie würden die "Landschaft, die Sie
lieben" pflegen, würden für die Dienstleistungen und gesellschaftlichen
Aufgaben aber nicht angemessen entlohnt werden. Hahnel sprach sich für eine
Weidetierprämie aus.

Dafür ist auch Andreas Schenk vom Bundesverband Berufsschäfer. Er forderte
zudem ein Kompetenzzentrum Herdenschutz und bundeseinheitliche Standards im
Umgang mit dem Wolf, dafür müsse die Bundesebene Verantwortung übernehmen.
Für einen guten Herdenschutz brauche es mehr Forschung und den Austausch
von Praktikern sowie eine technische Weiterentwicklung.

 * 

5. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion schlägt erneut Albrecht Glaser und
Volker Münz als Mitglieder des Gremiums gemäß Paragraf 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes vor. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der
Fraktion (19/1706) hervor. Die Wahl im Plenum ist für Donnerstag
vorgesehen. Die beiden Sitze der AfD in dem Gremium sind vakant. Glaser und
Münz konnten in bisher zwei Versuchen keine Mehrheit erringen.

 * 

6. AfD schlägt erneut Marcus Bühl vor

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD schlägt erneut Marcus Bühl als Mitglied des
Vertrauensgremiums gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung
vor. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der Fraktion (19/1705) hervor. Die
Wahl ist für Donnerstag vorgesehen. Der Sitz der AfD in dem Gremium ist
vakant. Bühl war bei zwei vorherigen Anläufen gescheitert.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7090: Heute im Bundestag Nr. 239 - 18.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 239

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Gutachter fordern mehr Investitionen

2. Ursachen von Schwerbehinderungen

3. Resettlement-Programm in Deutschland

4. Straftaten an Thüringer Bahnhöfen

5. Organisierte Kriminalität thematisiert

6. Beratung für Menschen mit Behinderung

7. Überlastung von Gerichten



1. Gutachter fordern mehr Investitionen



Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Ausgaben für Forschung und Innovation sind Investitionen
in die Zukunft, gerade in Zeiten schnellen technischen und ökonomischen
Wandels. Die Expertenkommission Forschung und Innovation empfiehlt der
neuen Bundesregierung verstärkt in Wissenschaft und Forschung zu
investieren, um auch künftig Deutschlands Rolle als eine führende
Wirtschaftsnation zu sichern. Das unterstrichen Professor Dietmar Harhoff,
Vorsitzender der Expertenkommission und seine Stellvertreterin, Professor
Monika Schnitzer, bei der Vorstellung des EFI-Jahresgutachtens 2018
(19/1140) vor dem Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung in Berlin.

Harhoff nannte als aktuelle Ziele, mehr Innovationsanreize für Start-Ups
und kleine und mittlere Unternehmen. Bis 2025 sollte der Anteil des
Wagniskapitals am Bruttoinlandsprodukt auf 0,06 Prozent verdoppelt werden.
Wagniskapital sind zeitlich begrenzte Kapitalbeteiligungen an jungen,
innovativen, nicht-börsennotierten Unternehmen. Ferner sollte das
Wissenschaftssystem gestärkt werden, ohne die Innovationspolitik mit
Nachhaltigkeitszielen zu überfordern. Es müsste vielmehr technologieoffen
gefördert werden. Bis 2025 sollten mindestens drei deutsche Universitäten
unter den 30 weltweit führenden sein. Außerdem sollte der Anteil der
Fachhochschulabsolventen erhöht werden. Gerade Fachhochschulen hätten
wesentlich zur Weiterentwicklung des Innovationssystems beigetragen. Die
Wissenschaftler forderten die Chancen der Digitalisierung stärker zu nutzen
und schon in den Grundschulen digitale Bildung zu lehren. Bis 2025 sollte
sich der Anteil der Fördermittel im Bereich Digitalisierung verdoppeln, das
Land eine Vorreiterrolle im E-Government einnehmen und zu den fünf
führenden Nationen im Bereich digitaler Infrastruktur aufschließen. Als
weiteres Ziel nannten die Wissenschaftler bis 2025 wenigstens 3,5 Prozent
des Bruttoinlandsproduktes für Forschung und Entwicklung aufzuwenden.

Zudem machten die Leiter der Expertenkommission darauf aufmerksam, dass die
Innovationskluft zwischen den EU-Mitgliedsstaaten groß sei. Durch einen
effektiveren Einsatz der europäischen Struktur- und Investitionsfonds
könnte dieser Diskrepanz begegnet werden. Aber auch autonome Systeme, wie
das autonome Fahren, waren Thema im Ausschuss. Der Einsatz autonomer
Systeme kann dazu beitragen, die Sicherheit im Straßenverkehr zu erhöhen,
Menschen in Arbeitsprozessen zu unterstützen und individuellen Komfort zu
erhöhen. Die Wissenschaftler schreiben den autonomen Systemen ein
erhebliches wirtschaftliches und gesellschaftliches Potential zu,
gleichwohl würden damit aber auch ethische, datenschutzrechtliche und
wettbewerbsrechtliche Fragen aufgeworfen werden. Deshalb plädieren die
Wissenschaftler dafür, eine Enquete-Kommission "Autonome System und
Künstliche Intelligenz" einzusetzen.

Laut Beschluss des Deutschen Bundestages legt die Bundesregierung dem
Deutschen Bundestag seit dem Jahr 2008 im Abstand von jeweils zwei Jahren
Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit
vor, die durch eine unabhängige Gruppe renommierter Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler verfasst und verantwortet werden. Das Gutachten 2018
wurde am 28. Februar 2018 von der Expertenkommission Forschung und
Innovation an die Bundesregierung übergeben. Die Stellungnahme zum
Gutachten 2018 erfolgt im Rahmen des Umsetzungsberichtes zur
Hightech-Strategie der Bundesregierung im Mai dieses Jahres.

 * 

2. Ursachen von Schwerbehinderungen



Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Entwicklungen bei Ursachen von Schwerbehinderungen sind
ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/1623) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/1444). Gemessen anhand der Anteile der jeweiligen
Ursache stellt man danach von 2011 bis 2015 einen Zuwachs bei der Ursache
"Allgemeine Krankheit" um drei Prozentpunkte von 83,4 auf 86,4 Prozent
fest. Dagegen nehmen der Antwort zufolge insbesondere die Gruppen
"Sonstige, mehrere oder ungenügend bezeichnete Ursachen" (minus 2,2
Prozentpunkte von 9,9 auf 7,7 Prozent) sowie "Anerkannte Kriegs-,
Wehrdienst- oder Zivildienstbeschädigung" (minus 0,3 Prozentpunkte von 0,6
auf 0,3 Prozent) sowie "Angeborene Behinderungen" (minus 0,3 Prozentpunkte
von 4,1 auf 3,8 Prozent) ab.

Für den Rückgang der Gruppe "Sonstige" sind laut Bundesregierung
"vermutlich auch Qualitätsgewinne bei der Kodierung in den
Versorgungsämtern ursächlich". Der Rückgang der Schwerbehinderungen
aufgrund anerkannter Kriegsbeschädigungen sei ein altersbedingter
langfristiger Trend, heißt es in der Antwort weiter. Auch die "relative
Bedeutung der angeborenen Behinderungen als Behinderungsursache" sei
bereits seit längerem rückläufig.

 * 

3. Resettlement-Programm in Deutschland



Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Resettlement-Programm in Deutschland" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/1588). Darin schreibt die
Fraktion, dass Deutschland seit dem Jahr 2012 ein Resettlement-Programm
durchführe. Seit dem 1. August 2015 bestehe eine "eigene Rechtsgrundlage
für Geflüchtete aus Erstaufnahmeländern, die im Rahmen eines
Resettlement-Verfahrens des UNHCR in Deutschland aufgenommen werden
können". Wissen wollen die Abgeordneten, welche Rechtsgrundlage vor dem 1.
August 2015 für die Durchführung des Resettlement-Programms in Deutschland
bestand. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach, wie viele Menschen
"seit dem Jahr 2012 durch dieses Resettlement in die Bundesrepublik
gekommen" sind.

 * 

4. Straftaten an Thüringer Bahnhöfen

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie sich nach Kenntnis
der Bundesregierung die Anzahl jährlich registrierter Straftaten seit dem
Jahr 2000 an den Bahnhöfen der 25 bevölkerungsreichsten Städte Thüringens
sowie an den Thüringer Flughäfen entwickelt hat. Ferner erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/1589) danach, wie hoch "jeweils der Anteil
nichtdeutscher Tatverdächtiger" war.

 * 

5. Organisierte Kriminalität thematisiert



Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den Kenntnissen der Bundesregierung über
Verbindungen zwischen Organisierter Kriminalität und privaten
Sicherheitsunternehmen erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/1586). Auch fragt sie darin unter anderem, ob die
Bundesregierung "die Ausweitung der Tätigkeit des Bundesamtes für
Verfassungsschutz auf die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität"
befürwortet.

 * 

6. Beratung für Menschen mit Behinderung



Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/1503) zum Stand der ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung
gestellt. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem
Details zum Antragsverfahren und zur Organisation der Beratungsstellen
erfahren. In diesen können sich Menschen mit Behinderungen darüber beraten
lassen, welche Teilhabeleistungen ihnen zustehen.

 * 

7. Überlastung von Gerichten



Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die zunehmende Überlastung von Gerichten thematisiert die
Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/1610). Es komme vor, dass
Tatverdächtige auf freien Fuß gesetzt werden, weil Gerichte Verhandlungen
nicht mehr fristgerecht ansetzen können, heißt es darin mit Verweis auf
Pressemeldungen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
hoch nach deren Kenntnis der aktuelle Verfahrensstau an deutschen Gerichten
ist und wie viele Tatverdächtige aufgrund von Fristversäumnis ohne
Verhandlung aus der Untersuchungshaft entlassen wurden. Außerdem fragt die
Fraktion, welche Maßnahmen die Bundesregierung zur Beseitigung der
Missstände plant beziehungsweise welche Maßnahmen seit 2016 ergriffen
wurden. Besonderes Augenmerk wird in der Kleinen Anfrage auf die steigende
Zahl von Asylklagen gelegt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1650: Regierungspressekonferenz vom 18. April 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 18. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 18. April 2018

Themen: Besuch des französischen Staatspräsidenten, Reise der
Bundeskanzlerin nach Washington, Kabinettssitzung (Antrag auf Einstellung
der staatlichen Parteienfinanzierung der NPD beim Bundesverfassungsgericht,
Deutsches Stabilitätsprogramm 2018, Berufsbildungsbericht 2018), Pkw-Maut,
mutmaßlicher Giftgasangriff im syrischen Duma, mögliche Reisen von
Mitgliedern der Bundesregierung zur Fußball-Weltmeisterschaft in Russland,
deutsche Gefangene in der Türkei, Medienberichte über den Handel mit
Ausweisdokumenten durch Flüchtlinge, Weiterentwicklung der Wirtschafts- und
Währungsunion, geplante Friedensverhandlungen zwischen Nordkorea und
Südkorea, Angriff auf zwei Menschen jüdischen Glaubens in Berlin,
Tarifabschluss im öffentlichen Dienst, barrierefreier Umbau von Bahnhöfen,
Parlamentswahl in Kuba


Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Friedrich (BMVI), Blankenheim
(BMF), Korff (BMI), Alemany (BMWi), Neumann (BMVg)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Wir hatten am Freitag zugesagt, noch Details zu dem Besuch
des französischen Staatspräsidenten Macron nachzureichen. Dazu kann ich
jetzt Folgendes mitteilen:

Die Bundeskanzlerin wird am Donnerstag von 12 bis 13 Uhr gemeinsam mit
Präsident Macron das Humboldt Forum besuchen und einen Rundgang über die
Baustelle machen. Um 13 Uhr ist dann eine Pressebegegnung im Humboldt Forum
vorgesehen, und danach folgen dann die politischen Gespräche im
Bundeskanzleramt.

Die Bundeskanzlerin wird am 27. April zu Gesprächen mit Präsident Trump
nach Washington reisen. Im Mittelpunkt der Gespräche werden voraussichtlich
bilaterale Fragen sowie natürlich außen- und sicherheitspolitische
Herausforderungen stehen. Im Rosengarten des Weißen Hauses wird es eine
Pressekonferenz geben.

Weil aber die Abstimmungen zu den Details des Besuchs der Bundeskanzlerin
noch andauern, kann ich zum weiteren Besuchsprogramm noch keine Angaben
machen. Wir werden Sie natürlich über die Details umgehend unterrichten.

Wir kommen jetzt zum Kabinett.

Die Bundesregierung hat heute beschlossen, beim Bundesverfassungsgericht
einen Antrag auf Ausschluss der NPD von der staatliche Parteienfinanzierung
zu stellen. Im vergangenen Jahr hatte der Gesetzgeber durch eine Änderung
von Artikel 21 des Grundgesetzes und durch ein entsprechendes Begleitgesetz
die Möglichkeit geschaffen, beim Bundesverfassungsgericht den Ausschluss
einer verfassungsfeindlichen Partei von der staatlichen
Parteienfinanzierung zu beantragen. Antragsberechtigt sind Bundestag,
Bundesrat und die Bundesregierung.

Der Bundesrat hat bereits am 2. Februar beschlossen, einen solchen Antrag
beim Bundesverfassungsgericht zu stellen. Jetzt hat auch die
Bundesregierung diesen Schritt getan und würde eine gemeinsame
Antragstellung aller antragsberechtigten Verfassungsorgane begrüßen. Es
gilt, für die Zukunft zu verhindern, dass die verfassungsfeindliche NPD von
den finanziellen Mitteln des demokratischen Rechtsstaats profitiert.

Im Rahmen des Europäischen Semesters legen die EU-Mitgliedstaaten der
EU-Kommission und dem Ecofin-Rat bis Ende April jedes Jahres ihre
mittelfristige Finanzplanung vor. Damit kommen sie den Bestimmungen des
Stabilitäts- und Wachstumspakts nach. Das Stabilitätsprogramm für 2018
zeigt: Die deutsche Finanzpolitik stärkt mit soliden Finanzen den
wirtschaftlichen Aufwärtstrend und die Stabilität in Europa. Auch 2017 hat
der Staatshaushalt von Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungen
die europäischen Anforderungen erfüllt. Wir haben einen ausgeglichenen
Haushalt.

Die deutsche Wirtschaft wächst im neunten Jahr in Folge. Das ist der
längste konjunkturelle Aufschwung seit den 1980er-Jahren. Die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nimmt seit 2010 zu. Die
Arbeitslosigkeit ist auf dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung.
Auch Löhne, Gehälter und Renten steigen deutlich.

In dieser Legislaturperiode wird die Bundesregierung ihre wachstums- und
zukunftsorientierte Finanzpolitik auf der Grundlage ausgeglichener
Haushalte ohne Neuverschuldung fortsetzen. Die Koalitionsparteien haben
sich darauf verständigt, finanzpolitische Handlungsspielräume zu nutzen, um
Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Forschung weiter zu stärken.

Last but not least war der Berufsbildungsbericht im Kabinett. Mehr neu
abgeschlossene Ausbildungsverträge, mehr betriebliche Ausbildungsangebote,
aber auch leider mehr unbesetzte Ausbildungsstellen - das sind die
Kernergebnisse des Berufsbildungsberichts 2018, den das Kabinett heute
beschlossen hat.

Da Bundesministerin Karliczek das ja gerade hier detailliert erläutert hat,
will ich es dabei belassen.

Frage: Frau Demmer, wird es nach dem Gespräch der Bundeskanzlerin mit Herrn
Macron im Kanzleramt auch eine Pressekonferenz geben oder nur davor?

SRS'in Demmer: Das ist die einzige Pressekonferenz anlässlich des Termins.

Frage: Warum findet der Termin im Humboldt Forum statt? Gibt es einen
besonderen Grund dafür? Wie lange dauern dann die politischen Gespräche
nach der Pressekonferenz?

SRS'in Demmer: Bei den deutsch-französischen Begegnungen ist ein
kultureller Teil tatsächlich gute Tradition. Die Kanzlerin hat auch schon
in Paris kulturelle Veranstaltungen mit dem Präsidenten besucht. Der
Bundeskanzlerin ist es ein besonderes Anliegen, ihrem Gast das Humboldt
Forum zu zeigen, zumal die starke Nähe der Gebrüder Humboldt zu Frankreich
die deutsch-französischen Beziehungen geprägt hat.

Zusatzfrage: Die Frage nach der Länge der Gespräche war noch offen. Zwei,
drei oder vier Stunden?

SRS'in Demmer: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage: Was sind die inhaltlichen Themen?

SRS'in Demmer: Den Inhalten kann ich, wie üblich, nicht vorgreifen. Aber
Sie wissen, welche zentralen Fragen diskutiert werden.

Frage: Frau Demmer, eine technische Frage: Das Humboldt Forum ist meines
Wissens zum Teil noch eine Baustelle. Sprechen die beiden im Humboldt Forum
miteinander? Gibt es dort Räume, wo man schon Besprechungen machen kann?

SRS'in Demmer: Im Humboldt Forum schaut man sich erst einmal das Humboldt
Forum an und wird fachkundig dort durchgeführt.

Zusatzfrage: Das Gespräch findet woanders statt?

SRS'in Demmer: Das Gespräch findet im Kanzleramt statt.

Frage (zum Treffen der Kanzlerin mit Präsident Trump): Schön, dass der
Besuch jetzt bestätigt ist.

SRS'in Demmer: Sehen Sie, wir sind doch verlässlich!

Zusatzfrage: Was sind denn die zentralen Fragen in diesem nicht unwichtigen
transatlantischen Verhältnis oder ist das einfach ein themenoffener
Antrittsbesuch der Kanzlerin in Washington?

SRS'in Demmer: Auch da kann ich natürlich den Themen nicht vorgreifen. Aber
Sie wissen ja, dass Europa und die USA sich im 21. Jahrhundert zahlreichen
Herausforderungen gegenübersehen. Da es die tiefe Überzeugung der
Bundesregierung ist, dass es im deutschen, aber auch im amerikanischen
Interesse liegt, diesen Herausforderungen gemeinsam zu begegnen, ist es
natürlich auch sinnvoll, sich zu treffen und darüber zu sprechen.

Zusatzfrage: Wenn ich nachfragen darf: Nur weil diese Themen in letzter
Zeit öfter im Zusammenhang mit Amerika zur Sprache kamen: Kann man denn
davon ausgehen, dass zumindest die Themen Syrien, Handel und der
Iran/Nuklearvertrag auf jeden Fall auf der Tagesordnung stehen?

SRS'in Demmer: Ich kann inhaltlich - dafür müssen Sie Verständnis haben -
wirklich überhaupt nicht vorgreifen. Aber natürlich wird auch in Bezug auf
Themen, bei denen wir bekanntermaßen nicht immer einer Meinung sind,
darüber zu reden sein, wie man denn zu gemeinsamen Lösungen kommen kann.

Frage: Frau Demmer, ein Thema, das die deutsch-amerikanischen Beziehungen
immer wieder belastet, sind die amerikanischen Drohnenangriffe, die über
die US-Basis in Ramstein u.a. nicht gesteuert werden, aber ohne Ramstein
nicht möglich wären. Wird das auch ein Thema für die Kanzlerin sein?

Frau Adebahr, es gab immer wieder noch offene Fragen seitens des
Auswärtigen Amtes an die Amerikaner zu Ramstein. Wurden die mittlerweile
beantwortet?

SRS'in Demmer: Herr Jung, ich habe gerade schon Herrn Jordans gesagt: Ich
kann zu konkreten Themen überhaupt nichts sagen und würde es dabei jetzt
auch belassen.

Adebahr: Ich habe Ihnen heute keinen neuen Stand mitgebracht.

Zusatzfrage: Wann rechnen Sie mit der Beantwortung der Fragen? Das dauert
ja jetzt schon anderthalb Jahre.

Adebahr: Wenn ich zu diesem Thema etwas zu sagen habe, dann tue ich es
hier.

Frage: Frau Demmer, zum Timing: Diese Deadline im Stahlstreit läuft ja,
wenn ich mich richtig erinnere, am 1. Mai aus. Der Besuch findet am 27.
April statt. Dann sind es noch vier Tage, wo man dem Präsidenten
irgendwelche Vorschläge unterbreiten müsste, damit er möglicherweise diese
Strafzölle nicht weiter verhängt. Ist denn die Idee, dass die Kanzlerin ihm
da die Vorschläge präsentiert oder wird das noch vorher stattfinden? Das
ist ja jetzt sehr knapp.

SRS'in Demmer: Wie gesagt: Ich kann Ihnen einfach nicht vorweg sagen, was
dort Thema sein wird. Daran ändert sich jetzt auch bei der dritten Frage
nichts.

Dass das ein zentrales Thema ist, das zwischen den beiden Partnern zu
besprechen ist, versteht sich von selbst.

Zusatzfrage: Noch einmal nachgefragt: Sie sagten, ein konkretes
Besuchsprogramm ist noch nicht klar. Können Sie zumindest sagen, ob das ein
ein- zwei- oder dreitägiger Besuch ist? Können Sie den ganz groben Rahmen
skizzieren?

SRS'in Demmer: Sie sehen doch, wir sind zuverlässig und halten Sie auf dem
Laufenden. Auch darüber halten wir Sie auf dem Laufenden.

Zusatz: Wir wissen jetzt also nur, dass sie am 27. hinfliegt.

Frage: Frau Demmer, zum Verständnis: Die Kanzlerin fliegt ohne Prioritäten
nach Washington? Sie können ja keine benennen.

SRS'in Demmer: Genau, aus dem Letzten wird ein Schuh draus. Ich kann Ihnen
jetzt hier keine Prioritäten nennen. Das heißt ja nicht, dass es die nicht
gibt.

Frage: Herr Macron soll ja drei Tage vor der Kanzlerin in Washington sein.
Man bekommt den Eindruck, dass vielleicht abgestimmt noch einmal ein großer
Versuch unternommen wird, die europäische Position für verschiedene Dinge -
Handel, Iran - den Amerikanern vor verschiedenen Fristen darzulegen. Sind
diese kurz hintereinander folgenden Besuche als ein gemeinsamer Versuch von
Bundeskanzlerin Merkel und Präsident Macron zu verstehen?

SRS'in Demmer: Ich würde mir jetzt Ihre Interpretation überhaupt nicht zu
eigen machen. Aber dass es gemeinsame europäische Interessen gibt, versteht
sich von selbst.

Frage: Eine Frage zur Pkw-Maut: Stimmen denn die Berichte, wonach sie
frühestens 2020 scharf gestellt wird, wie, glaube ich, die Formulierung
ist? Wenn ja, warum? Was sind die Gründe für die erneute Verschiebung?
Entsteht dadurch wirklich eine Finanzierungslücke von rund 700 Millionen
Euro im Bundeshaushalt?

Friedrich: Es gibt, glaube ich, zwei Teile in der Frage. Das ist einmal die
Frage: Wann startet denn jetzt die Pkw-Maut? Die andere Frage ist: Wie ist
es mit der Finanzierung?

Zu Ersterem kann ich Ihnen sagen, dass wir stets betont und auch immer
wiederholt haben, dass die Pkw-Maut in dieser Legislaturperiode eingeführt
wird. Ich kann dazu auf die Aussagen von Minister Scheuer in der letzten
Zeit verweisen. Er hat immer wieder betont, dass wir mit Hochdruck an der
Umsetzung arbeiten. Wir sind jetzt im technischen und organisatorischen
Prozess. Auf jeden Fall wollen wir die Pkw-Maut in dieser Wahlperiode zum
Laufen bringen. Wichtig ist, dass die Erhebung dann funktioniert und wir
mehr Geld für unsere Infrastruktur haben.

Zu Ihrem zweiten Punkt, bei denen es um die Spekulationen rund um
finanzielle Einbußen ging, die sich aus einem möglichen Datum ergeben
könnten: Klar ist und bleibt, dass es keine Finanzierungslücke bei der
Infrastrukturfinanzierung dank der Milliardenmehreinnahmen gibt, die wir
durch die Lkw-Maut haben. Fakt ist einfach, dass für die Infrastruktur in
den kommenden Jahren Rekordmittel zur Verfügung stehen.

Dazu gibt es einige Informationen durch die Pressemitteilung, die wir
gestern zur Lkw-Maut veröffentlicht haben.

Was weitere Fragen angeht, die sich jetzt in Bezug auf den Bundeshaushalt
ergeben sollten, würde ich Sie bitten, das BMF zu fragen.

Zusatzfrage: Nachfrage an das Finanzministerium: Also stimmt es nicht, dass
die hochgerechneten Einnahmen der Maut schon für 2019 und 2020 eingepreist
waren? Ist diese Finanzierungslücke jetzt falsch verstanden?

An das Verkehrsministerium die Frage: Warum ist es jetzt anstatt des bisher
anvisierten Termins 2019 im Jahr 2020? Hat sich da etwas geändert? Gibt es
einen Grund für die Verschiebung?

Friedrich: Ich würde gerne zunächst auf die Frage nach dem Datum eingehen.
Ein solches Datum wurde nicht genannt. Es wurde immer davon gesprochen,
dass es in dieser Legislaturperiode starten soll. Das hat der Minister
immer wieder betont, und auch seine Vorgänger - Herr Dobrindt, Herr Schmidt
- haben das immer wieder gesagt. Und dabei bleibt es auch.

Blankenheim: Ich kann dazu nicht viel ergänzen. Die Fragen betreffen den
Gang und die Verhandlungen zum Haushaltsverfahren. Ich habe hier ja schon
einmal ausgeführt, dass Anfang Mai der Beschluss für den Haushalt 2018 im
Kabinett gefasst werden soll. In dem Zuge wird Ihnen auch der Minister
generell Rede und Antwort stehen. Insofern müsste ich Sie darauf verweisen
und darum bitten, dass Sie sich noch ein bisschen gedulden.

Frage: Frau Friedrich, wenn Sie sagen, dass es keine Finanzierungslücke
gibt, folgt daraus doch aber, dass Sie, weil man durch die Mehreinnahmen
bei der Lkw-Maut die Mindereinnahmen bei der Pkw-Maut ausgleichen kann,
indirekt aber schon sagen, dass es Mindereinnahmen durch die Verzögerung
gibt. Wie soll diese Aussage sonst Sinn ergeben?

Friedrich: Ich kann nur noch einmal das wiederholen, was ich gerade gesagt
habe: Es gibt in dem Sinne keine Verzögerung. Es ist Sachstand, dass der
Minister gesagt hat - er hat das auch wiederholt -, dass die Pkw-Maut in
dieser Legislaturperiode starten soll.

Zusatz: Wenn man bisher von 2019 ausgegangen ist, und er jetzt "in dieser
Legislaturperiode" sagt, dann klingt das ja schon, als wenn es zumindest
nicht 2019 ist, denn sonst würden Sie das Datum ja jetzt bestätigen.

Friedrich: Ich bleibe bei der Aussage, die ich eben gerade getätigt habe.
Ich habe dem auch nichts hinzuzufügen. Es bleibt dabei: In dieser
Legislaturperiode soll die Pkw-Maut starten.

Zusatzfrage: Dann hätte ich eine Nachfrage zur Lkw-Maut und den
Mehreinnahmen dort: Sie sagen, es sind jetzt 2,5 Milliarden Euro mehr im
nächsten Prognosezeitraum. Mich würde interessieren: Man wusste ja, dass
das ausgeweitet wird und dass es damit mehr Einnahmen geben würde. Ist denn
ein Teil dieser Mehreinnahmen schon eingeplant gewesen? Wie viel geht das
über das hinaus, was Sie erwartet und vielleicht möglicherweise ohnehin
schon verplant haben?

Friedrich: Sie beziehen sich mit Ihrer Frage ausschließlich auf die 
Lkw-Maut?

Zusatz: Genau, und zwar auf die Pressemitteilung von gestern Abend.

Friedrich: Dazu kann ich Sie auch nur auf das Wegekostengutachten
hinweisen, das es bei uns gibt. Mehr kann ich dazu im Moment nicht anfügen.

Zusatzfrage: In der Pressemitteilung steht auch, dass auf Grundlage der
neuen Wegekostenrechnung die Mautsätze angepasst werden sollen. Können Sie
sagen, wie die sich im Detail verändern? Um wieviel steigen sie, um wieviel
sinken sie?

Friedrich: Wenn ich das richtig in Erinnerung habe, steht in der
Pressemitteilung, dass sie nicht geändert werden, sondern sie werden
festgesetzt. Klar ist: Die Maut-Sätze stehen noch nicht fest, sie werden
jetzt erst festgesetzt. Deshalb kann ich zu den einzelnen Mautsätzen hier
auch nichts sagen, weil das noch ein Punkt ist, der folgen muss.

Zusatz: Da steht drin, dass sie angepasst werden sollen. Anpassen ist für
mich eher ein Synonym für ändern als festsetzen.

Friedrich: Okay, dann muss ich mir das noch einmal anschauen.

Frage: Ich habe an die Bundesregierung folgende Fragen:

Auf welcher Faktengrundlage hat Frau Merkel gestern Russland als
mitverantwortlich für den angeblichen Giftgaseinsatz in Syrien am 7. April
bezeichnet?

Welche Beweise und Erkenntnisse hat die Bundesregierung für den angeblichen
Giftgaseinsatz? Warum werden diese nicht öffentlich gemacht? Sie setzt sich
ja dem Verdacht der Lüge aus, da inzwischen internationale Journalisten vor
Ort berichten, dass es keine Spuren eines solchen Einsatzes gibt.

Was ist verantwortungsgerecht und angemessen, wie es die Bundesregierung
bezeichnet hat, bei einem Raketenangriff auf angebliche Chemiewaffenanlagen
und -lager, mit denen mindestens eine Umweltkatastrophe ausgelöst werden
kann?

Warum ignoriert die Bundesregierung die Mehrheitsmeinung auch in der
deutschen Bevölkerung, die sich in Umfragen gegen solche Angriffe geäußert
hat?

SRS'in Demmer: Ich kann nur wiederholen, was die Bundeskanzlerin selbst
schon gesagt hat: Alle vorliegenden Erkenntnisse sprechen dafür, dass es
sich am 7. April um einen Chemiewaffeneinsatz handelte und dass das
syrische Regime für diesen Einsatz verantwortlich ist.

Wie Sie wissen, hat die Vergangenheit gezeigt, dass das syrische Regime in
der Lage und bereit ist, Chemiewaffen einzusetzen. Eine effektive und
unabhängige Untersuchung der Verantwortlichkeit für den erneuten
Chemiewaffeneinsatz hat Russland durch ein erneutes Veto im 
UN-Sicherheitsrat verhindert.

Jetzt ist eine unabhängige Untersuchung von Chemiewaffeneinsätzen in Syrien
essentiell, auch mit Blick darauf, dass für derartige Verbrechen die
Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden müssen. Die
Bundesregierung begrüßt deshalb, dass die OVCW-Ermittler nach Syrien
entsandt hat. Es kommt nun darauf an, dass die Experten unverzüglich - seit
dem Vorfall sind ja nun schon zehn Tage vergangen - ungehinderten Zugang zu
allen Orten und Zeugen bekommen, damit sie umfassend ermitteln können.

Wichtig ist weiterhin, dass Russland seine Blockadehaltung im 
VN-Sicherheitsrat aufgibt und der Einrichtung eines neuen
Attributionsmechanismus für Chemiewaffeneinsätze in Syrien zustimmt.

In diesem Zusammenhang hoffen wir, dass Russland seine ablehnende Haltung
zu den aktuellen Bemühungen im Sicherheitsrat noch einmal überdenkt.
Darüber hinaus muss natürlich jetzt auch der insbesondere seitens des
syrischen Regimes blockierte politische Prozess mit Nachdruck
vorangetrieben werden. Es kann in Syrien keine rein militärische Lösung
geben.

Zusatzfrage: Warum werden diese Erkenntnisse nicht öffentlich gemacht? Was
ist das Problem dabei, wenn die Bundesregierung und ihre Partner überzeugt
davon sind, dass die Erkenntnisse richtig sind?

SRS'in Demmer: Wir teilen die Erkenntnisse, die wir teilen können.

Frage: Frau Adebahr, Herr Maas hat ja bestätigt, dass er die Beweise kennt,
die die Franzosen haben wollen. Herr Macron beziehungsweise die
französische Seite hätte ihm die mitgeteilt, wie er am Sonntag gesagt hat.
Als Unterzeichnerstaat der Chemiewaffenkonvention ist Deutschland
verpflichtet, die angeblichen Beweise über angebliche Forschungs-,
Produktions- und Lagerstätten für Chemiewaffen, die man hat, der OPCW
sofort zu nennen. Hat die Bundesregierung das getan?

Adebahr: Ich habe die Äußerung des Außenministers vom Sonntag nicht in der
ganz genauen Wortwahl im Ohr. Sie entspricht aber genau dem, was Frau
Demmer auch gerade gesagt hat, nämlich dass die Bundesregierung sehr
ernstzunehmende Hinweise darauf hat und dass all die Erkenntnisse, die wir
haben - Sie haben gesehen, wie sich die französische Regierung geäußert
hat, und Sie haben gesehen, wie sich auch Frau May geäußert hat und was von
dieser Seite öffentlich gemacht worden ist -, in die Richtung weisen, dass
es einen Chemiewaffenangriff gab und dass Assad dafür verantwortlich ist.
Das ist der Stand, den diese Bundesregierung mitteilen kann.

Zusatzfrage: Haben Sie diese ernstzunehmenden Hinweise und Ihre
Erkenntnisse der OPCW mitgeteilt, wie Sie es tun müssten?

Adebahr: Ich habe Ihnen gerade gesagt, was unser Stand ist. Ich kann Ihnen
zu den genauen Pflichten, die sich aus der Chemiewaffenkonvention ergeben,
hier jetzt nichts referieren. Aber ich denke, wir verhalten uns da sehr
vertragskonform, und die französische und die britische Regierung
sicherlich auch. Insofern ist das, was sie mitgeteilt haben und was die
Bundesregierung durch die Kanzlerin, den Außenminister und andere Minister
geäußert hat, der aktuelle Stand.

Frage: Ich muss meine beiden letzten Fragen noch einmal stellen, weil die
nicht beantwortet worden sind: Was hält die Bundesregierung daran für
verantwortungsgerecht und angemessen, dass mit dem Raketenangriff auf
angebliche Chemiewaffenanlagen und -lager mindestens eine Umweltkatastrophe
in Kauf genommen wurde? Warum ignoriert die Bundesregierung die
Mehrheitsmeinung auch in Deutschland, die sich gegen solche Angriffe
ausspricht?

SRS'in Demmer: Das sind jetzt zwei - - -

Zuruf: Fragen zum Thema!

SRS'in Demmer: Nein. Ich teile schon die Ihrer Frage zugrunde liegenden
Fakten so nicht. Deswegen kann ich Ihnen nichts über das hinaus, was ich
hier schon gesagt habe - - -

Zusatzfrage: Fakt ist, dass Raketenangriffe angeblich auf
Chemiewaffenanlagen, Produktionsanlagen, Forschungsanlagen und Lager
durchgeführt worden sind. Stimmen diese Fakten nicht, die gemeldet wurden?

SRS'in Demmer: Sie selbst sagen ja "angeblich". Ich kann Ihnen dazu keine
Details liefern. Ich kann Ihnen hinsichtlich dieser konkreten Situation
keine Analyse liefern. Ich habe Ihnen jetzt unsere Ausführungen der
Bundesregierung dazu mitgeteilt.

Zusatzfrage: Was ist mit den Umfrageergebnissen in der deutschen
Bevölkerung zu solchen Angriffen?

SRS'in Demmer: Ich kenne diese Umfrageergebnisse nicht und kann sie
deswegen auch nicht kommentieren.

Frage: Frau Demmer, ich habe eine sportliche Frage. Der DFB-Präsident hat
sich dafür ausgesprochen, dass die Kanzlerin zur Fußball-Weltmeisterschaft
nach Russland fährt. Soviel ich weiß, hat sie ihre Entscheidung noch nicht
getroffen. Täusche ich mich? Vielleicht hat sie diese Entscheidung schon
getroffen. Falls nicht, von welchen Umständen will sie denn ihre mögliche
Teilnahme an einem Spiel abhängig machen?

Die gleiche Frage geht auch an das Innenministerium: Wird der Innenminister
und Sportminister definitiv zur WM nach Russland fahren?

SRS'in Demmer: Ich glaube, da muss ich Sie auf die Standardantwort
verweisen: Wir halten Sie hier auf dem Laufenden.

Korff: Ich auch. Das sind sozusagen Terminplanungen, zu denen wir Stellung
nehmen.

Zusatzfrage: Bedarf es denn bei einer Teilnahme eines Regierungsmitgliedes
an so einer Veranstaltung einer Einladung des Gastgeberlandes, oder
verfasst das Außenministerium einfach eine Note und schreibt "Die Kanzlerin
oder der Minister möchten da einem Spiel beiwohnen"? Wie läuft das rein
technisch ab?

Adebahr: Das ist eine protokollarische Frage mit sehr viel Finesse, die ich
von hier aus gar nicht im Detail beantworten will. Ich denke, es ist
natürlich so: Wenn ein Mitglied der Bundesregierung - ich kann jetzt hier
nicht für die Kanzlerin sprechen - in ein ausländisches Land reist, dann
gibt es zuvor Gespräche darüber, dass die Reise stattfinden soll und wann
sie stattfinden soll, und dann meldet man in einem Schritt, der Teil eines
Prozesses ist, irgendwann tatsächlich mit einer sogenannten Verbalnote ganz
konkrete Reisezeitpunkte an, um derlei Dinge dann auch organisatorisch -
daran hängen ja auch immer Sicherheitsfragen - zu prozessieren.

Zusatzfrage: Gibt es irgendeine rote Linie, zu der die Bundesregierung sagt
"Bei so einem Ereignis fährt die Bundeskanzlerin definitiv nicht nach
Russland"?

SRS'in Demmer: Das ist ja sehr hypothetisch.

Frage: Der russische Journalist Maxim Borodin, der die Präsenz von
russischen Söldnern in Syrien maßgeblich aufgedeckt hat, ist am Wochenende
nach einem Sturz von seinem Balkon gestorben. Seine Redakteure bezweifeln,
dass es Suizid war. Ich würde gerne fragen: Wie betrachtet die
Bundesregierung die Situation der freien Presse in Russland? Gibt es
vonseiten des Auswärtigen Amtes irgendwelche gesonderten Reisehinweise -
sprich Warnungen - für Journalisten, die nach Russland reisen,
möglicherweise auch im Hinblick auf die WM?

Adebahr: Ich denke, wir haben zum einen die Berichte über den tragischen
Tod von Maxim Borodin zur Kenntnis genommen, und unsere aufrichtige
Anteilnahme gilt seiner Familie und seinen Freunden. Wir sind dafür, dass
dieser Fall jetzt untersucht und aufgeklärt wird. Wir haben zu diesem Fall
im Moment keine eigenen Erkenntnisse.

Ich denke, was die Lage der Pressefreiheit in Russland angeht, haben wir
uns auch von diesem Podium aus oft geäußert. Bekanntermaßen haben wir auch
hier oft geäußert, dass wir der Ansicht sind, dass es keine gute
Entwicklung ist, wenn der Freiraum für kritische und unabhängige Presse in
Russland kleiner wird. Wir befinden uns über diese Themen und auch über die
Fragen der Pressefreiheit immer wieder mit der russischen Regierung im
Gespräch.

Für diesen Einzelfall gilt, dass ich in keiner Weise über Hintergründe
spekulieren möchte. Ich glaube, zur Grundsatzlage haben wir uns hier so,
wie ich es gerade auch vorgetragen habe, in der Vergangenheit oft geäußert.

Zusatzfrage: Gibt es irgendwelche Reisehinweise oder Warnungen für die WM?

Adebahr: Bis zur WM ist es noch ein bisschen hin. Bei sportlichen
Großereignissen ist es im Allgemeinen so, dass wir uns natürlich in enger
Abstimmung mit allen Beteiligten, die zu den verschiedenen Aspekten von
Reise- und Sicherheitshinweisen etwas zu sagen haben, zusammensetzen und
uns fragen werden: Bedarf es in einer Sektion dieser Reisehinweise einer
besonderen Anpassung? Müssen wir schauen, dass wir da eine Aktualisierung
vornehmen? - Sie können sicher sein, dass auch im Hinblick auf die WM für
dieses sportliche Großereignis natürlich gilt, dass unsere Reise- und
Sicherheitshinweise immer ajour sind und immer den aktuellen Stand, den wir
dann haben, abbilden werden.

Frage: Ich hätte gerne vom Wirtschaftsministerium gewusst, ob Sie uns von
Reiseplänen berichten können, unter anderem deshalb, weil der Ost-Ausschuss
und der DIHK wieder ein Treffen der SAG, also dieser Arbeitsgruppe,
organisieren. Es geht also um Staatssekretäre oder Minister.

Alemany: Nein, davon kann ich Ihnen derzeit nicht berichten.

Frage: Frau Adebahr, ich wollte zu den deutschen Gefangenen in der Türkei
kommen. Können Sie uns einmal einen aktuellen Überblick geben? Gibt es
Gefangene, die keine konsularische Betreuung erfahren?

Können Sie bestätigen, dass Adil Demirci, ein Menschenrechtsaktivist,
Sozialwissenschaftler und Journalist, festgenommen wurde, also in
Untersuchungshaft sitzt?

Adebahr: Ja, ich muss Ihnen leider bestätigen, dass wir seit gestern
Kenntnis von der Verhängung der Untersuchungshaft gegen Adil Demirci haben.
Uns gegenüber steht aber noch eine konkrete Bestätigung seitens der
türkischen Regierung aus.

Unser Generalkonsulat versucht derzeit, in Kontakt mit Herrn Demirci zu
treten, um ihn konsularisch betreuen zu können. Wir haben eine
Besuchserlaubnis beantragt, und das Generalkonsulat steht auch in Kontakt
mit der Anwältin, der Familie und den türkischen Behörden. Ich kann an
dieser Stelle, wie auch in vielen vorangegangenen Fällen gesagt wurde, aus
Gründen des Persönlichkeitsschutzes keine weiteren Auskünfte erteilen.

Im Moment sind es fünf deutsche Staatsangehörige, bei denen wir davon
ausgehen müssen, dass sie aus politischen Gründen in Haft sind.

Wie gesagt, steht die Bestätigung von türkischer Seite an uns noch aus.
Deswegen haben wir auch noch keine offizielle Mitteilung darüber, was die
Haftgründe im Fall Demirci sein könnten.

Hinsichtlich der Frage, ob jemand keine konsularische Betreuung hat, müssen
Sie mir einen kleinen Moment geben. - Es gibt in einem Fall keine
konsularische Betreuung.

Zusatzfrage: Ist das der, der jetzt festgenommen wurde, oder ist das ein
anderer?

Adebahr: Nein, das ist ein anderer Fall. Bei diesem arbeiten wir daran. Da
steht ja die Bestätigung seitens der Türkei noch aus. Das ist also
sozusagen ein neuer Fall, der hinzukommt.

Frage: Frage an das Innenministerium: Es gibt Berichte darüber, dass
Flüchtlinge vor allem im Internet mit Ausweispapieren handeln. Dabei wird
sich auf eine Analyse der Bundespolizei bezogen. Gibt es diese Analyse?
Gibt es die schriftlich? Liegt die Ihnen vor? Können Sie also das
bestätigen, was in den Medienberichten steht?

Außerdem gibt es wohl Zahlen aus Ihrem Haus darüber, dass es im vergangenen
Jahr zu 545 illegalen Einreisen mit legalen Ausweispapieren kam, also bei
denen Personen und Papiere nicht zusammengepasst haben. Können Sie das
bestätigen?

Dann habe ich noch eine Frage zum Prozedere. Ich stelle mir vor, bei der
Einreise werden die Fingerabdrücke von jedem Flüchtling genommen. Es muss
ja dann irgendwie auffallen: Ach, zu diesen Ausweispapieren haben wir schon
Fingerabdrücke; die sind aber von jemandem anders. - Warum fällt das nicht
auf?

Korff: Vielen Dank für die Frage. - Das Phänomen und der Modus Operandi,
wie er beschrieben worden ist, sind tatsächlich in Deutschland, aber auch
in zahlreichen anderen europäischen Mitgliedstaaten bekannt und werden auch
in den entsprechenden Gremien und Institutionen auf EU-Ebene im
Zusammenarbeit mit den betroffenen Ländern erörtert. Das ist natürlich auch
in Deutschland bekannt. Die Bundespolizei arbeitet sozusagen kontinuierlich
an Maßnahmen, um dem zu begegnen.

Zu angeblichen internen Papieren der Bundespolizei, über die auch in den
Medien berichtet wird, nehme ich tatsächlich keine Stellung.

Die Zahlen kann ich bestätigen. Durch die Bundespolizei wurden 2017, wie
Sie sagten, in der Tat 545 unerlaubte Einreisen unter Zuhilfenahme dieser
missbräuchlich genutzten Grenzübertrittsdokumente festgestellt. 2016 waren
es 460.

Man muss sich das so vorstellen: Der Modus Operandi ist sozusagen in der
Tat, dass wir Kenntnis von solchen Fällen erhalten, wenn Personen in
Auslandsvertretungen neue Dokumente beantragen. Es gibt also sozusagen zwei
Ebenen. Es gibt die, auf der wir über ein abhanden gekommenes Dokument von
demjenigen informiert werden, der es nicht mehr nutzen kann, und die
Auslandsvertretungen werden bei der Beantragung eines neuen Dokumentes
davon informiert - dann werden diese Fälle in enger Zusammenarbeit mit den
Innenbehörden und den Auslandsvertretungen sozusagen aufgeklärt -, und es
gibt eben die Ebene der Feststellung des Grenzübertritts durch Nutzung
eines Dokuments, das nicht dem Inhaber gehört.

Diese Dokumente werden zum Teil zur Einreise in die EU und dann sozusagen
gar nicht mehr in Deutschland genutzt. Beispielsweise eine
Asylantragstellung oder eine Meldung gegenüber deutschen Behörden zum
Leistungsbezug oder Ähnliches sind in der Tat nicht anhand eines Dokuments,
das der Person nicht gehört, möglich, weil ja dann durch den
Biometrieabgleich natürlich sofort auffallen würde, dass der nicht der
Inhaber des Dokumentes ist.

Zum Grenzübertritt, bei dem sozusagen nicht in jedem Fall biometrische
Daten abgeglichen werden, also nicht automatisch: Das muss man einfach
unterscheiden. Das eine sind sozusagen die Dokumente, die zur Einreise in
die EU genutzt werden, und es wurden ja auch viele festgestellt. Das andere
sind sozusagen die behördlichen Kontakte im Inland in Bezug auf Fälle, die
dann durch die Möglichkeiten, die wir in den letzten Jahren geschaffen
haben, auffallen würden.

Zusatzfrage: Heißt das, wenn ich bereits einmal eingereist bin und meine
Fingerabdrücke genommen worden sind, dann werden, wenn ich woandershin
fahre und dann wieder einreise, nicht unbedingt noch einmal Fingerabdrücke
genommen?

Korff: Das kommt ja darauf an, ob in dem Moment überhaupt Grenzkontrollen
stattfinden. Das ist ja nun nicht flächendeckend der Fall.

Zusatzfrage: Sie sagen, der Modus Operandi sei bekannt und werde auf 
EU-Ebene diskutiert. Gibt es jetzt aus dem Innenministerium irgendwelche Pläne
dafür, dem zu begegnen und da irgendetwas zu tun?

Korff: Wie gesagt: Das wird in den EU-Gremien diskutiert. Es wird eben
sozusagen tagesaktuell in den einzelnen Verfahren, aber eben auch mit
Ländern, die davon betroffen sind, durch enge Kontakte - wie gesagt:
bilateral wie auf EU-Ebene - über Maßnahmen gesprochen. Die beraten
innerbehördlich. Sozusagen durch Austausch aller betroffenen Behörden -
Bundespolizei, Auslandsvertretungen, Landespolizeien - wird dem begegnet.

Überdies ist es so, dass die missbräuchliche Verwendung von
ausländerrechtlichen Dokumenten gemäß 281 StGB natürlich strafbar ist. Im
Einzelfall kann sich auch eine Strafbarkeit nach 96 ergeben, wenn der
Betroffene einen Vermögensvorteil für die Überlassung der Ausweisdokumente
erhält. Das heißt, dass sozusagen schon jetzt eine rechtliche Handhabe
dagegen besteht, die auch genutzt wird.

Frage: Ich hätte eine Frage zur Eurozone. Anscheinend hat die
Bundeskanzlerin gestern in der Fraktion einen Vorschlag gemacht, wonach der
Wirtschaftsminister an der Sitzung der Eurogruppe als sogenannter 
"Jumbo-Rat" teilnehmen sollte. Können Sie vielleicht die Hintergründe dieses
Vorschlags erläutern? Was wäre das Ziel?

Ich habe noch eine Frage an das Wirtschafts- und das Finanzministerium: Wie
stehen Sie zu diesem Vorschlag?

SRS'in Demmer: Ich würde gerne darauf verweisen, dass die Bundeskanzlerin
ja schon sehr häufig und sehr lange betont hat, wie wichtig und von wie
großer Bedeutung für sie die Stärkung des wirtschaftlichen Aspekts für das
Funktionieren der Wirtschafts- und Währungsunion ist, die ja eben eine
Wirtschafts- und Währungsunion ist. Die Kanzlerin hat sich dazu zuletzt
auch beim Europäischen Rat im Dezember ganz ausführlich geäußert.

Eine wichtige Rolle spielen dabei ganz selbstverständlich die
Finanzminister. Aber eben auch der Wirtschaftsminister sollte sich
gemeinsam mit den Finanzministern verstärkt über die Kompetenzen in Bezug
auf Strukturreformen, Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit austauschen;
denn für uns ist das natürlich eine zentrale Frage, von der auch die
Fähigkeit des sozialen Ausgleichs abhängt. Der Austausch beider, also des
Finanzministers und des Wirtschaftsministers, könnte uns in der Wirtschafts-
 und Währungsunion voranbringen.

Alemany: Ich kann Frau Demmer nur vollumfänglich unterstützen. Ich habe
aber darüber hinaus keine Anmerkungen zu machen.

Blankenheim: Ich kann dem auch nicht viel hinzufügen. Bei dem Treffen der
Finanzminister in Sofia steht die Weiterentwicklung der Wirtschafts- und
Währungsunion auf der Tagesordnung, und der Minister wird sich danach auch
zu den anstehenden Fragen äußern und für Fragen zur Verfügung stehen. Ganz
generell hat der Minister ja verschiedentlich ein starkes Bekenntnis zu
Europa abgegeben und im Rahmen der laufenden Debatte auch immer wieder
betont, dass Europa für Deutschland das wichtigste nationale Anliegen ist.
Wir haben ein großes Interesse daran, die Europäische Union
weiterzuentwickeln, und insofern muss auch ich auf den Fortgang dieser
Verhandlungen verweisen.

Zusatzfrage: Aber eine Unterstützung kann man so nicht sehen, oder?

Blankenheim: Ich muss jetzt auch auf dieses Verfahren verweisen. Der
Minister arbeitet mit den europäischen Kollegen im Finanzministerrat
intensiv an den Vorschlägen, die auf dem Tisch liegen, um die Wirtschafts-
und Währungsunion weiterzuentwickeln.

Frage: Ich hätte, Frau Demmer, gerne gewusst, warum es diese stärkere
Einbeziehung des Wirtschaftsministers nicht schon in der vergangenen
Legislaturperiode gegeben hat. Wollen Sie also ausschließen, dass das etwas
mit der neuen Ressortverteilung zu tun hat?

SRS'in Demmer: Auf jeden Fall möchte ich ausschließen, dass das damit zu
tun hat. Das Thema ist der Kanzlerin schon in der letzten Legislaturperiode
sehr, sehr wichtig gewesen. Sie hat auch da immer wieder genau darauf
hingewiesen, wie wichtig es ist, eben auch den wirtschaftlichen Aspekt des
Funktionierens der Wirtschafts- und Währungsunion zu betonen.

Frage: Wurde der Vorschlag mit anderen Vertretern innerhalb der Eurogruppe
abgesprochen? Gibt es andere Staatenlenker oder Regierungschefs, die das
ähnlich wie Frau Merkel sehen?

SRS'in Demmer: Wir befinden uns da ja im Dialog mit unseren europäischen
Partnern, und das Ganze ist ja jetzt ein Weg. Insofern schauen wir einmal,
was im Juni am Ende dabei herauskommen wird.

Zusatzfrage: Können Sie mir einen anderen Staat in der Eurogruppe nennen,
der das auch gut findet?

SRS'in Demmer: Nein; die Bundesregierung steht in engem Austausch mit
Frankreich, aber natürlich auch mit allen anderen Mitgliedstaaten der
Eurozone, und tauscht sich da ständig aus. Es gibt den festen Willen, einen
gemeinsamen Weg zu finden. Das hat ja auch Niederschlag im
Koalitionsvertrag gefunden.

Frage: Ich hätte gerne gewusst, Frau Demmer, ob Sie eine Bewertung der Rede
von Herrn Macron abgeben können, vor allen Dingen, was seine Äußerungen in
der anschließenden Aussprache angeht. Herr Macron hat unter anderem gesagt:
Wenn wir in den nächsten Monaten nicht vorankommen, dann werden wir in
Europa keine Fortschritte machen können. - Ist das auch die Ansicht der
Bundesregierung?

SRS'in Demmer: Die Worte des französischen Staatspräsidenten stehen
selbstverständlich für sich, die werde ich hier jetzt nicht kommentieren.
Ich kann nur noch einmal darauf verweisen, dass Deutschland und Frankreich
da in sehr engem Austausch miteinander stehen und den festen Willen haben,
einen gemeinsamen Weg zu finden.

Frage: Frau Adebahr und vielleicht auch Frau Demmer, mich würde die
Einschätzung der Bundesregierung in Sachen Nordkorea und Südkorea
interessieren. Dort sind auf einmal Friedensgespräche in Planung, der über
60-jährige Kriegszustand soll also begraben werden. Wie schätzt die
Bundesregierung die Chancen dafür ein? Tut man selber etwas dafür?

SRS'in Demmer: Da würde ich Frau Adebahr um die Antwort bitten.

Adebahr: Sie spielen sicherlich auch auf die jüngsten Pressemeldungen der
Nacht an. Im Moment kann ich Ihnen die nicht bestätigen; wir haben keine
genauen Erkenntnisse, ob Herr Pompeo Kim Jong-un getroffen hat.

(Zuruf)

- Hat er gerade getwittert? Okay. Das kann ich von hier aus nicht einsehen.
- Wir unterstützen selbstverständlich Gespräche und wir unterstützen das
Ziel einer Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel. Insofern sind die
Äußerungen und sind die Schritte, die die nordkoreanische Seite in den
letzten Wochen gegangen ist, begrüßenswert. Ob es wirklich Fortschritte
gibt, muss man am Ende aber an Taten und an Ergebnissen möglicher Gespräche
ermessen. Wir sind natürlich der Ansicht, dass eine Annäherung zwischen
Südkorea und Nordkorea eine sehr gute Sache ist; wir sind aber auch der
Ansicht, dass das Ziel der Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel
insgesamt dort eine Rolle spielen sollte. Es bleibt eben abzuwarten, ob die
nordkoreanische Seite dort konkrete Schritte gehen will.

Insofern: Das ist ein begrüßenswerter Prozess, der jetzt womöglich auf ein
Treffen mit dem amerikanischen Präsidenten hinläuft, es ist aber auch eine
gewisse abwartende Vorsicht dahingehend geboten, welche Ergebnisse dort
wirklich herauskommen könnten.

Zusatzfrage: Frau Merkel hatte ja einmal den Gedanken geäußert, sich da
auch einzuschalten beziehungsweise dass Deutschland da ein bisschen als
Vermittler eintreten könnte. Ist dieser Gedanke gestorben? Darüber hört man
ja gar nichts mehr.

Lernfrage an Frau Adebahr: Wie sieht denn die Situation der deutschen
Mitarbeiter des Auswärtiges Amtes in Nordkorea aus? Wie viele sind und
arbeiten dort aktuell?

SRS'in Demmer: Ich kann nur sagen: Die Bundesregierung begrüßt
grundsätzlich alle Gespräche, die helfen, eine friedliche Lösung zu finden.

Zusatz: Das war nicht die Frage.

SRS'in Demmer: Das war meine Antwort.

Adebahr: Zur Frage der Botschaft in Nordkorea: Das ist natürlich gerade in
einem solchen Land mit gewissen Sicherheitsfragen verbunden, deshalb bin
ich hier mit der Auskunft etwas zögerlich. Wir haben dort eine Botschaft,
wir haben einen Botschafter, wir haben Personal. Wir sind dort auch in
engem - auch räumlich engem - Kontakt mit anderen Botschaften. Es gibt
nicht sehr viele davon. Ich weiß gar nicht, wie viele europäische
Botschaften es dort gibt - ich glaube, es ist weniger als eine Handvoll.
Insofern ist unsere Botschaft dort auch eine sehr wichtige
Informationsquelle und auch ein Ort im Land, der eine Verbindung zu dem
Land herstellt. Unsere Botschaft funktioniert dort, ist ganz normal
geöffnet und geht, so gut es unter den Umständen eben geht - auch unter den
Lebensumständen, die nicht ganz einfach sind -, ihrer Arbeit nach.

Frage: Frau Demmer, gestern ist ein Video aufgetaucht, das einen
gewalttätigen Angriff auf zwei Menschen jüdischen Glaubens mitten in Berlin
zeigt.

Erstens. Hat die Bundesregierung irgendeinen Kommentar dazu?

Zweitens. Wird der neue Beauftragte der Bundesregierung solche Angriffe
zentral zählen, gehört das zu seinen neuen Aufgaben?

SRS'in Demmer: Ich glaube, die Justizministerin und auch der Außenminister
haben sich dazu schon geäußert. Grundsätzlich gilt natürlich, dass
Deutschland ein Rechtsstaat ist, in dem Gewalt, Fremdenfeindlichkeit,
Rassismus und Antisemitismus auf keinen Fall Platz haben. Solche Taten sind
nicht nur unerträglich für die unmittelbar Betroffenen, sondern auch ein
Schaden für die Demokratie, und sie gefährden den Zusammenhalt der
Gesellschaft. Für die Bundesregierung sind gesellschaftliches und
friedliches Miteinander und die Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus
ein zentrales Anliegen. Gerade deshalb gibt es jetzt den
Antisemitismusbeauftragten, der ja ab dem 1. Mai seine Tätigkeit aufnehmen
wird.

Für die Bundesregierung ist klar: Wir wollen, dass sich jüdische Mitbürger
in Deutschland sicher fühlen können und dass sich jüdisches Leben weiter
entfalten kann. Darum wird sich auch der Beauftragte kümmern.

Korff: Ich kann natürlich erstens all dem zustimmen und das unterstützen,
was Frau Demmer gerade gesagt hat. In der Sache ist es so: Der Beauftragte
wird seine Arbeit am 1. Mai aufnehmen, insofern bitte ich noch um ein
bisschen Geduld. Zu der Frage der Zählung, die Sie angesprochen haben, hat
er sich ja schon geäußert, und zwar dahingehend, dass er darin in jedem
Fall eine Arbeit für sich sieht. Ich denke, wir sollten ihn seine Arbeit
aufnehmen lassen, und dann werden wir dazu Weiteres sehen.

Adebahr: Wenn ich das noch anfügen darf: Der Außenminister hat vor einer
Stunde getwittert:

"Wenn junge Männer bei uns attackiert werden, nur weil sie eine Kippa
tragen, ist das unerträglich. Juden dürfen sich bei uns nie wieder bedroht
fühlen. Wir tragen Verantwortung dafür, uns schützend vor jüdisches Leben
zu stellen."

Frage: Frau Korff, ich warte seit zwölf Tagen auf eine Antwort vom BMI, die
uns hier versprochen wurde. Die Frage war, ob das Judentum zu Deutschland
gehört. Das wollten Sie prüfen.

Korff: Ich habe Ihnen dazu noch nichts Neues mitgebracht, da müssten Sie
leider noch einen Moment warten.

Zusatzfrage: Sie prüfen immer noch, ob das Judentum zu Deutschland gehört?

Korff: Nein, das prüfe ich nicht. Lassen Sie uns abwarten, bis der
Beauftragte seine Arbeit aufnimmt, dann werden dazu in der Sache mehr
sagen.

Frage: Dann möchte ich doch sekundieren, denn ich erinnere mich sehr gut an
die Fragestellung. Wenn ich mich richtig erinnere, war Ihre Aussage, dazu
sei doch vonseiten des Ministers schon genügend gesagt worden. Die Bitte
war, das einmal zusammenzustellen und nachzuliefern. Jetzt verweisen Sie
auf den Beauftragten. Da sehe ich eine gewisse Diskrepanz.

Korff: Da gebe ich Ihnen recht, ich bin Ihnen da in der Tat noch etwas
schuldig. Wir werden schauen, wie wir das bedienen können.

Frage: An das Verteidigungsministerium, gegebenenfalls mit Ergänzung durch
das Innenministerium: Nach dem Tarifabschluss im öffentlichen Dienst wurde
ja angekündigt, dass dieser Abschluss zeitnah und wohl auch inhaltlich
weitgehend auf die Beamten übertragen werden soll. Hat das
Verteidigungsministerium schon eine überschlägige Rechnung, in welcher Höhe
der Verteidigungshaushalt durch die Erhöhung des Soldes belastet wird?

Neumann: Nein, das haben wir nicht. Die Ressortverantwortung liegt hier
beim BMI, und ich denke, auch das BMF ist mit davon betroffen. Ich kann
Ihnen hier jedenfalls keine Zahl liefern.

Korff: Ich habe die Zahl nicht dabei. Es ist natürlich immer Teil der
Verhandlungen, das zu berechnen, das ist klar; insofern gibt es diese Zahl
garantiert. Ich habe sie nicht dabei, aber die Aussage, dass das auf die
Beamten übertragen werden soll, gilt natürlich.

Zusatzfrage: Es gibt ja immer Faustregeln, in welcher Höhe sich das auf den
Verteidigungshaushalt auswirkt. Da die Höhe des Verteidigungshaushalts ja
aus anderen Gründen immer eine sehr interessante Zahl ist, lässt sich das
vielleicht von irgendjemandem, der das ausrechnen kann, nachliefern?

Vorsitzender Feldhoff: Kann das BMF uns helfen?

Blankenheim: Ich kann mich nur wiederholen: Das ist alles Gegenstand der
laufenden Haushaltsverhandlungen. Der Minister wird sich dazu hier in
diesem Rahmen äußern. Der Kabinettsbeschluss ist für Anfang Mai geplant,
und dann werden auch wir uns dazu äußern können.

Zusatzfrage: Das heißt, die Zusage der Übertragung auf die Beamten ist
unter dem Vorbehalt der Haushaltsverhandlungen, habe ich das richtig
verstanden, Herr Blankenheim?

Blankenheim: Soweit ich weiß, hat sich der Innenminister dazu geäußert. Das
Thema liegt auch in der Zuständigkeit des Innenministeriums, insofern würde
ich das gerne weitergeben.

Zusatzfrage: Aber Ihre Aussage war doch, das hänge von den
Haushaltsverhandlungen ab?

Blankenheim: Sie haben mich nach Zahlen gefragt, und Zahlen sind Gegenstand
der Haushaltsverhandlungen. Den Haushaltsverhandlungen kann ich hier jetzt
nicht vorgreifen.

Korff: Die Verhandler sind quasi noch nicht zurückgekommen, insofern kenne
ich die einzelnen Zahlen, die den Verhandlungen zugrunde lagen, noch nicht.

Frage: Auch an das Finanzministerium: Die Zahlen beziehungsweise die
Steigerungen sind ja grundsätzlich bekannt. Von daher auch von mir die
Frage: Ist das jetzt noch unter einem Haushaltsvorbehalt oder wird das
tatsächlich übertragen?

Blankenheim: Ich sehe gerade, dass ich dazu eine Mail bekommen habe. Ich
kann Ihnen generell sagen: Die Kosten des Tarifabschlusses für den
Bundeshaushalt belaufen sich auf rund 850 Millionen Euro in 2018, rund 1,7
Milliarden Euro in 2019, rund 2 Milliarden Euro in 2020 und 2,3 Milliarden
Euro ab 2021. Hierbei wird unterstellt, dass das Ergebnis auf Beamte,
Soldaten und Versorgungsempfänger des Bundes übertragen wird. Die
Ergebnisse des Tarifabschlusses werden wir natürlich bei den laufenden
Haushaltsaufstellungsverfahren berücksichtigen.

Frage: Das ist doch toll, denn das heißt ja: Es gibt Zahlen. Die müsste man
dann auch auf den Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung
herunterbrechen können, oder?

Blankenheim: Sie versuchen es immer wieder. Ich kann Ihnen dazu jetzt
nichts sagen. Das Kabinett wird sich Anfang Mai mit dem Haushaltsbeschluss
befassen.

Zusatzfrage: Vielleicht kann die große allwissende Quelle, die Ihnen jetzt
diese Zahlen, die Sie genannt haben, geliefert hat, das auch ein bisschen
herunterbrechen?

Blankenheim: Das sind jetzt Gesamtzahlen.

Vorsitzender Feldhoff: Wir können es ja gleich noch einmal versuchen, und
die große allwissende Quelle arbeitet im Hintergrund noch ein bisschen.

Frage: Noch eine Frage an das Verkehrsministerium, diesmal zur Bahn,
genauer gesagt zu Bahnsteighöhen - ein Thema, das auch die
Verkehrsministerkonferenz beschäftigen wird. Viele Bundesländer wollen ihre
Bahnhöfe gerade barrierefrei umbauen, so zum Beispiel Hessen. Da wäre das
oft eine Höhe von 55 Zentimetern, eben weil die Bahnen so hoch sind. Da
kommt jetzt die Klage, dass die Arbeit an vielen Baustellen schon sehr
lange stockt, weil die Bewilligung vom Bund nur für eine Bahnsteighöhe von
76 Zentimetern käme, da man perspektivisch eine Einheitshöhe haben will.
Herr Al-Wazir, der hessische Verkehrsminister, klagt, dass er sich quasi
jeden Umbau eines Bahnhofes persönlich in Berlin genehmigen lassen müsse,
und sagt, das sei doch kein Dauerzustand, da müsse es doch bald einmal eine
allgemeine Regelung geben. Was ist da momentan der Stand der Dinge?

Friedrich: Zum aktuellen Stand kann ich Ihnen Folgendes sagen: Wir befinden
uns jetzt gerade mitten im Diskussionsprozess, das heißt, die Gespräche
zwischen der Deutschen Bahn und den Ländern laufen. Sie sind sehr
konstruktiv. Das bedeutet aber auch, dass es noch einen Moment dauert, bis
sie zum Abschluss kommen werden und bis es dann im Anschluss auch zu einem
Gespräch mit dem BMVI zu diesem Thema kommen wird. Das ist der allgemeine
Stand der Dinge.

Zu den Aussagen von Herrn Al-Wazir, dem hessischen Verkehrsminister, kann
ich Ihnen sagen: Leider ist es so, dass wir zu Einzelfällen im Moment keine
Stellung nehmen können. Grundsätzlich ist es aber so, dass regionale
Besonderheiten natürlich in der Diskussion und auch im Abschluss Beachtung
finden werden, wenn es darum geht, über Bahnsteighöhen zu sprechen und auch
eine Lösung zu finden. Es wird auch Ausnahmen geben, so viel kann man schon
jetzt sagen. Letztendlich gilt es jetzt erst einmal abzuwarten, wie die
Gespräche weiter laufen und welche Einzelheiten dort diskutiert werden. Ich
denke, das wird dann auch noch einmal präsentiert werden.

Zusatzfrage: Auf der Verkehrsministerkonferenz gibt es jetzt also noch
keine abschließende Lösung? Sonst wüsste man das jetzt ja vermutlich schon.

Friedrich: Sie haben schon recht, die Verkehrsministerkonferenz hat auf der
Agenda stehen, dass es dort auch um Bahnsteighöhen gehen soll. Das wird
dort auch diskutiert. Das ist aber einfach eines von weiteren Gespräche,
die stattfinden, und der Prozess der Diskussion ist noch nicht
abgeschlossen.

Frage: Frau Adebahr, in Kuba geht die Castro-Ära zu Ende. Heute startet das
und morgen soll ein neues Staatsoberhaupt, ein neuer Machthaber gewählt
werden. Wie bewertet die Bundesregierung den Machtwechsel in Kuba? Wann gab
es die letzten bilateralen Kontakte zwischen Berlin und Havanna?

Adebahr: Lassen Sie uns über diese Frage doch diskutieren, wenn es
tatsächlich stattgefunden hat. Das wäre ja eine Frage, die sich vielleicht
auch an das Kanzleramt richtet. Grundsätzlich unterstützen wir Kuba in
seinem möglichen Weg hin zu einer Öffnung und Liberalisierung und zu einer
freieren demokratischen Gesellschaft.

Wann es die letzten Kontakte beziehungsweise welche Kontakte es auf welcher
Ebene wann gegeben hat, müsste ich nachreichen. Wir haben dort eine
Botschaft; die ist natürlich in Kontakt mit kubanischen Regierungsstellen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, ist davon auszugehen, dass die Kanzlerin dem
neuen kubanischen Präsidenten gratulieren wird?

SRS'in Demmer: Wir wollen den Ereignissen jetzt doch nicht vorgreifen, da
würde ich mich Frau Adebahr anschließen.

Mittwoch, 18. April 2018
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HAMBURG/4339: Votum gegen Flora-Räumung - "Das sollte dem Senat zu denken geben!" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. April 2018

Votum gegen Flora-Räumung: "Das sollte dem Senat zu denken geben!"



Laut einer in der Welt veröffentlichten Forsa-Umfrage sprechen sich 56
Prozent der Befragten dagegen aus, die Rote Flora "nach den Erfahrungen
rund um den G20-Gipfel" zu räumen, nur 37 Prozent stimmen demnach dafür.
"Es gibt viele gute Gründe, aus denen eine Mehrheit gegen die Räumung ist",
erklärt dazu die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider. "Diese Mehrheit ist
jedoch so deutlich, dass sich der Senat mit Blick auf die Erfahrungen rund
um den G20-Gipfel nicht länger hinter der Haltung verstecken kann, man habe
nichts falsch gemacht, die Polizei schon gar nicht, alles war richtig und
die Bösen waren immer nur die anderen - die DemonstrantInnen, die Linken,
die Autonomen, der Schwarze Block, die Rote Flora ... Der Senat sollte das
Umfrageergebnis als Aufforderung verstehen, seine Verantwortung für das
Desaster des G20-Gipfels endlich aufzuarbeiten."
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HAMBURG/4338: Uni-Besetzung - Senat muss alle Fachbereiche ausfinanzieren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. April 2018

Uni-Besetzung: Senat muss alle Fachbereiche ausfinanzieren



Nach der früheren HWP haben Studierende nun auch das Institut für
Sozialwissenschaften besetzt. "Jetzt wird deutlich, dass die neoliberal
geprägte Wissenschaftspolitik von Senatorin Fegebank in die Sackgasse
führt", erklärt dazu der wissenschaftspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Martin Dolzer. "Die Studierenden
protestieren gegen die Unterfinanzierung der Hochschulen, gegen schlechte
Arbeitsbedingungen, Leistungsdruck und den Auswahlprozess zum Studium. In
Deutschland studieren noch immer weit weniger Arbeiter_innenkinder und
Migrant_innen als in anderen europäischen Staaten. Das könnte durch die von
den Studierenden geforderte Aufhebung des Numerus Clausus oder durch den
Ausbau von Aufnahmeprüfungen für Menschen ohne Abitur, wie sie im
Studiengang Sozialökonomie durchgeführt werden, ändern."

Dolzer unterstützt die Forderung der Studierenden nach besseren
Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte, Mensa-Angestellte, Sicherheitspersonal
und Studentische Hilfskräfte: "Wenn der der neue Erste Bürgermeister
Hamburg zu einer bundesweit ausstrahlenden Wissenschaftsmetropole machen
möchte, wie er es in seiner Regierungserklärung angekündigt hat, sollte er
als erstes die Forderungen der Studierenden umsetzen. Zudem wäre es
notwendig, dass die Wissenschaftssenatorin sich für friedlich orientierte
und auch im Bereich der Lehre ausfinanzierte Hochschulen stark macht, dass
sie Geld in alle Fachrichtungen steckt, nicht nur in immer neue
MINT-Exzellenzprojekte."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. April 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4785: Mehr Psychotherapieplätze für Betroffene (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 18.04.2018

Mehr Psychotherapieplätze für Betroffene



Zu der Pressekonferenz der Landespsychotherapeutenkammer zu
Wartezeiten auf psychotherapeutische Behandlungen erklärt Katharina
Binz, gesundheitspolitische Sprecherin:

"Die Studie der Bundespsychotherapeutenkammer ist überdeutlich: Auch
in Rheinland-Pfalz müssen Betroffene viel zu lange auf eine
psychotherapeutische Behandlung warten. Wer unter einer akuten
psychischen Erkrankung leidet braucht sofort Hilfe und hat nicht über
19 Wochen Zeit. Gerade in dieser Ausnahmesituation stellt die mühsame
Suche nach einem Therapeuten für die Betroffenen eine zusätzliche
Belastung dar. Deshalb brauchen wir dringend mehr
Psychotherapieplätze. Hier muss die Bedarfsplanung auf Bundesebene
endlich angepasst werden. Als GRÜNE Fraktion werden wir dieses Thema
auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gesundheitsausschusses
setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





BERUF/1872: Ausbildungsmarkt gravierend im Wandel (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 18.04.2018

Ausbildungsmarkt gravierend im Wandel - 10. BIBB-Datenreport zum
Berufsbildungsbericht



Das Interesse der Studienberechtigten an einer dualen Berufsausbildung ist
in den letzten Jahren stetig gestiegen. Inzwischen verfügen mehr
Ausbildungsanfänger/-innen über eine Studienberechtigung als über einen
Hauptschulabschluss. Ebenfalls nahm die Zahl der Ausbildungsplätze, die
Betriebe, Praxen und Verwaltungen nicht besetzen können, im Zeitverlauf
zu; mit nunmehr 48.900 hat sie sich seit 2009 (17.600) fast verdreifacht.
Dies sind Ergebnisse aus dem Datenreport 2018 des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB), der den heute vom Bundeskabinett verabschiedeten
Berufsbildungsbericht 2018 ergänzt. Schwerpunktthema des aktuellen 
BIBB-Datenreports ist die Berufsorientierung.

Der BIBB-Datenreport zum Berufsbildungsbericht feiert mit seiner 10.
Ausgabe ein Jubiläum. "Der Datenreport leistet seit Beginn einen
wesentlichen Beitrag zum besseren Verständnis der Entwicklungen im Bereich
der beruflichen Bildung. Die Resonanz von Sozialpartnern, Politik, aus
Praxis und Wissenschaft zeigt, dass er sich zu einem zentralen
Informationsinstrument entwickelt hat", so BIBB-Präsident Friedrich Hubert
Esser. "Angesichts des immer schnelleren Wandels in der beruflichen Aus-
und Weiterbildung ist seine kontinuierliche jährliche Analyse samt
langfristiger Beobachtungen und Zeitreihen wichtiger denn je."

Tatsächlich zeigt ein Blick in die ersten Ausgaben des Datenreports, dass
sich in nur wenigen Jahren die bildungspolitischen Herausforderungen
gravierend verändert haben: Dominierten Ende des letzten Jahrzehnts noch
die Stichworte Ausbildungsplatzmangel, fehlende Ausbildungsreife und
Einmündung in den Übergangsbereich die Berichterstattung im 
BIBB-Datenreport, sind es heute die Themen Auszubildendenmangel,
Passungsprobleme und Berufsorientierung.

Dementsprechend bietet das Schwerpunktthema des diesjährigen Datenreports
Beiträge unter anderem zur institutionellen Gestaltung von
Berufsorientierung, zum Berufswahlverhalten Jugendlicher sowie zu den
Aspekten, die eine "gute" Berufsorientierung ausmachen und unterstützen.
Denn ohne ihre Stärkung und ohne eine stärkere Hinwendung von Jugendlichen
mit höheren Schulabschlüssen zum gesamten Spektrum von derzeit 326
Ausbildungsberufen lassen sich die zunehmenden Passungsprobleme auf dem
Ausbildungsmarkt kaum lösen. Insbesondere Ausbildungsstellen in typischen
Hauptschüler/-innen-Berufen sind von Besetzungsproblemen betroffen, zumal
sich Bewerber/-innen mit höheren Schulabschlüssen immer noch schwertun,
bei erfolgloser Suche im Wunschberuf - wie zum Beispiel kaufmännischen,
Medien- und IT-Berufen - auch auf diese Ausbildungsstellen zuzugehen.
Deshalb sind immer mehr Studienberechtigte unter den erfolglosen
Bewerberinnen und Bewerbern zu finden, so die Analysen im Datenreport.

Der BIBB-Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2018 kann als vorläufige
Fassung im PDF-Format kostenlos heruntergeladen werden unter:

www.bibb.de/datenreport-2018

Die Print-Version steht voraussichtlich ab Juli zur Verfügung.

Der Berufsbildungsbericht 2018 der Bundesregierung ist im Internet
abrufbar unter: 

https://www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht-2740.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2200: "Grundlegende Fehleinschätzung" - Kritik an hochschulpolitischen Leitlinien des DIHK (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 18.04.2018

"Grundlegende Fehleinschätzung": HRK-Präsident zu den hochschulpolitischen 
Leitlinien des DIHK



"Die Vorstellung, ein Studium ziele auf eine möglichst reibungslose
Integration der Absolventen in betriebliche Abläufe, entspringt einer
grundlegenden Fehleinschätzung." Mit deutlichen Worten hat der Präsident
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Professor Dr. Horst Hippler,
Kernaussagen in den unlängst veröffentlichten hochschulpolitischen
Leitlinien des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK) heute in
Berlin kritisiert.

"Die Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt ist eine wichtige Funktion des
Studiums", sagte Hippler. "Sie ist aber nicht die einzige. Die Vermittlung
von Fachwissen und Methodik, Persönlichkeitsbildung und die Befähigung zum
gesellschaftlichen Engagement, das alles beinhaltet ein Studium. Das haben
wir erst 2016 mit den Sozialpartnern noch einmal festgehalten. Wer jetzt
die Arbeitsmarktvorbereitung im Studium umdeutet in eine Berufsausbildung,
der kündigt einen jahrzehntelangen Konsens in Deutschland auf."

"Hochschulen müssen ihre Absolventen in die Lage versetzen, mit diffusen
und komplexen Problemlagen umzugehen und neue Situationen zu meistern,
kurz: Unsicherheit souverän zu bewältigen", so Hippler weiter. "Das
entspricht den Anforderungen einer modernen Arbeitswelt, in der sich die
Herausforderungen in immer kürzeren Zyklen verändern. Die Kammern tun sich
und ihren Betrieben keinen Gefallen, wenn sie das ignorieren und die
Ausrichtung von Studienprogrammen an kurzfristige Anforderungen des
Arbeitsmarktes fordern. Die Vorbereitung auf die konkreten Abläufe in den
Betrieben muss dort geleistet werden."

Hippler betonte den Wert von beruflicher und akademischer Bildung mit
ihren jeweils eigenen Stärken und Profilen. Die HRK sei deshalb gegen die
Schaffung neuer "hybrider" Formate, wie sie im Koalitionsvertrag im Bund
genannt und nun auch vom DIHK gefordert werden. "Wir unterstützen
nachdrücklich die in den DIHK-Leitlinien enthaltene Forderung, jungen
Menschen eine umfassende Berufsorientierung zu geben und sie über die
Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung zu informieren.
Auch die Durchlässigkeit zwischen den Systemen in beide Richtungen ist
wichtig und förderungswürdig. Wir brauchen aber keine neuen, hybriden
Formate jenseits des noch zu optimierenden Dualen Studiums."

Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Susanne Schilden, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1258: Deutsch-französisches Gipfeltreffen - Befürchtungen und Erwartungen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Deutsch-französisches Gipfeltreffen - Befürchtungen und Erwartungen von
PRO ASYL

PRO ASYL warnt: Umgang mit Flüchtlingen ist die Messlatte für die
Geltung europäischer Werte



Anlässlich des heutigen deutsch-französischen Gipfeltreffens appelliert PRO
ASYL an den französischen Präsidenten Macron und die Bundeskanzlerin
Merkel: Der Umgang mit Flüchtlingen an den Außengrenzen der EU ist die
Messlatte für die Geltung europäischer Werte. Wir erwarten Schutz vor
Folter, effektive Kontrolle von Behördenhandeln durch Gerichte, Schutz vor
Zurückweisung von Verfolgten und Achtung der Menschenrechte von
Flüchtlingen.

PRO ASYL sieht die Gefahr, dass Macron und Merkel öffentlich von
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie reden, in der Realität aber die Einigung
der EU-Staaten auf den kleinsten gemeinsamen Nenner vorbereiten. "Grenzen
zu, Haftlager, keine inhaltliche Prüfung von Asylanträgen, Abschiebungen
ohne effektiven Rechtschutz - das ist nicht das Europa der Menschenrechte",
warnt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.

Deals mit Staaten wie der Türkei sind mit europäischem Recht nicht zu
vereinen. Es ist absurd zu glauben, die Türkei würde entsprechend Völker-
und Menschenrechten Flüchtlingen Schutz garantieren und ihre
Menschenrechten achten. Weder die Türkei noch Staatsruinen wie Libyen sind
für Flüchtlinge sichere Drittstaaten. Und genau deswegen zielen die
jüngsten Vorschläge der EU-Präsidentschaft auf die bodenlose Absenkung der
Anforderungen an angeblich sichere Staaten ab. Abschiebung ohne inhaltliche
Prüfung von Asylanträgen in Drittstaaten, die meilenweit von
rechtsstaatlichen Verhältnissen entfernt sind oder wo nur in Zonen das
nackte Überleben gesichert ist: All dies scheint nach den Plänen zur
GEAS-Reform rechtlich möglich zu werden.

Über die Verteilung der Flüchtlinge in Europa wird noch gestritten:
EU-Staaten wie Ungarn und andere wollen überhaupt keine Flüchtlinge
aufnehmen, andere wie Deutschland die Verantwortung auf die Grenzstaaten
abschieben. Nach den Wahlerfolgen von Rechtspopulisten in verschiedenen
europäischen Staaten, vor allem in Ungarn, Italien und Österreich, steht
die Europäische Union vor einer entscheidenden Weichenstellung. Es geht um
weit mehr als »nur« um den Schutz von Flüchtlingen. Die Fundamente eines
rechtstaatlichen Europas stehen auf dem Spiel und die Frage, ob Europa auch
künftig auf Menschenrechten basiert oder ob Rechtspopulisten dieses Europa
bis zur Unkenntlichkeit zerlegen.

In seiner Rede vor dem Europäischen Parlament warnte Macron zu Recht vor
einer Aushöhlung der Demokratie in Europa und rief zur Verteidigung
europäischer Grundwerte auf. Was Macrons Pro-Europa-Initiative wert ist,
muss sich nun in den Vorschlägen, die Deutschland und Frankreich gemeinsam
zum EU-Gipfel erarbeiten, zeigen.

Aktuelle Gesetzesinitiativen auf EU-Ebene betreiben das Outsourcen des
Flüchtlingsschutzes voran:


	Abschiebung in »sichere« Drittstaaten statt Prüfung der Asylanträge.

	Absenkung der Kriterien, wann ein Drittstaat sicher ist. Teilgebiete oder Zonen sollen genügen.

	Es soll keine Verbindung des Flüchtlings zu dem Staat geben müssen, in den er abgeschoben wird. Drittstaaten werden finanziert, damit sie aus Europa Flüchtlinge aufnehmen.



Macron und Merkel müssen in diesem Zusammenhang die Warnungen von UNHCR,
PRO ASYL und Menschenrechtsorganisationen in Europa sehr ernst nehmen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





FRAUEN/727: "Wer Frauenrechte fördert, fördert die ganze Gesellschaft" (medica mondiale)


medica mondiale - 19. April 2018

medica mondiale: seit 25 Jahren im Einsatz für Frauen in
Kriegsgebieten

"Wer Frauenrechte fördert, fördert die ganze Gesellschaft"



Seit 1993 unterstützt medica mondiale Frauen und Mädchen, die sexualisierte
Kriegsgewalt erlebt haben. Die Kölner Frauenrechtsorganisation hat in den
vergangenen 25 Jahren über 150.000 Betroffene unterstützt und das Thema
Kriegsgewalt erfolgreich auf die politische Agenda gesetzt. "Monika Hauser -
 ein Porträt", der Dokumentarfilm über die Gründerin von medica mondiale,
läuft am 26. April in Köln und startet am 3. Mai bundesweit in den Kinos.

Mut, Solidarität und Verantwortungsgefühl - das waren die Antriebskräfte
der angehenden Frauenärztin Monika Hauser, als sie Ende 1992 ins
Kriegsgebiet nach Bosnien fuhr. Wenige Monate später, im Frühjahr 1993,
eröffnete sie dort in der Stadt Zenica das erste Therapiezentrum für
vergewaltigte Frauen und Mädchen. Gemeinsam mit einheimischen Fachfrauen
wollte sie dem Grauen des Krieges etwas entgegensetzen: eine empathische,
ganzheitliche und traumasensible Unterstützung für die Betroffenen.

"Damals bin ich einem inneren Antrieb gefolgt, obwohl mein Vorhaben
unmöglich schien. Ich wollte etwas aufbauen, was es bislang nicht gab.
Diese Mischung aus Pionierinnengeist und solidarischer Haltung prägt nach
wie vor unsere Arbeit", erklärt Monika Hauser zum 25-jährigen Bestehen der
von ihr gegründeten Organisation medica mondiale. Ein solches Projekt ins
Leben zu rufen und ganz neue Ansätze zu entwickeln, das schaffe keine
alleine. Kraft zieht Hauser aus der Zusammenarbeit mit Kolleginnen und
Aktivistinnen in Köln und weltweit: "Sich mit anderen zu verbinden und zu
verbünden - nur so kommen wir voran."

"Unser lautstarker Einsatz für Frauenrechte hat dazu geführt, dass das
Thema sexualisierte Gewalt auf die politische Agenda kam und dort auch
blieb", erläutert Monika Hauser. Ein Beispiel dafür sei die Resolution 1325
"Frauen, Frieden, Sicherheit" der Vereinten Nationen. Von deutschen
PolitikerInnen erwartet die Aktivistin klare Worte und Taten gegen Kriege
und Waffenexporte sowie deutlich mehr Ressourcen für eine auf zivile
Krisenprävention ausgerichtete Außen- und Sicherheitspolitik. Denn: "Wer
Frauenrechte fördert, fördert die ganze Gesellschaft."

Gemeinsam mit über 30 Partnerorganisationen weltweit unterstützt medica
mondiale Frauen und Mädchen, die vergewaltigt, gefoltert, verschleppt und
versklavt wurden. Diese Arbeit unter oft schwierigsten Bedingungen leisten
die Mitarbeiterinnen selbst gegründeter und mittlerweile eigenständiger
Organisationen in Afghanistan, Albanien, Bosnien und Herzegowina, im Kosovo
und in Liberia sowie lokale Frauenorganisationen wie beispielweise in
Ruanda oder der Demokratischen Republik Kongo. Möglich machen diesen
Einsatz rund 63.000 Menschen, die medica mondiale seit 1993 mit Spenden und
Solidaritätsaktionen zur Seite stehen.




Weitere Informationen unter:

https://www.medicamondiale.org/25-jahre

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 19. April 2018

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1

E-Mail: info@medicamondiale.org

Internet: www.medicamondiale.org
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/410: Bonn - Demokratie - Haben wir noch eine Wahl?, 25.04.2018


idw - Pressemitteilung: Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)

Demokratie - Haben wir noch eine Wahl?

Dritte Veranstaltung der Talkreihe SCIENCE ON am 25. April in der
Bundeskunsthalle / Prominentes Podium diskutiert über Krisensymptome
und mögliche Auswege



Europas Demokratien befinden sich im Wandel: Die alteingesessenen
Volksparteien verlieren Wähler und Mitglieder, das Vertrauen in die
politischen Institutionen schwindet, und viele Bürgerinnen und Bürger
fühlen sich und ihre Sorgen von "denen da oben" vernachlässigt. In
dieser Gemengelage haben populistische Parolen und Parteien stärkere
Durchschlagskraft.

Befindet sich die Demokratie also in der Krise? Sind die großen
Parteien noch in der Lage, eine möglichst breite Teilhabe der
Bevölkerung am gesellschaftlichen Entscheidungsprozess zu
gewährleisten? Oder müssen wir demokratische Beteiligungsformen im 21.
Jahrhundert angesichts von Digitalisierung und Globalisierung völlig
neu denken?

Im Rahmen der Talkreihe SCIENCE ON wollen auf Einladung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und der Bundeskunsthalle Expertinnen und
Experten gemeinsam mit dem Publikum nach Antworten suchen. "Demokratie
-Haben wir noch eine Wahl?" - darüber diskutieren am 25. April 2018 um
19 Uhr Thomas Krüger, Präsident der Bundeszentrale für politische
Bildung, der Soziologe Armin Nassehi, Claudine Nierth,
Bundesvorstandssprecherin des Vereins "Mehr Demokratie", die
Netzaktivistin und Publizistin Katharina Nocun sowie die
Wahlforscherin Sigrid Roßteutscher. Moderiert wird die Diskussion von
Cécile Schortmann, bekannt aus der 3sat-Sendung "Kulturzeit". Ihr
Co-Moderator Kilian Reichert lässt das Publikum zu Wort kommen.

Die Diskussionsveranstaltung zur Demokratie ist die dritte in der
gemeinsam von DFG und Bundeskunsthalle initiierten Reihe SCIENCE ON,
die zu aktuellen kontroversen Themen Expertinnen und Experten aus der
Wissenschaft mit Gästen aus anderen gesellschaftlichen Bereichen und
dem Publikum ins Gespräch bringt. Zum Auftakt ging es im Juli 2017 um
Künstliche Intelligenz (KI), in der zweiten Veranstaltung im Dezember
um Chancen und Risiken des Genome Editings. Beide lockten jeweils mehr
als 400 Zuhörerinnen und Zuhörer in die Bundeskunsthalle.

Informationen zur Reihe SCIENCE ON unter:

www.dfg.de/science_on

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), Benedikt Bastong, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06539: Stille Gefahr (SB)


Die Stellung ist ruhig und still, scheinbar, und das macht gerade ihre
Gefährlichkeit aus, daß sie so gar keine Signale und Trompetenstöße
erklingen läßt. Weiß ist mit seiner Position durchaus zufrieden. Er
hatte einen Bauern gewonnen. Käme er im nächsten Zug zu h2-h3, so wäre
er aller Sorgen ledig. Warum aber zieht er die Stirn kraus? Was
mißhagt ihm denn? Nun ja, sicher, die Turm-Dame-Batterie auf der e-
Linie macht einen verwegenen Eindruck, und auch der scheeläugige
Läufer auf c5 läßt auf nichts Gutes hoffen. Indes hat Weiß bei 1...Te7-
e1+ die Möglichkeit 2.Sd2-f1 mit ausreichender Verteidigung der
Grundreihe gegen das Matt. Daß der Nachziehende solange überlegt und
zuweilen verschmitzt aus den Mundwinkeln heraus lächelt, ärgert ihn
dann aber doch. Was will der Mensch überhaupt, ruft er in sich hinein.
Soll mir gar nicht erst kommen mit einem simplen Remisangebot. Hier
wird gekämpft, ganz schonungslos und bis zum Letzten. Soweit sollte es
im heutigen Rätsel der Sphinx allerdings nicht kommen, denn das Ende
war näher als unser Freund Kaspar auch nur geahnt hätte. Zwei weiße
Leichtfiguren schützten zwar das Grundreihenfeld f1, aber es gab noch
eine andere Gefahr, die, nach den nächsten drei Zügen von Schwarz,
nicht mehr abzuwenden war, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06539: Stille Gefahr (SB)]



Kaspar - Ksieski

Schwäbisch Gmünd 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

13...Sc5xe6? schnitt der schwarzen Dame die Rückzugslinie ab, so daß
unser Freibeuter Manca mit 14.Th1-g1 Dg4-c4?! - ein Zug, den man im
Nachhinein tadeln müßte, aber die Opferkombination war in der Tat
nicht leicht zu sehen; besser war dennoch 14...Dg4-h5 - 15.Sf3xe5!
f6xe5 16.De3xe5 Sb8-d7 - 16...Ke8-f7 17.De5-f5+ Kf7-g8 18.Sc3-d5
Se6xg5 19.Tg1xg5 h7-h6 20.Sd5-f6+ bzw. 19...g7-g6 20.Tg5xg6+! -
17.Td1xd7! Ke8xd7 18.Tg1-d1+ Kd7-c8 19.Sc3-d5! Dc4-g4 20.De5-c7+!!
einen wunderschönen Sieg verbuchen konnte. Sein Kontrahent Braga gab
auf, denn nach 20...Se6xc7 21.Sd5-b6+ a7xb6 22.Td1-d8# wäre er
mattgesetzt worden.



Erstveröffentlichung am 22. April 2005
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TIERVERSUCH/751: Herzgiftigkeit - Veraltete Richtline gefährdet Menschen und bedingt Tierversuche (MFT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 19. April 2018

Herzgiftigkeit: Veraltete Richtline gefährdet Menschen und bedingt
Tierversuche



Anlässlich des Internationalen Tags zur Abschaffung der Tierversuche stellt
der Bundesverband Menschen für Tierrechte seine neue Serie "Das Replacement
des Jahres", zunächst im Bereich Herzgiftigkeit vor. Vor diesem Hintergrund
kritisiert der Tierrechtsverband die geltende internationale Richtlinie zur
Testung der Herzgiftigkeit von Arzneimitteln. Denn diese weist gefährliche
Mängel auf. Eine neue tierversuchsfreie US-Teststrategie steht bereit, doch
ihre Aufnahme in die Prüfvorschriften verzögert sich.

Tests auf Herzgiftigkeit sind in der Arzneimittelentwicklung gesetzlich
vorgeschrieben. Ohne sie kann kein Arzneimittel auf den Markt kommen. Die
derzeit geltende internationale Richtlinie ICH S7B schreibt eine
Kombination aus Tierversuchen (1), Untersuchungen an isolierten Tierherzen
(2) und einen tierversuchsfreien Test mit Herzkammerzellen vor. Da diese
Richtlinie gravierende Mängel bei der Beurteilung der Kardiotoxizität
aufweist, wurde von der US-Initiative CiPA eine neue Teststrategie
entwickelt. Diese umfasst hochmoderne Herzgiftigkeitstests mit menschlichen
Herzzellen in Kombination mit Chiptechnologien (3). Die Tests sind in
Validierungsstudien mit der Industrie erprobt worden und sogar für die
kosmetische Industrie oder für Chemikalientests einsetzbar. Doch die
Aufnahme der neuen Teststrategie in die Prüfvorschriften verzögert sich,
obwohl dies bis spätestens 2017 erfolgen sollte. Die Industrie wendet daher
weiter die veralteten Tests an.

Überfällig: Aufnahme der neuen Teststrategie



"Es ist ein Skandal, dass die Aufnahme der neuen CiPA-Teststrategie in die
Prüfrichtlinien verschleppt wird. Dies hat gravierende Folgen für Mensch
und Tier. Zum einen leiden und sterben unzählige Tiere in wissenschaftlich
rückständigen Tests, die die Herzgiftigkeit der Arzneimittel nicht
zuverlässig entdecken. Zum anderen stellt dies auch eine Gefahr für den
Menschen dar, weil so Arzneimittel, die herztoxisch wirken, auf den Markt
kommen könnten", kritisiert Dr. Christiane Hohensee, Leiterin des
Wissenschaftsportals Invitro+Jobs.

Hinzu kommt, dass auf Basis der veralteten Tests Substanzen
fälschlicherweise als kardiotoxisch ermittelt und aussortiert werden,
obwohl sie nicht herzschädigend sind. Dies bremst die Entwicklung wirksamer
Arzneimittel aus. Der Bundesverband Menschen für Tierrechte fordert darum
die Beschleunigung der Aufnahme der neuen, tierfreien Methoden in die
entsprechenden Prüfrichtlinien.

"Auch wenn die neuen Methoden noch nicht perfekt sind, müssen sie so
schnell wie möglich in die Prüfvorschriften aufgenommen werden. Denn sie
sind auf jeden Fall um ein Vielfaches besser als die aktuellen Tests und
ersparen Mensch und Tier viel Leid", sagt Hohensee.

Herausforderung: Ganzheitliche Simulation



Trotz der rasanten Entwicklung der Chip-Technologie ist ein ganzheitliches
Simulationssystem mit Blutkreislauf, Immun- und Hormonsystem noch nicht in
Sicht. Daran muss nach Ansicht des Verbandes mit allem Nachdruck geforscht
werden. "Nun gilt es die leidvollen Telemetrie-Implantat-Versuche an Hund
oder Affe so schnell wie möglich zu beenden. Das ist die große
Herausforderung der kommenden Jahre. Dies kann nur mit einer gezielten
Finanzierung der Entwicklung fehlender tierversuchsfreier Verfahren
funktionieren. Dazu brauchen wir einen eigenen Etat zur Förderung
tierversuchsfreier Verfahren, neue Kriterien bei der Vergabe von
Fördermitteln sowie eine umfassende Gesamtstrategie für eine tierleidfreie
Wissenschaft", schließt Hohensee.



Hier finden Sie weitere Informationen sowie die Online-Broschüre zum
"Replacement des Jahres" als Download: 

www.tierrechte.de


Anmerkungen:

(1) Die Richtlinie schreibt Tierversuche, Untersuchungen an isolierten
Tierherzen und einen tierversuchsfreien Test mit Herzkammerzellen vor. Im
Tierexperiment, dem sogenannten Telemetrie-Implantat-Versuch, wird an
Hunden oder Affen die Zeit der Erregungsrückbildung in den Herzkammern
gemessen. Die Richtlinie verlangt, dass die Kammer-Repolarisation und die
Ermittlung von Herzrhythmusstörungen an lebenden "intakten" Tieren
vorgenommen werden, auch um neuronale und hormonelle Einflüsse auf die
Wirkung der Arzneimittel zu erfassen. Verwendet werden fünf Hunde pro
Konzentration zuzüglich der Kontrolle. Im Durchschnitt sind es 30 Hunde pro
Substanz. Bei bestimmten Prüfsubstanzen werden die Versuche auch mit Affen
durchgeführt.

(2) Die Erregungsrückbildung wird auch an isolierten Herzen und Herzgeweben
von zuvor getöteten Kaninchen, Meerschweinchen, Ratten, Mäusen, Schweinen
oder Hunden untersucht (Langendorff-Herz). Dazu werden die Herzen mit der
Testsubstanz in einer Lösung umspült und das Aktionspotenzial gemessen.

(3) In der ersten Stufe der CiPA-Teststrategie finden in-vitro Tests mit
z.B. humanen Herzzellen aus induzierten pluripotenten Stammzellen (hiPSC)
statt, um herzgiftige Arzneimittelwirkungen auf sieben Ionenkanäle des
menschlichen Herzens zu ermitteln. Anschließend werden die Resultate
in-silico überprüft. Hierzu wird eine Computersimulation, in die ebenfalls
die Repolarisationszeiten der Herzzellen eingespeist sind, verwendet.
Dieser Testdurchlauf soll die Hinweise aus den vorausgegangenen in-vitro
Tests auf Herzrhythmusstörungen erhärten. In der zweiten Stufe werden die
Ergebnisse aus der ersten auf elektrophysiologische Effekte getestet. Hier
kommen Messplattformen mit humanen Herzzellen (hiPSC) zum Einsatz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. April 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. April 2018 
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